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Die Extremwetterlagen der letzten Jahre haben uns 
eindringlich vor Augen geführt, dass wir unseren 
Umgang mit der Ressource Wasser neu ausrichten 
müssen. Das zeigten uns deutlich die angespannten 
Hochwasserlagen und lokalen Starkregenereignisse 
im Sommer 2024 in Süddeutschland. Die Sommer 
werden nachweislich immer wärmer und Wasser-
mangel-Phasen treten immer häufiger auf. Sowohl 
zu viel als auch zu wenig Wasser stellt alle Ver-
antwortlichen und die Bürgerinnen und Bürger  
vor große Herausforderungen. Dabei haben wir 
gute Chancen, diese Extreme abzumildern, wenn 
wir die Ressource Wasser integraler bewirtschaften 
und in den urbanen Raum einbinden. Mit der Stra-
tegie zum Urbanen Wasserressourcenmanagement 
für Baden-Württemberg liegt nun ein weiterer 
wichtiger Baustein zur Zukunftsstrategie Wasser 
und Boden sowie zur Klimaanpassungsstrategie 
Baden-Württembergs vor.

Vorwort
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Thekla Walker MdL,
Ministerin für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg sind 
häufig so dicht bebaut, dass den Bächen und Flüs-
sen, aber auch dem Regenwasser kaum Raum zum 
Überlauf und zum Versickern bleibt. Überschwem-
mungen mit großem Schadenspotenzial können die 
Folge sein. Durch den Klimawandel werden diese 
Probleme weiter verstärkt. Deshalb müssen wir 
umsteuern: Anstatt Regenwasser direkt über die 
Kanalisation abzuleiten, sollten wir das Wasser als 
Ressource und Gestaltungselement in der Stadt 
betrachten. Wir können es speichern und nutzen 
sowie verdunsten und versickern lassen. Naturnahe 
Wasser- und Grünflächen wie urbane Teiche und 
Flüsse, Parks, Bäume und begrünte Gebäude sind 
unsere sogenannten blau-grünen Infrastrukturen. 
Sie können mit technischen Elementen wie etwa 
Zisternen und Kanälen gut kombiniert werden, um 
das Wasser im urbanen Raum zu bewirtschaften. 
So können wir uns Stück für Stück dem naturnahen 
Wasserhaushalt wieder annähern, das Ausmaß 
von Sturzfluten verringern und Schaden begrenzen. 
Zudem können wir das kostbare Wasser für trockene 
Perioden zwischenspeichern, die Wasserversorgung 
der grünen Elemente in den Städten und Gemeinden 
damit verbessern und durch Verdunstung die urbane 
Umgebung kühlen. Nebenbei schaffen wir lebens-
werte Städte und Gemeinden und mehr Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen.

Es gibt viele Herausforderungen, die eine Umset-
zung erschweren. Die bestehende Bebauung und 
die (Wasser-)Infrastruktur sind über Jahre ent-
standen und gewachsen. Die verbleibenden  
Flächen konkurrieren neben Wasser- und Grün-
flächen mit anderen Belangen. Hier müssen kluge 
und innovative Lösungen entwickelt werden, um 
die knappen Flächen multifunktional zu nutzen  
und die bestehende Infrastruktur anzupassen.

Mit der Strategie zum Urbanen Wasserressourcen-
management geben wir uns im Land ein gemein-
sames Leitbild und gemeinsame Ziele. Mit den 
zwölf Handlungsaktivitäten auf Landesebene 
werden wir verbesserte Rahmenbedingungen für 
die Kommunen zur Optimierung des urbanen Was-
serhaushaltes schaffen. Wir werden unter anderem 
Informationsangebote ausbauen, Fördermöglich-
keiten anpassen sowie den rechtlichen Rahmen 
und die fachübergreifende Gestaltung von Planungs-
prozessen prüfen. Es gibt aber auch bereits viele 
positive und beeindruckende Beispiele für den 
Umgang mit Wasser in den Städten und Gemeinden 
in Baden-Württemberg. Lassen Sie uns gemeinsam 
die Wasserressourcen im urbanen Raum noch 
besser bewirtschaften, um unsere Städte und 
Gemeinden zukunftsfähig und lebenswerter zu 
machen.
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Unsere Städte und Gemeinden stehen vor der 
großen Herausforderung, ihre Resilienz gegen  
extreme Wetterereignisse zu steigern und deren 
Folgen abzumildern. Urbane Infrastrukturen und 
Stadträume, deren Ausprägung und Gestaltung  
in der Vergangenheit richtig erschien, müssen an 
sich wandelnde Rahmenbedingungen angepasst 
werden. Das erfordert ein Umdenken in der  
Neuplanung aber auch beim Umbau städtischer 
Quartiere. 

Mut macht mir, dass die europäische Stadt immer 
wieder Krisen ausgesetzt war, sich diesen aber 
immer wieder erfolgreich anpassen und sich 
zugleich weiterentwickeln konnte. Und auch heute 
müssen wir die Chancen für Veränderungsprozesse 
nutzen und unsere Städte und Gemeinden dabei 
stärken. 

Vorwort
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Nicole Razavi MdL,
Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen 

Dabei müssen wir bedenken, dass in der Stadt- und 
Ortsentwicklung viele Maßnahmen lange Vorlauf- 
und Realisierungszeiten benötigen und planerische 
Impulse oftmals erst mittel- bis langfristig Wirkung 
entfalten. Zudem verlangt die Klimaanpassung 
kluge Veränderungen bestehender Siedlungs-
strukturen. Um dies bewältigen zu können, sind  
die planenden Städte und Gemeinden aufgefordert, 
unterschiedlichste fachliche Belange und Interessen 
zusammenzuführen. Auf der Grundlage von solchen 
integrierten Stadt- und Gemeindeentwicklungs-
konzepten kann eine nachhaltige Weiterentwicklung 
des Siedlungsbestands erfolgreich durchgeführt 
werden, indem Synergien genutzt und finanzielle 
Ressourcen geschont werden. 

Die gemeinsame Lösung der Wasserwirtschaft  
und der Stadtentwicklung orientiert sich am 
Schwammstadt-Prinzip. Sie ist das Ergebnis einer 
wassersensiblen Stadt- und Ortsentwicklung, in 
der dem Wasser im urbanen Raum eine zentrale 
Bedeutung eingeräumt wird. Niederschlagswasser 
muss dabei zwischengespeichert und verzögert 
wieder abgegeben werden. Durch eine dezentrale 
Regenwasserbewirtschaftung können Hitze und 
Trockenheit eingedämmt und mit einer effizienten 
Überflutungsvorsorge zusammengeführt werden. 
Dabei profitieren oft neue wie bestehende Wohn-, 
Arbeits- und Lebensumfelder von der Attraktivität; 
die eine integrierte Betrachtung wasserwirtschaft-
licher und städtebaulicher Ziele mit sich bringen 
kann. 

Die Landesstrategie für ein urbanes Wasserres-
sourcenmanagement spricht Handlungsempfeh-
lungen für eine umfassende Bewertung und Aus-
wahl geeigneter Maßnahmen, für Verbesserungen 
in der stadttechnischen Infrastruktur, Grünfläche 
und Wasserinfrastruktur und für eine Weiterent-
wicklung der hierfür erforderlichen Rahmenset-
zungen im Land aus. Sie verfolgt bewusst einen 
fach- wie auch ebenen-übergreifenden Ansatz. 
Denn die Umsetzung eines umfassenden urbanen 
Wasserressourcenmanagements in der Stadt-  
und Ortsentwicklung ist eine komplexe Heraus-
forderung, die einen interdisziplinär abgestimmten 
Planungsprozess im Land, in den Regionen und in 
den Städten und Gemeinden erfordert. 

Lassen Sie uns gemeinsam die Resilienz unserer 
Städte gegen die Auswirkungen des Klimawandels 
steigern und gleichzeitig unsere Plätze, Straßen-
räume, Grünanlagen und baulichen Anlagen so 
gestalten, dass wir uns dort auch künftig gerne 
aufhalten und uns mit ihnen identifizieren.
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Im Juli 2022 billigte das Kabinett Baden-Württem-
berg die Strategie zum Umgang mit Hochwasser 
und die Strategie zum Umgang mit Wassermangel 
in Baden-Württemberg. Damit wurde ein weiterer 
wichtiger Schritt zur Umsetzung der im Koalitions-
vertrag verankerten Zukunftsstrategie Wasser und 
Boden in Hinblick auf klimawandelangepasstes 
Wasserressourcenmanagement getan. So soll 
Risiken vorgebeugt werden, die sich aus der 
Zunahme von Extremwetterereignissen in Folge 
des Klimawandels ergeben.

Als einer von zwölf Punkten des Handlungspro-
gramms der Strategie zum Umgang mit Wasser-
mangel wurde die „Entwicklung und Umsetzung 
eines urbanen Wasserressourcenmanagements“ 
vereinbart. Um die Kommunen in der Umsetzung  
zu unterstützen, soll eine „fachübergreifende 
Abstimmung von Prozessen und Unterstützungs-
instrumenten“ erfolgen. Die hier vorliegende  
Strategie setzt dort an. Sie wurde in einem ressort-
übergreifenden Prozess mit einer projektbeglei-
tenden Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertreter-
innen und Vertretern verschiedener Ressorts, der 
Kommunalverbände und ausgewählter Kommunen 
sowie unter Einbeziehung von Fachverbänden 
entwickelt.

Im Rahmen von zwei interdisziplinären Beteili-
gungsworkshops im Juni und im November 2023 
wurden die Inhalte der Strategie erarbeitet und 
Entwürfe erörtert. Mithilfe einer Online-Befragung 
bei den 1.101 Kommunen in Baden-Württemberg 
wurden der kommunale Blickwinkel einbezogen 
sowie örtliche Erfahrungen und Herausforderun-
gen im Umgang mit Wasser im Siedlungsbereich 
gesammelt. Schriftliche Stellungnahmen beteilig-
ter Akteurinnen und Akteure zu Zwischenständen 
und zur Entwurfsfassung haben die Abstimmung 
und Konsolidierung der Strategie ergänzt.

Folgende aktuelle Entwicklungen auf Landes- und 
Bundesebene stellten wichtige Grundlagen dar: die 
Nationale Wasserstrategie (2023), die Entwicklung 
der LAWA-Strategie zur wassersensiblen Siedlungs-
entwicklung (2024), das Bundesklimaanpassungs-
gesetz (2023), die Entwicklung technischer Regel-

werke der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) 
und die Landesstrategien Baden-Württembergs zur 
Anpassung an den Klimawandel (2023), zum 
Umgang mit Hochwasser und Starkregen (2022) 
sowie mit Wassermangel (2022). Der Rahmen für 
die kommunale Anpassung an die Folgen des Kli-
mawandels ist in Baden-Württemberg auf Landes-
ebene bereits seit 2015 mit der ersten Klimaanpas-
sungsstrategie des Landes gesetzt worden. Diese 
wurde parallel zu dem im Februar 2023 verabschie-
deten Klimaschutz- und Klimawandelanpassungs-
gesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) fortge-
schrieben und im Juli 2023 veröffentlicht. Die 
Strategie enthält zahlreiche Handlungsansätze, um 
landesweite Maßnahmen umzusetzen und die Kom-
munen im Land bei der Klimawandelanpassung zu 
unter stützen. Darin spielt der Umgang mit der Res-
source Wasser eine zentrale Rolle, wie zum Beispiel 
die Minderung von Folgen der Hochwasser- und 
Starkregenereignisse, die Schaffung von Erho-
lungsräumen oder der Ausbau blau-grüner Infra-
strukturen zur Wasserspeicherung und Verduns-
tungskühlung.

Eine enge Verzahnung mit diesen Strategien ist ein 
wichtiges Ziel, damit nicht zahlreiche Säulen der 
integrierten Wasserressourcenbewirtschaftung 
nebeneinanderstehen, sondern integriert entwickelt 
und umgesetzt werden können.

Entscheidend ist, die verschiedenen Strategien 
und Handlungsempfehlungen in der Umsetzung 
und im Vollzug integriert zu betrachten und im 
Austausch und Dialog beteiligter Disziplinen  
Synergien zu nutzen. Der Umgang mit Wasser  
und die Anpassung an den Klimawandel sind 
Querschnittsthemen, die zusammen gedacht, 
behandelt und mit Engagement auf allen Ebenen 
angegangen werden müssen. Das dieser Strategie 
zugrunde liegende Verständnis des urbanen  
Wasserressourcenmanagements entspricht den 
Prinzipien und Grundsätzen des Konzeptes einer 
Schwammstadt sowie der wassersensiblen Sied-
lungsentwicklung und soll insofern synonym zu 
diesen Konzepten verstanden werden.

Vorbemerkung
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Der Wasserhaushalt ist in bebauten und nicht 
bebauten Siedlungsbereichen sowie im Natur-
haushalt über viele Jahrzehnte erheblich verändert 
worden. Eine wesentliche Rolle spielen hierbei 
neben den Veränderungen der Landnutzungen 
und der Wasserwirtschaft im Außenbereich, die 
Verdichtung und Vergrößerung von Siedlungen,  
die Folgen des Klimawandels sowie die infrastruk-
turellen Entwicklungen der Siedlungswasserwirt-
schaft. Deren fortlaufende Entwicklungen beein-
flussen unter anderem die Veränderung der 
Anforderungen und Rahmenbedingungen für 
sichere und gesunde Lebens-, Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen. Die Verknüpfung der vergan-
genen und gegenwärtigen Siedlungsentwicklungen 
mit den klimawandelbedingten Veränderungen 
lässt das wasserbezogene Risiko für Bevölkerung, 

Wirtschaft und Ökosysteme steigen. Insbesondere 
Art und Umfang von wassersensiblen Flächennut-
zungen, das Eintreten von Extremereignissen wie 
Hochwasser und Starkregen oder Wassermangel 
und Hitze sind hierbei von Bedeutung. Um diesen 
Herausforderungen adäquat zu begegnen, muss 
der Umgang mit der Ressource Wasser in Sied-
lungsbereichen hinterfragt und dort, wo es erfor-
derlich ist, so weit wie möglich angepasst werden. 
Hier setzen die Grundsätze des Konzepts einer 
Schwammstadt oder mit anderen Worten des urba-
nen Wasserressourcenmanagements (UWRM) an. 

Qualitative und quantitative Aspekte der urbanen 
Wasserressourcen sollen entsprechend der neu-
eren Erkenntnisse und Erfordernisse zu Risiken und 
Mangelerscheinungen zukünftig stärker bei Sied-

1.1 Ausgangspunkte

1  Anlass und  
Zielsetzung  
der Strategie
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Abbildung 1: Ziele der Strategie und zentrale Handlungsstränge

lungs- und Infrastrukturmaßnahmen berücksichtigt 
werden. An dieser Querschnittsaufgabe müssen 
sich alle relevanten Akteursgruppen der Wasser-
wirtschaft, der Freiraum- und Grünflächenplanung, 
der Klimaanpassung sowie der Stadt- und Verkehrs-
planung beteiligen. Ein Mitwirken auf allen Verwal-
tungsebenen ist notwendig. Mit den in dieser Stra-

tegie vereinbarten Aktivitäten soll den Kommunen 
ein praktikabler Rahmen geboten werden, um unter 
Berücksichtigung eigener Ressourcen und Aufgaben 
zu den Verbesserungen des urbanen Wasserhaus-
halts beizutragen. Der Umgang mit urbanen Wasser-
ressourcen ist ein wichtiger Baustein zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels.

Ziel der Strategie

Entwicklung und Aufzeigen von Leitbild, Zielen und 
Sollzuständen

Potenziale und Möglichkeiten von technischen, fach-
lichen, verwaltungstechnischen und gesellschaftlichen 
Aspekten aufzeigen

Besonderheiten für Neuplanung und Bestandsentwick-
lung darstellen

Vereinbarung eines Handlungsrahmens auf Landes-
ebene

Verbesserte Rahmenbedingungen für die kurz-,  
mittel- und langfristige Verbesserung des urbanen 
Wasserhaushalts schaffen

Praxistaugliche Hilfestellungen für die Aufgaben der 
Kommunen entwickeln

Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern

Zentrale Handlungsstränge

Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen

Fachlich-planerische Grundlagen erweitern und 
rechtliche Rahmenbedingungen prüfen

1.2 Ziel der Strategie

Das Ziel der Strategie ist die Entwicklung und  
Vereinbarung eines gemeinsamen Leitbildes und 
gemeinsamer Ziele zum UWRM. Dazu gehört auch 
die Entwicklung anzustrebender Sollzustände aus 
dem Zusammenwirken von Wasserwirtschaft, der 
Freiraum- und Grünflächenplanung, der Klimaan-
passung sowie der Stadt- und Verkehrsplanung. 
Die Besonderheiten bei Neuplanungen und 
Bestandsentwicklungen werden hierbei differenziert 
dargestellt. Die Strategie sensibilisiert damit für die 
Potenziale und Möglichkeiten von technischen, 
fachlichen, verwaltungstechnischen und gesell-
schaftlichen Aspekten zur Umsetzung des UWRM 
unterhalb der Ebene verbindlicher Regelungen.

Um es den Kommunen zu erleichtern, konkrete 
Prozesse und Maßnahmen für das UWRM in ihrer 

Zuständigkeit umzusetzen, ist es zudem das Ziel 
der Strategie einen Handlungsrahmen auf Landes-
ebene zu entwickeln und zu vereinbaren. Mit diesem 
sollen verbesserte Rahmenbedingungen für die 
Kommunen zur kurz-, mittel- und langfristigen 
Verbesserung des urbanen Wasserhaushalts 
geschaffen werden. Dazu gehört, dass praxistaug-
liche Hilfestellungen für die Aufgaben der Kommu-
nen entwickelt werden sollen, damit die dringend 
und zeitnah notwendigen Verbesserungen beim 
UWRM in der Planungs-, Verwaltungs- und Umset-
zungspraxis erreicht werden.

Die strategischen Ziele und die daraus abgeleiteten 
zentralen Handlungsstränge sind in Abbildung 1 
dargestellt.
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Die Entwicklung der strategischen Ziele und die 
Ausgestaltung der zentralen Handlungsstränge 
basiert auf folgenden Erkenntnissen: 

•  Planungsprozesse der Stadt-, Verkehrs-, Grün-
flächen- und Freiraumplanung sowie der Klima-
anpassung sollen enger mit den Erfordernissen 
eines nachhaltigen Wasserressourcenmanage-
ments verknüpft sein.

•  Die Auslegung einschlägiger Regelwerke und 
insbesondere deren Zusammenwirken bei res-
sortübergreifenden Fragen und Lösungsansätzen 
bedarf eines gemeinsamen Verständnisses. Dies 
betrifft auch die Zusammenarbeit an praxisorien-
tierten Lösungen für die Überwindung von Hinder-
nissen bei der integrierten, interdisziplinären 

Planung und Umsetzung sowie hinsichtlich des 
Zusammenspiels von Förderungen. 

•  Konkrete praxistaugliche Hilfsmittel sind für die 
Verbesserung des UWRM in vorhandenen Quartie-
ren notwendig. Die Möglichkeiten der Planungsins-
trumente der Stadtplanung (Stadtentwicklungs-
planung, Bauleitplanung, Stadt sanierung, 
Städte bauförderung), der Siedlungsentwässe-
rung, des Verkehrswesens sowie der Grünflächen-
und Freiraumplanung und der Klimaanpassung 
müssen mit dem Ziel der effektiven Verknüpfung 
untereinander verstanden werden. Hochwasser- 
und Starkregenrisikomanagements und die 
Belange der Gewässerökologie müssen berück-
sichtigt und fachgebietsübergreifend erörtert 
werden.

1.3  Adressaten von Strategie und Handlungserfordernissen

Die Strategie richtet sich im Sinne einer Strategie 
des Landes primär an die Landesverwaltung in den 
relevanten Ressorts, insbesondere Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft, Landesentwicklung und 
Wohnen, Verkehr sowie Inneres, Digitalisierung und 
Kommunen. Mit ihren konkreten Handlungserfor-
dernissen und dem Handlungskatalog schafft die 
Strategie damit einen zukunftsweisenden Rahmen, 
damit konkrete Maßnahmen auf kommunaler Ebene 
integriert geplant und zügig umgesetzt werden. So 
wird die Handlungsfähigkeit und -bereitschaft zur 
Umsetzung des UWRM im öffentlichen und priva-
ten Bereich erhöht. Dies betrifft außer den kom-
munalen Planungsstellen und Entscheidungsträge-

rinnen und Entscheidungsträgern vor allem auch 
Planerinnen und Planer, Investorinnen und Investo-
ren sowie Bauherrinnen und Bauherren im privaten 
Bereich. Darüber hinaus beinhaltet die Strategie 
auch Empfehlungen für die kommunale Ebene.

Indirekt sind alle Akteurinnen und Akteure in Baden-
Württemberg von der Strategie betroffen, die direkt 
oder indirekt den Wasserhaushalt in Siedlungsge-
bieten beeinflussen oder davon abhängig sind. Ein 
gemeinsames Grundverständnis und eine generell 
gemeinsame Zielsetzung für das Handeln stellen die 
Grundlage für Verbesserungen dar.
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Dies betrifft gemäß der Bund/Länder Arbeitsge-
meinschaft Wasser (LAWA) (2024) folgende Auf-
gabenfelder und Disziplinen:

Abbildung 2: Zentrale Aufgabenfelder und beteiligte Disziplinen des UWRM als wichtiger Baustein der Anpassung an den 
Klimawandel (Quelle: LAWA 2024)

Die zahlreichen relevanten öffentlichen und privaten 
Akteurinnen und Akteure sind aufgerufen, den durch 
die Landesaktivitäten entsprechend verbesserten 
Rahmen durch die Umsetzung von konkreten ört-
lichen Maßnahmen auszufüllen und auszuschöpfen. 
Grundlegend ist der gemeinsame Wille zur Berück-

•  Naturschutz
•  Bodenschutz
•  Landschaftsplanung/  
Grünordnungsplanung

•  Bau/Pflege von Grünflächen/
Parks

•  Baumsatzungen

•  Planung und Umsetzung von 
Entwicklungs- und Bauvorhaben

•  Koordination mit Grün- und 
Erschließungsplanung 

•  Bewertung von Risiken im Hinblick auf  
Versicherungsangebote/-policen

• Minderung von Risiken

•  Überwachung der Einhaltung von Gefahrenabwehr-VO
•  Alarm- und Einsatzplanung
•  Identifikation von Gefahrenschwerpunkten
•  Vorbereitung auf Gefahrenlagen

•  Generalverkehrsplanung
•  Erschließungsplanung
•  Verkehrswegebau/-unterhaltung

•  Generalentwässerungs-
planung

•  Entwässerungsplanung
•  Kanalbau/-unterhaltung
•  Abwasserreinigung

•  Gewässerunterhaltung/-ökologie
•  Grund- und Trinkwasserschutz
•  Wasserversorgungskonzepte
•  Hochwasserrisikomanagement
•  Starkregenrisikomanagement

•  Stadtentwicklungsplanung
•  Bauleitplanung
•  Quartierskonzepte
•  Vorhabens-/Erschließungsplanung
•  Baugenehmigung

* Von wassersensiblen Planungen betroffene Akteurinnen und Akteure ohne unmittelbare eigene Planungsbeiträge G
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sichtigung der Strategie und zur Umsetzung auf 
allen Ebenen der jeweiligen Zuständigkeitsbereiche. 
Die große Querschnittsaufgabe Wasserressourcen-
management kann nur mit gemeinsamen gesell-
schaftlichem, politischem und fachlichem Willen 
und Engagement gelingen.
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1  Der IPCC entwickelte für den 5. Sachstandsbericht Szenarien, die auf der Entwicklung der absoluten Treibhausgaskonzentrationen 
in der Atmosphäre im Jahr 2100 beruhen und durch den jeweiligen repräsentativen Konzentrationspfad (Englisch representative 
concentration pathway, kurz RCP) benannt werden.

2  Kenntnisse zur Veränderung von Klimaparametern werden auf Basis von Klimaprojektionen und der Anwendung von Multi-Modell-
Ensembles gewonnen. Aus der Modellierung ergibt sich eine Bandbreite an potenziellen minimalen und maximalen Veränderungen, 
die das Spektrum der potenziellen Entwicklungen darstellen. Der Median stellt den Wert dar, für den 50 Prozent der Werte darüber 
und 50 Prozent der Werte darunter liegen. Weitere diesbezügliche Informationen zur Verwendung von Klimamodellauswertungen für 
Baden-Württemberg finden sich unter pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/10224 (LUBW 2021b).

2.1  Veränderung des Klimas in Baden-Württemberg

Wie sich in Baden-Württemberg die klimatischen 
Gegebenheiten mittel- und langfristig ändern 
werden, untersucht die Landesanstalt für Umwelt 
Baden-Württemberg (LUBW) unter anderem im 
länder- und fachübergreifenden Kooperationsvor-
haben KLIWA (Klimaveränderungen und Konse-
quenzen für die Wasserwirtschaft). Das Ausmaß 
der Veränderungen hängt von den Klimaschutz-
bemühungen auf allen nationalen Ebenen ab. Der 
Weltklimarat (englisch Intergovernmental Panel 
on Climate Change (IPCC)) entwickelt für die 

Zukunft Szenarien1, von denen zwei von besonderer 
Relevanz sind: Das „Weiter-wie-bisher“-Szenario 
(RCP 8.5; es werden keine Klimaschutzmaßnahmen 
getroffen) und das Szenario „Moderate Entwick-
lung“ (RCP 4.5; es wird ambitionierter Klimaschutz 
betrieben). In den Szenarien werden die jeweiligen 
Veränderungen der klimatischen Parameter für die 
Zeiträume 2021 – 2050 und 2071 – 2100 gegenüber 
dem Referenzzeitraum von 1971 – 2000 betrachtet. 
Aktuell zu erwartende Veränderungen2 relevanter 
Klimaparameter sind in Tabelle 1 dargestellt.

2  Grundlagen  
für die  
Strategie 

14

http://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/10224


Tabelle 1: Veränderung einschlägiger Klimaparameter in Baden-Württemberg gegenüber dem Referenz-
zeitraum für die nahe und ferne Zukunft hinsichtlich des Medians der Szenarien „RCP 4.5“ und „RCP 8.5“ 
(Quelle: UMBW 2023)

Referenzzeitraum 
1971–2000 

Nahe Zukunft 
2021–2050 

Ferne Zukunft 
2071–2100

Szenario  RCP 4.5 RCP 8.5 RCP 4.5 RCP 8.5

Jahresmitteltemperatur 8,4 °C + 1,2 + 1,4 + 2,1 + 3,8

Sommerniederschlag 307,3 mm - 0,8 % - 1,4 % - 4,7% - 14,7 %

Winterniederschlag 219,9 mm + 5,5 % + 5,7 % + 14,4 % + 18,5 %

Heiße Tage 5,0 Tage + 5,1 + 5,1 + 10,0 + 24,0

Tropennächte 0,1 Nächte + 0,7 + 0,8 + 2,3 + 9,4

Zunahme intensiver  
Niederschläge  
(99. Perzentil)

25,4 mm + 5,0 % + 6,8 % + 7,5 % + 16,2 %

Erläuterung: Zeitraum Sommer: Juni-August; Zeitraum Winter: Dezember-Februar; Heiße Tage: Tage, deren maximale Tempe-
ratur gleich oder größer 30 °C ist; Tropennächte: Nächte, deren minimale Temperatur gleich oder größer 20 °C ist. Weitere In-
formationen zum Spektrum der potenziellen Entwicklungen der Klimakennwerte finden sich in UMBW 2023 und LUBW 2021a.

3 Tage, deren maximale Temperatur gleich oder größer 30 Grad Celsius ist.
4 Nächte, deren minimale Temperatur gleich oder größer 20 Grad Celsius ist.
5 zeitlich und lokal begrenzte konvektive Niederschlagsereignisse mit hohen Niederschlagsintensitäten

Demnach ist derzeit mit einem Anstieg der durch-
schnittlichen Jahrestemperaturen sowohl in der 
nahen (2021–2050) als auch in der fernen (2071–
2100) Zukunft zu rechnen, was sich wiederum auf 
weitere Klimaparameter auswirken wird (UMBW 
2023). Besonders schädlich wirkt sich die Zunahme 
der Klimakennwerte Heiße Tage3 und Tropen-
nächte4 auf die gesundheitliche Situation der 
Bevölkerung aus. Darunter leiden vor allem vulne-
rable Bevölkerungsgruppen (alte, kranke und pfle-
gebedürftige Personen, wohnungslose Menschen 
sowie Säuglinge und Kleinkinder). Menschen in 
dicht besiedelten Gebieten sind aufgrund des 
Wärmeinsel-Effektes besonders betroffen. Da die 
Bevölkerungszahl in den Städten steigt, sind 
immer mehr Menschen von diesem Effekt betroffen 
(UMBW 2020).

Darüber hinaus ist mit einer Veränderung der  
Niederschlagsverteilung über das Jahr zu rech-
nen. Dies bedeutet, dass die Niederschläge ten-
denziell im Winter zunehmen und im Sommer 
abnehmen. Der Temperaturanstieg und eine Ver-
längerung der Vegetationsperiode können zu 

einer höheren Verdunstungsrate und bei zugleich 
weniger werdenden sommerlichen Niederschlägen 
und rückläufigen Schneeschmelzen zu einem 
Rückgang der Wasserreserven und zu geringeren 
Grundwasserständen führen. Es ist daher zu 
erwarten, dass die Sommer in Baden-Württemberg 
prinzipiell trockener werden. Diese Tendenz lässt 
sich bereits heute feststellen und könnte sich 
zukünftig noch verschärfen (UMBW 2023).

Die Erhöhung der Jahresmitteltemperatur führt 
außerdem dazu, dass die Atmosphäre mehr Wasser-
dampf aufnehmen kann. Dieses Phänomen hat 
bereits in den letzten Jahren dazu geführt, dass 
sich Starkregenereignisse5 häufen. Es ist zu 
erwarten, dass diese Ereignisse auch in Zukunft 
häufiger auftreten werden. Ferner ist eine Zunahme 
in Häufigkeit, Höhe und Dauer von Hochwassern 
wahrscheinlich. Grund sind die voraussichtlich 
höheren Niederschläge im Winter in Form von 
Regen statt als Schnee und der dadurch bedingten 
Reduzierung der Zwischenspeicherung des Nieder-
schlags im Einzugsgebiet (UMBW 2023).
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Der Wasserhaushalt setzt sich aus den drei Kenn-
größen Verdunstung (Evapotranspiration), Grund-
wasserneubildung (durch Versickerung) und Ober-
flächenabfluss (über die Stadtentwässerung, 
Kanäle sowie Gewässer) zusammen. Durch infra-
strukturelle Entwicklungen im Siedlungs- und 
Stadtraum über Jahrhunderte wie zunehmende 
Versiegelung mit Sammlung und Ableitung von 
Niederschlagswasser über die Kanalisation und 
Verdolung von natürlichen Bachläufen, weicht der 
urbane Wasserhaushalt in den meisten Fällen stark 
von dem natürlichen ab (siehe Abbildung 3).

Durch die Veränderungen und die Versiegelung 
der Böden kann weniger Wasser in den Boden 
infiltrieren, wodurch dieser zunehmend seine 
natürlichen Funktionen (zum Beispiel Wasser-
speicher- und Kühlfunktion) verliert. Klimawandel-
bedingte Hitze und Trockenheit (siehe Kapitel 2.1) 
verstärken diesen Funktionsverlust der Böden. 
Dies führt dazu, dass Grünstrukturen in urbanen 
Räumen verstärkt unter Hitze und Trockenheit 
leiden, eines höheren Pflegeaufwands bedürfen 
und möglicherweise Schaden nehmen. Intakte 
Grünstrukturen und Böden tragen jedoch zur  
Verdunstung und der damit verbundenen Kühl-

Abbildung 3: Vergleich des natürlichen (links) und eines urbanen (rechts) Wasserhaushalts  

 Große Evapotranspiration

Geringer Oberflächenabfluss 

Große Grundwasserneubildung

Niederschlag

Geringe Evapotranspiration

Großer und rascher
Oberflächenabfluss 

Geringe Grundwasserneubildung

Niederschlag

2.2  Siedlungs- und klimawandel bedingte Veränderungen  
für den urbanen Wasserhaushalt

funktion bei, was insbesondere vor dem Hinter-
grund einer zunehmenden Anzahl an heißen 
Tagen und Tropennächten relevant ist (siehe  
Kapitel 2.1). Je weniger intakte Grünstrukturen 
und Böden vorhanden sind, desto geringer ist  
die kühlende Wirkung auf das Mikroklima.

Eine verringerte Versickerungs- und Speicherfähig-
keit der Böden bewirkt außerdem, dass Wasser zu 
größten Teilen oberflächig abfließt. Für starke Nie-
derschläge im Sommer (siehe Kapitel 2.1) bedeutet 
dies bei hohen Versiegelungsgraden und geringer 
Versickerungsmöglichkeit hohe Oberflächenab-
flüsse. Solche Ereignisse können in Siedlungsbe-
reichen zu Sturzfluten und zur Überflutungsge-
fährdung von Siedlungen und Bebauungen führen. 

Ferner bedeuten die beschriebenen Zusammen-
hänge, dass die Grundwasserneubildung stark 
vermindert wird. Dies hat langfristig negative  
Auswirkungen auf die Grundwasserressourcen.

Vor diesem Hintergrund nimmt Flächenneuin-
anspruchnahme und Flächenmanagement eine  
wichtige Rolle hinsichtlich des urbanen Wasser-
haushalts ein. In Baden-Württemberg konnte die 
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Abbildung 4: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Baden-Württemberg von 1996 bis 2023 (Quelle: Statistisches 
Landesamt Baden-Württemberg 2024)
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tägliche Flächenneuinanspruchnahme seit dem 
Jahr 2000 von 12 Hektar pro Tag auf zuletzt  
5,1 Hektar pro Tag (2023) gesenkt werden (siehe 
Abbildung 4). Die Landesregierung hat sich zum 
Ziel gesetzt, die Flächenneuinanspruchnahme 
weiter zu verringern. Im Koalitionsvertrag ist als 
„ambitioniertes Ziel“ formuliert: „maximal 2,5 Hektar 
pro Tag; bis 2035 Netto-Null“. Damit will das Land 
entscheidend zur Erreichung des Flächensparziels 
der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
beitragen, wonach bis zum Jahr 2030 die Neuin-
anspruchnahme von Flächen für Siedlungen und 
Verkehr im Bundesgebiet auf unter 30 Hektar pro 
Tag verringert werden soll. Neben dem Zusammen-
wirken beim Einhalten des Flächensparziels durch 
alle maßgeblichen Akteurinnen und Akteure bedarf 
es gleichermaßen eines klugen Flächenmanage-
ments, um den vielfältigen Ansprüchen an die 
begrenzte Flächenverfügbarkeit begegnen zu kön-
nen. Mit einer multifunktionalen Flächennutzung 
können zum Beispiel Synergien zwischen Verkehrs-, 
Aufenthalts- und Retentionsflächen genutzt und 

Funktionen zur Klimaanpassung (wie Überflutungs-
vorsorge, Verdunstung, Verschattung, Versickerung) 
erfüllt werden.

Die Wirkungen der Infrastrukturentwicklung, der 
Flächeninanspruchnahme und Nutzungsintensi-
vierung auf den Wasserhaushalt werden durch die 
in Kapitel 2.1 beschriebenen Klimawandeleinflüsse 
negativ verstärkt. Selbst bei ambitioniertem Klima-
schutz ist langfristig mit Veränderungen der klima-
tischen Parameter zu rechnen. Hitzeinseln in wach-
senden Städten, Trockenheit in wasserarmen 
Sommern und urbane Sturzfluten entlang versiegel-
ter Flächen sind Folgen, mit denen sich Kommunen 
konfrontiert sehen. Eine Anpassung an diese Ver-
änderungen ist heute sowie zukünftig dringend not-
wendig. Es ist essenziell, die Ressource Wasser in 
den Kommunen für die verschiedenen Nutzungen 
und Funktionen zu schützen, nachhaltig zu bewirt-
schaften und sich dadurch dem naturnahen Wasser-
haushalt wieder anzunähern.
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2.3  Definition: Urbanes Wasserressourcenmanagement (UWRM)

Im Rahmen dieser Strategie sollen die Begriffe 
Schwammstadt und wassersensible oder auch 
wasserbewusste Siedlungsentwicklung synonym 
mit dem UWRM verstanden werden.

Prinzipiell gilt: Die Wiederherstellung, Verbesserung 
oder der Erhalt eines naturnahen Wasserhaushalts 
in Siedlungsbereichen ist die Grundlage zur Errei-
chung der Ziele des UWRM (siehe Kapitel 3.2). Dies 
bedeutet die Abkehr vom bisherigen Ansatz, nach 
dem Wasser schnellstmöglich über die Kanalisation 
aus Siedlungsbereichen abgeleitet werden soll. 
Das Wasser soll vielmehr lokal versickert, verduns-
tet, gespeichert und genutzt oder kleinteilig in ein 
Gewässer eingeleitet werden.

Die Anforderungen an einen naturnahen Wasser-
haushalt sind aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
grundsätzlich definiert: Die Deutsche Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. 
(DWA) beschreibt in den Leitlinien DWA-A 100, 
dass „die Veränderungen des natürlichen Wasser-
haushalts durch Siedlungsaktivitäten in mengen-
mäßiger und stofflicher Hinsicht so gering zu halten 
[sind], wie es technisch, ökologisch und wirtschaft-
lich vertretbar ist.“ (DWA 2006). Über die Grund-
sätze zur Bewirtschaftung und zur Behandlung 
von Regenwetterabflüssen hinaus und damit des 
natürlichen Wasserhaushalts (siehe DWA-A 102-2 
(DWA 2022a)) ist es insbesondere erforderlich, die 
Auswirkungen und Kosten des Klimawandels in 
Abwägungsprozessen zu berücksichtigen. Die 
DWA empfiehlt hierzu, bei der Wirtschaftlichkeits-
betrachtung von Planungen und Maßnahmen zur 
Niederschlagswasserbewirtschaftung einen „Ver-
gleich alternativer Maßnahmen und Maßnahmen-
kombinationen mit Gegenüberstellung der jewei-
ligen Kosten und Nutzen“ einzubeziehen (DWA 
2022a). Dies impliziert auch, welche Kosten durch 
alternative Maßnahmen potenziell vermieden wer-
den können und welche Nutzungen langfristig 
überwiegen.

Die Beurteilung der quantitativen Naturnähe des 
Wasserhaushalts und der Auswirkungen von Pla-
nungen und Maßnahmen erfolgt prinzipiell anhand 
der drei wesentlichen Kenngrößen der Wasser-
haushaltsbilanz: Oberflächenabfluss, Verdunstung 

Urbanes Wasserressourcenmanagement steuert 
die Sicherung, den Umgang und die Nutzung von 
Wasserressourcen in und unter besiedelten und 
neu zu besiedelnden Gebieten insbesondere vor 
dem Hintergrund zunehmender Wasserextreme wie 
Starkregen, Hochwasser und Trockenheit/Wasser-
mangel, auch als Folge des Klimawandels. Damit 
stellt es einen wichtigen Baustein der Klimawandel-
anpassung dar. UWRM ist eine Querschnittsaufgabe, 
an der verschiedene Akteurinnen und Akteure der 
Stadt- und Verkehrsplanung sowie der Grünflächen- 
und Freiraumplanung, der Wasserwirtschaft und 
Klimawandelanpassung beteiligt werden müssen 
(siehe Kapitel 1.3).

Die Prinzipien des UWRM werden je nach Planungs-
disziplin und fachlichem Umfeld mit anderen 
Begriffen benannt: 

•  „Schwammstadt“ beschreibt bildlich das urbane 
Umfeld zusammen mit dem Untergrund als 
Schwamm, in dem die Wasserressourcen gespei-
chert und zur Wiederverwendung bereitgehalten 
werden. Dieser Begriff ging ursprünglich aus land-
schaftsplanerischen Prinzipien hervor, bei denen 
die natürlichen Bedingungen, der Schwamm, im 
Vordergrund stehen. Der Ursprung des Begriffs ist 
die „Sponge-City“, ein Anfang der 2000er-Jahre in 
China entwickeltes Planungsprinzip.

•  „Wassersensible“ oder auch „wasserbewusste 
Siedlungsentwicklung“ werden ebenfalls weit-
gehend synonym verwendet, wobei die Siedlungs-
entwicklung und Stadtplanung im Vordergrund 
der integrierten Prozesse stehen und die Wasser-
wirtschaft begrifflich in den Hintergrund tritt.

•  „Naturnahe Niederschlagswasserbewirtschaftung“ 
wird bereits seit den 1990er-Jahren zunächst mit 
dem Ziel der Kosteneinsparung in Entwässerungs-
systemen und der Schonung des Wasserhaushalts 
durch eine ortsnahe Versickerung, Verdunstung, 
Speicherung und Wiederverwendung von Nieder-
schlagswasser betrieben. Insofern stimmen die 
wesentlichen Prinzipien mit denen einer 
Schwammstadt oder einer wassersensiblen/-
bewussten Siedlungsentwicklung überein.
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und Grundwasserneubildung (durch Versickerung). 
Die DWA formuliert hierzu in ihren Leitlinien 
DWA-A 102-2 (Bewirtschaftung und Behandlung 
von Regenwetterabflüssen) die Notwendigkeit des 
„möglichst weitgehenden Erhalts der Flächen-
durchlässigkeit sowie der Stärkung der städtischen 
Vegetation“ (DWA 2022a).

Es ist folglich das Prinzip des UWRM
(1)  bei unvermeidbaren Neuplanungen auf natür-

lichen Flächen die Verschlechterungen der 
Wasserhaushaltsbilanz zu vermeiden oder 
prinzipiell so gering wie möglich zu halten und

(2)  bei Überplanungen und Sanierungen von 
Bestandsgebieten eine Verbesserung der Was-
serhaushaltsbilanz zu erreichen und sich einer 
naturnahen Wasserhaushaltsbilanz anzunähern.

Das bedeutet vereinfacht:
•  Verminderung des Oberflächen-  
und Gebietsabflusses

•  Erhöhung der Versickerung  
(und folglich der Grundwasserneubildung)6

•  Erhöhung der Verdunstung

Neben diesen drei Größen der Wasserhaushalts-
bilanz und unter Berücksichtigung der lokalspezi-
fischen Gegebenheiten und Anforderungen sind 
die Prinzipien zum Management von Starkregen7, 
Hochwasser8 und Wassermangel9 sowie die Anfor-
derungen der Gewässerökologie zu berücksichtigen.

An diesen Grundsätzen des UWRM setzen blau-
grüne Infrastrukturen an. Sie bezeichnen die Ver-
knüpfung von wasserbezogenen (blau) und vege-
tationsbezogenen (grün) Infrastrukturen wie 
urbane Gewässer, öffentliche Parks, Stadtbäume, 
Tiny Forests, private Bepflanzungen oder Gebäude-
begrünungen, die mehrere Funktionen unter ande-
rem für das Mikroklima, den Wasserhaushalt und 
die Aufenthaltsqualität erfüllen. Das Prinzip folgt 
dem Gedanken, dass Ökosysteme und ihre Leistun-
gen – etwa intakte Auen oder städtische Grünflä-
chen – ebenso wie technische und digitale (graue) 
Infrastruktur für eine nachhaltige Entwicklung 
unverzichtbar sind. Blaue und grüne Infrastruktur 
trägt zum menschlichen Wohlergehen durch Klima-
regulation, Erholung und Erleben von Natur und 
Landschaft und zum Erhalt der biologischen Viel-
falt bei.

6  Versickerung von Niederschlagswasser trägt maßgeblich zur Grundwasserneubildung bei. Ferner sind versickerungsstarke Ober-
flächen/Systeme für den Wasserrückhalt in der Fläche und die Wasserspeicherung relevant. Gleichwohl dass die Grundwasserneu-
bildung ein Parameter der Wasserhaushaltsbilanz ist, wird aus diesen Gründen der Begriff „Versickerung“ im Folgenden verwendet.

7  Vergleiche Leitfaden „Kommunales Starkregenrisikomanagement in Baden-Württemberg“ (2016)
8  Vergleiche Strategie zum Umgang mit Hochwasser in Baden-Württemberg (2022)
9  Vergleiche Strategie zum Umgang mit Wassermangel in Baden-Württemberg (2022)

Die vorliegende Strategie soll in urbanen, das heißt 
überwiegend dicht bebauten Siedlungsräumen 
(Bestand) und in neu entstehenden Bebauungs-
gebieten wie Industrie- und Gewerbegebieten oder 
Wohnbebauung umgesetzt werden. Nicht nur 
Städte, sondern auch ländliche Kommunen können 
diese Strukturen aufweisen und verfügen deshalb 
über wichtige Potenziale für die Umsetzung der 
Strategie.

Der Geltungsbereich erstreckt sich außerdem auf 
urbane (Fließ-)Gewässer, in denen gewässeröko-
logische Anforderungen sowie Hochwasser, Nied-
rigwasser und Starkregen im Rahmen des UWRM 
eine Rolle spielen. Der Außenbereich steht hin-
sichtlich des Wasserressourcenmanagements in 

2.4 Geltungsbereich der Strategie

vielfacher Wechselwirkung mit dem bebauten 
Raum. So kann der Oberflächen- und Gebietsab-
fluss am Siedlungsrand die Siedlungsbereiche 
erheblich durch Starkregen- und Hochwasserab-
fluss beeinflussen. Diese Zusammenhänge dürfen 
beim UWRM nicht ausgeblendet werden. Der Fokus 
der konkreten Maßnahmen des UWRM liegt auf 
den Siedlungsräumen. Die Handlungserfordernisse 
dieser Strategie zielen auf die Unterstützung, För-
derung und Befähigung der kommunalen Planung 
im urbanen Raum ab, daher werden die Wechsel-
wirkungen mit dem Freiraum im Außenbereich 
nicht vertieft berücksichtigt. Hierzu wird auf die 
Strategien zum Umgang mit Hochwasser und Was-
sermangel und auf das kommunale Starkregenrisi-
komanagement in Baden-Württemberg verwiesen.

19



Die Ausrichtung dieser Strategie wird anhand des 
im Strategieprozess entwickelten Leitbildes 
beschrieben, das gemeinsam mit zahlreichen 
Akteurinnen und Akteuren verschiedener beteiligter 
Disziplinen erarbeitet wurde:

10  Betriebswasser als aufbereitetes Niederschlags- oder Grauwasser ist Wasser in ausreichend guter Qualität für den Gebrauch im 
Haushalt, Gewerbe, zur Bewässerung oder zu Reinigungszwecken. Zum Teil werden noch die Begriffe Brauchwasser oder Nutz-
wasser als Synonym verwendet. Diese Begriffe sind nicht klar definiert und sollten nicht mehr verwendet werden (LAWA 2024).

3.1  Leitbild UWRM für Baden-Württemberg

Leitbild UWRM Baden-Württemberg

Städte und Gemeinden sollen einschließlich 
ihrer Gebäude, Infrastrukturen und Freiräume 
zukünftig so gestaltet und entwickelt werden, 
dass die Wasserressourcen qualitativ und 
quantitativ nicht verschlechtert und so weit 

wie möglich verbessert werden. Dies soll 
Hand in Hand gehen mit der Gefahrenvor-
sorge vor Extremereignissen wie Starkregen, 
Hochwasser und Wassermangel und den 
Belangen der Gewässerökologie. Nieder-
schlags- und Betriebswasser10 sollen unter 
Berücksichtigung der Qualitätsanforderungen 
für Maßnahmen der blau-grünen Infrastruktur 
bewirtschaftet und genutzt werden. Die blau-
grünen Maßnahmen sollen gleichzeitig einen 
Beitrag zur qualitativ wertvollen und attrakti-
ven Gestaltung der Wohn-, Arbeits- und 
Lebensumfelder leisten.

3  Leitbild und Ziele  
für das UWRM  
in Baden-Württemberg
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Das auf dem Leitbild aufbauende Zielsystem 
(siehe Abbildung 5) berücksichtigt einschlägige 
sektorale und querschnittsorientierte Zielvorgaben 
aus relevanten strategischen, rechtlichen, fach-
lichen und wissenschaftlichen Grundlagen für 
Baden-Württemberg und die Bundesebene. Es ist 
in Ober- und Unterziele gegliedert und verdeutlicht, 
dass zukunftsorientiertes UWRM neben der Errei-
chung wasserwirtschaftlicher Ziele vor allem auch 
den Zielen der Stadt- und Raumentwicklung, der 
Klimawandelanpassung und den ökologischen 
Zielen des Naturschutzes dienen muss. Somit 
beinhaltet das UWRM Ziele

•  der Wasserwirtschaft im Sinne des Schutzes und 
der Bewirtschaftung der Ressource Wasser sowie 
im Sinne des Starkregen- und Hochwasserrisiko-
managements

•  des Städtebaus und der nachhaltigen Stadtent-
wicklung im Sinne der Daseinsvorsorge, des  
Ressourcenschutzes, des Erhalts lebenswerter, 
gesunder und gleichwertiger Lebens-, Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen sowie der Mobilität 

•  der Klimawandelanpassung im Sinne der Anpas-
sungsstrategie Baden-Württemberg und der zahl-
reichen kommunalen Klimaanpassungsstrategien 
und -konzepte sowie

•  des Naturschutzes, zum Beispiel für urbanes Grün 
(Stadtgrün) oder die Artenvielfalt.

Aus diesen zahlreichen, sich gegenseitig ergän-
zenden und interagierenden Rahmenbedingungen 
resultieren fünf Oberziele und daraus abgeleitete 
wasserbezogene Ziele des UWRM (siehe Abbildung 
5). Grundlage für die Zielerreichung ist die Wieder-
herstellung, Verbesserung oder der Erhalt des 
naturnahen Wasserhaushalts in Siedlungsbereichen 
(siehe Kapitel 2.3).

Für alle dargestellten Ziele gilt, dass sie die Bewirt-
schaftung aller vorhandenen Wasserressourcen im 
Betrachtungsraum umfassen: Niederschlagswasser, 
Oberflächengewässer, Grundwasser und Abwasser. 
Grundsätzlich müssen die geltenden Anforderungen 
an die Qualität und Quantität der Wasserressourcen 
und ihrer jeweiligen Nutzung und Wiederverwen-
dung erfüllt werden. Dies gilt insbesondere für den 
vorsorgenden Boden- und Grundwasserschutz 
durch die schadlose Versickerung von Niederschlags - 
wasser in Böden und Grundwasser sowie die schad-
lose (kleinteilige) Direkteinleitung in Oberflächen-
gewässer. Erst wenn eine schadlose, ortsnahe Nie-
derschlagswasserbewirtschaftung nicht möglich ist, 
sollten Alternativen wie eine Ableitung von Nieder-
schlagswasser in die Kanalisation geprüft werden.

tanz des UWRM und das Bewusstsein für die 
Bedeutung des Wassers für alles Leben. Blau-
grüne Infrastrukturen tragen darüber hinaus 
positiv zur Diversität und Resilienz urbaner 
Ökosysteme bei.

Zur Umsetzung blau-grüner Infrastrukturen 
werden die informellen und formellen Instru-
mente der Wasserwirtschaft und des Städte-
baus genutzt und in intersektoralen Planungs-
prozessen bestmöglich aufeinander abgestimmt.

3.2 Ziele des UWRM

Ergänzungen:  
Dazu sollen alle Neuentwicklungen und 
Umbauten von Siedlungsbereichen so erfolgen, 
dass die Bedingungen dem naturnahen Wasser-
haushalt möglichst nahekommen und in die 
baulichen sowie Freiraumstrukturen integriert 
werden. Der Gebietsabfluss wird geringgehalten, 
während die Verdunstung und die Versickerung 
nach Möglichkeit erhöht werden. Die mit blau-
grüner Infrastruktur gleichzeitig einhergehende 
Attraktivitätssteigerung des Wohn-, Arbeits- und 
Lebensumfeldes fördert wiederum die Akzep-
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Oberziele für UWRM Wasserbezogene Ziele für das UWRM

Überflutungsschäden 
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Für Wassermangel-
situationen vorsorgen

Qualität von Lebens- 
und Arbeitsumfeld durch 

Wasser aufwerten

Steigender Hitzebelastung 
vorbeugen

Siedlungsökologie 
fördern

Schadlose Bewirtschaftung von Extremniederschlägen 
und Hochwasser

Sammlung, Rückhaltung und Nutzung von Regenwasser

Versickerung von Regenwasser

Erhöhung der Grundwasserneubildung durch hohe 
Rückhalte- und Speicherfähigkeit von Böden

Naturnaher Zustand von urbanen Oberflächengewässern

Sparsamer Umgang mit der Ressource

Wasserwiederverwendung 
(z. B. von Betriebswasser für Bewässerung und Gewerbe)

Sicherung der Lebensgrundlage Trinkwasser

Verfügbarmachen von Bewässerungs- und Löschwasser

Verfügbarmachen von Wasser als Produktionsgrundlage 
(z. B. für Energiegewinnung, Kühlung)

Gestaltung eines gesunden und lebenswerten Umfelds für 
Wohnen, Arbeiten, Freizeit und im öffentlichen Raum

Sicherung und Verbesserung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts durch attraktive blau-grüne Infrastruktur

Steigerung der Attraktivität und Aufenthaltsqualität von 
Innenstädten zum Nutzen von Einzelhandel und Tourismus

Nutzung der Kühlwirkung der natürlichen Verdunstung

Reduktion der Hitzebelastung durch Verschattung

Erhöhung der Resilienz von urbanen Ökosystemen 

Siedlungsökologie und Biodiversität (grüne und blaue 
Infrastruktur) erhalten / erweitern / wiederherstellen

Wirtschaftlichkeit spielt eine wichtige Rolle für die 
Umsetzung, den Betrieb und die Pflege von städti-
schen Infrastruktureinrichtungen und privatwirt-
schaftlichen Anlagen der Wasserbewirtschaftung. 
Wirtschaftliche Optimierung ist somit auch ein Ziel 
bei Konzepten des UWRM. Bei naturnahen, integ-
rierten Lösungen sollte die Wirtschaftlichkeit 
jedoch nicht allein nach wasserwirtschaftlichem 
Nutzen und Betriebskosten bewertet werden. Da 

multifunktionale blau-grüne Infrastrukturen vielfäl-
tige Nutzen im Sinne von Ökosystemleistungen 
erbringen können, stellen sie je nach Rahmenbe-
dingungen oftmals eine nachhaltigere und auch 
wirtschaftlichere Option als rein technische Maß-
nahmen dar. Dies gilt insbesondere, wenn alle, 
auch indirekte, Kosten und Nutzen im Sinne von 
Ökosystemleistungen einbezogen werden. 

Abbildung 5: Oberziele und wasserbezogene Ziele für das UWRM in Baden-Württemberg
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Außerdem können sich durch die Verringerung von 
Niederschlagswasser im Kanalsystem und die 
dadurch nötigen Infrastruktur- und Unterhaltungs-
maßnahmen Einflüsse auf umzulegende Kosten 
und Gebühren ergeben. Diese können jedoch nur 
im Einzelfall und nicht pauschal ermittelt und 
bewertet werden. Die entsprechende Gestaltung 
und Verwendung von Gebühren und Beiträgen 
bietet Möglichkeiten, Maßnahmen des UWRM zu 
finanzieren und langfristig zu betreiben. Bislang 
ist eine generelle, bei unterschiedlichen Gegeben-
heiten gleich geltende Bewertungsmethode nicht 
vorhanden, die für die Abwägung von Alternativen 
auch den gesellschaftlichen und ökologischen 
Gesamtnutzen, einschließlich Gesundheit und 
Risikovorsorge, ausreichend berücksichtigt. Daher 
ist die wirtschaftliche Optimierung im UWRM nicht 
als eigenes Ziel aufgenommen worden, stellt aber 
in der konkreten Planung und Variantenauswahl 
einen wichtigen Schritt dar, der im Einzelfall unter 
Einbeziehung aller relevanten Ökosystemleistungen 
durchgeführt werden muss.

Neben den beschriebenen Zielen lassen sich wei-
tere Synergien herstellen. Durch effiziente Bewirt-
schaftung von Wasserressourcen können Beiträge 
zur Erreichung von Zielen des Klimaschutzes 
erreicht werden, zum Beispiel durch die Nutzung 
der Abwärme von Abwasserströmen. Auch Syn-
ergien zum Schutz der Trinkwasserversorgung 
können, zum Beispiel durch die Erhöhung der 
Grundwasserneubildung (durch Versickerung) 
und unter Berücksichtigung des vorsorgenden 
Boden- und Grundwasserschutzes, erreicht werden. 
Da die Bewirtschaftung von Trinkwasservorkommen 
meist außerhalb von Siedlungsgebieten verortet 
ist, ist sie nicht expliziter Gegenstand der Strategie.
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Sollzustände für das UWRM in Baden-Württem-
berg sind beispielhafte Konstellationen für das 
Zusammenspiel von Städtebau, Wasserwirtschaft, 
Verkehrs- und Grünflächen im Siedlungsbereich, 
durch die möglichst viele Anforderungen des 
Zielsystems (siehe Kapitel 3.2) erfüllt werden.  
Sie stellen realitätsnahe und perspektivisch 
anzustrebende, aber nicht zwingend in allen 
Details erreichbare Idealzustände dar.

Die Sollzustände zeigen exemplarisch, wie Gefahren 
durch Starkregen und Hochwasser abgemildert 
und Niederschlagswasser gezielt zurückgehalten 
und nutzbar gespeichert, das Grundwasser ange-
reichert und unvermeidbare Abflüsse an Ober-
flächengewässer verzögert und verringert abge-
geben werden. Sie zeigen, wie Elemente des 
Bodenschutzes, der Entsiegelung sowie der 
boden- und gebäudegebundenen Vegetation zu 
einem naturnahen Wasserhaushalt, zur Abmilde-
rung von Extremereignissen sowie zur Verduns-
tungskühlung, Kaltluftproduktion und Vitalität 
von Grünstrukturen und einer damit einhergehenden 
Steigerung der Aufenthaltsqualität beitragen.  
Multifunktionale Nutzungen können hierbei einen 

Schlüssel für die gleichzeitige Sammlung und 
Speicherung von Niederschlagswasser und der 
Wasserwiederverwendung als Betriebswasser, 
zum Beispiel zur Bewässerung und der generellen 
Schonung der Trinkwasserressourcen, darstellen. 
Objektschutzmaßnahmen des Starkregen- und 
Hochwasserrisikomanagements müssen dort 
nahtlos ergänzen, wo die Möglichkeiten zur Erzie-
lung eines Sollzustandes für den naturnahen 
Wasserhaushalt nicht mehr ausreichend sind.

Sollzustände für das UWRM, die grundlegend für 
eine naturnahe Wasserhaushaltsbilanz (siehe 
Kapitel 2.3) sind, zeichnen sich durch folgende 
Gegebenheiten aus:

(1)  Art der Flächennutzung und  
Flächenbeschaffenheit:

 •  begünstigt Versickerung, Speicherung,  
Verdunstung von Niederschlagswasser

 •  vermeidet Oberflächenabfluss und Ableitung 
von Niederschlagswasser in den Kanal 

 •  begünstigt Stadtgrün und Biodiversität  
durch hohen Anteil an Grünflächen

4.1  Beschreibung des Sollzustandes

4  Sollzustände  
für das UWRM

24



(2)  Vorhandensein naturbasierter oder  
technischer Maßnahmen:

 •  Sammlung und Speicherung von  
Niederschlagswasser und

 •  Wiederverwendung, kleinteilige Einleitung  
in ein Gewässer oder gezielte Versickerung 
von Niederschlagswasser

(3)  Schaffung von blau-grüner Infrastruktur:
 •  mit mehrfachem Nutzen für naturnahe  

Wasserwirtschaft, Stadtgrün und Aufenthalt
 •  mit Beiträgen für die naturnahe Wasserbilanz 

und vitale Siedlungsstrukturen

Abbildung 6 zeigt die Elemente des UWRM, die im 
Sinne eines Sollzustandes umgesetzt sein sollten. 
Um diesen Sollzustand zu erreichen, stehen viele 
erprobte Einzelmaßnahmen der blau-grünen Infra-
struktur zur Verfügung, die von den beteiligten 
Disziplinen in der Regel gemeinsam oder in enger 
Abstimmung geplant und umgesetzt werden  
müssen (siehe StMUV 2020, Winker et al. 2019, 
Deister et al. 2016, SenStadt 2016). 

Die Planungen und Veränderungen im urbanen 
Bereich zielen besonders darauf ab, die blauen 

und grünen Infrastrukturen zu stärken, zu vernetzen 
und deren Synergien zu nutzen. Das Anlegen von 
Versickerungsmulden und Baumpflanzungen, 
gegebenenfalls in Kombination mit einer Reduzie-
rung von versiegelten zu entwässernden Verkehrs-
flächen sowie multifunktionale Flächen oder 
Gebäudebegrünungen sind Einzelmaßnahmen 
blau-grüner Infrastrukturen, die das wechselseitige 
Synergiepotenzial bestmöglich ausnutzen sollen. 
Ferner können digital-technisch basierte Ansätze 
dazu dienen, die Nutzung und Verteilung von 
Wasserressourcen effizienter zu gestalten (sensor- 
und onlinedatenbasierte Steuerung), an die aktuel-
len meteorologischen Begebenheiten anzupassen 
und Kommunen personell zu entlasten. Das enge 
Zusammenspiel von Flächennutzungen und 
-beschaffenheiten, von wasserwirtschaftlichen 
Maßnahmen und der Digitalisierung zur Minimie-
rung von Überflutungsschäden, zur Vorsorge von 
Wassermangelsituationen und Hitzebelastungen, 
zur Aufwertung von Lebens- und Arbeitsumfeldern 
und zur Förderung der Siedlungsökologie wird 
dabei deutlich.
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Abbildung 6: Elemente des UWRM zur Erreichung eines naturnahen Wasserhaushalts (Sollzustand) 
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 Bauwerke sind begrünt und werden mit 
Betriebs- und Niederschlagswasser bewäs-
sert. Betriebs- und Niederschlagswasser-
kreisläufe sind übergreifend etabliert 
(öffentlich/privat).

 Digitale und sensorische Methoden dienen 
einer effizienten Nutzung und Verteilung von 
Wasserressourcen.

 Urbane Gewässer werden in Kombination 
mit öffentlichem Grün in die Quartiersent-
wicklung einbezogen.

 Versickerungsstarke Flächen sowie klimati-
sche Ausgleichsflächen werden freigehalten.

 Multifunktionale Plätze stehen allen als 
blau-grüne Gestaltungselemente/Begeg-
nungsorte zur Verbesserung der Aufent-
haltsqualität zur Verfügung.

Öffentliche Grünflächen, Plätze und Straßen 
beinhalten Gestaltungselemente, die  
Niederschlagswasser vor Ort zurückhalten, 
speichern, versickern oder verdunsten  
(Flächenbeschaffenheit, Entwässerungs-
eigenschaften und Multifunktionalität 
berücksichtigen). 

 Niederschlagswasser wird gespeichert und 
steht in Trockenzeiten zur Bewässerung 
und als Löschwasser zur Verfügung.

 Zisternen sind verbaut.

 Entwässerungs- und Bebauungsplanung 
berücksichtigt Starkregenrisiken.
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Neben den prinzipiellen Gestaltungsmerkmalen 
und Maßnahmen des Sollzustandes bei Neupla-
nungen und bei Bestandsentwicklungen sollen 
folgende gemeinsame Erfordernisse bei der  
Planung und Umsetzung berücksichtigt werden:

Während sich die Gestaltungsmerkmale, Maßnah-
men und Erfordernisse des Sollzustandes für neu 
geplante Siedlungsgebiete, Neubaugebiete und 
Konversionsflächen prinzipiell wenig unterscheiden, 
ist die Umsetzung der Planungen und Maßnahmen 
im Bestand grundsätzlich wesentlich schwieriger. 
Der Weg zum Sollzustand unterscheidet sich bei 
Neuplanung und Bestandsentwicklungen grund-
legend. Aus diesem Grund werden die weiteren 
Sollzustände für Neuplanungen (siehe Kapitel 4.2) 
und Bestandsentwicklungen (siehe Kapitel 4.3) 
sowie die jeweiligen Prinzipien zur Verbesserung 
des urbanen Wasserhaushalts nachfolgend differen-
ziert dargestellt.

Gemeinsame Erfordernisse bei Neuplanungen 
und Bestandsentwicklungen

•  Enge Verknüpfung beteiligter Fachdisziplinen 
und frühzeitige Berücksichtigung der Ziele 
und Maßnahmen des UWRM in Planungs-
prozessen 
Die Belange eines UWRM sollen frühzeitig  
in Planungsprozessen berücksichtigt und  
beteiligten Fachdisziplinen bei Beginn von  
Planungsaktivitäten bekannt sein. Planungen 
sollen interdisziplinär, vorausschauend und 
langfristig angelegt sein und relevante Diszi-
plinen der Stadt-, Verkehrs-, Grünflächen-  
und Freiraumplanung mit denen der Wasser-
wirtschaft und Klimaanpassung verknüpfen.

•  Nachhaltiger und wirtschaftlicher Betrieb  
von Maßnahmen soll gewährleistet werden 
Die Nutzen-Kosten-Relation soll auch bei 
Berücksichtigung von Betrieb und Unterhal-
tung gegeben sein. Dafür sollen die Zustän-
digkeiten möglichst effektiv festgelegt sein. 
Der wirtschaftliche Betrieb soll durch geeig-
nete Mittelbereitstellung von Land und Kom-
munen und gesetzliche Vorgaben flächende-
ckend gewährleistet sein.

•  Grundsätze der Vorsorge gegenüber Extrem-
wetterereignissen sollen beachtet werden 
Bestehende und zukünftige Risiken durch 
Starkregen, Hochwasser und Wassermangel 
sollen vorsorgend und durch natürliche sowie 
bauliche retentions- oder zwischenspeichernde 
Maßnahmen begrenzt werden.

•  Grenzen der Einzelmaßnahmen sollen  
beachtet werden 
Grenzen aufgrund von Bodeneigenschaften, 
Grundwasserspiegel und stofflichen Belastun-
gen sollen stets beachtet werden. Eine Erhö-
hung der Versickerung und der Verdunstung 
soll in Relation zueinander betrachtet werden 
und sich an den lokalen Betroffenheiten und 
Notwendigkeiten orientieren, ohne die Ziele 
des UWRM zu vernachlässigen.

Bei Neuplanungen (zum Beispiel von Neubauge-
bieten und Konversionsflächen) gilt es, die Ver-
schlechterung der natürlichen Wasserbilanz des 
unbebauten Zustands durch eine Neubebauung zu 
vermeiden oder prinzipiell so gering wie möglich zu 
halten. Die drei Komponenten Abfluss, Verduns-
tung und Versickerung sollen sich beim Vergleich 
des Planzustandes mit dem unbebauten Referenz-
zustand nicht wesentlich verschlechtern. Das 
Merkblatt „Regenwetterabflüsse: Wasserhaus-
haltsbilanz für die Bewirtschaftung des Nieder-
schlagswassers“ (DWA-M 102-4) gibt als Richtwert 

4.2  Besonderheiten für den Sollzustand bei Neuplanungen

für die maximale Abweichung 5 – 10 Prozent je 
Komponente an (DWA 2022b). Dies bedeutet, die 
Möglichkeiten des Zusammenspiels aus Flächen-
nutzung und -beschaffenheit sowie von naturba-
sierten und technischen Maßnahmen so weit wie 
möglich auszuschöpfen. Hierfür ist die frühzeitige 
und enge Einbeziehung dieser Aspekte und Rand-
bedingungen in die städtebauliche und infrastruk-
turelle Planung sowie in die Grünflächengestaltung 
eines neuen Gebietes dringend erforderlich (siehe 
für Ausführungen auch DWA-A 102-2, DWA 2022a). 
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Nachfolgend sind die Besonderheiten für die Errei-
chung des Sollzustandes bei der Neuplanung von 
Siedlungsgebieten spezifiziert.

Besonderheiten für den Sollzustand bei  
Neuplanungen

•  Wasserbilanz neugeplanter Siedlungsge-
biete soll sich an der natürlichen Wasser-
bilanz ohne Neubebauung orientieren 
Für die Wasserhaushaltsbilanzierung soll der 
natürliche Zustand vor Neubebauung heran-
gezogen werden. Niederschlagswasser von 
neu versiegelten Flächen soll durch gezielte 
Maßnahmen nicht abgeleitet, sondern gesam-
melt oder versickert werden. Die Verdunstung 
soll trotz veränderter Flächennutzung und neu 
errichteter Baukörper nicht verringert werden 
und durch verdunstungsfördernde (Begrü-
nungs-) Maßnahmen ausgeglichen werden.

•  Möglichkeiten der Niederschlagswasser-
speicherung und (Wieder-) Verwendung zur 
Bewässerung von Stadtgrün und Betriebs-
wassernutzung sollen ausgeschöpft werden 
Speicherung und Nutzung sollen stets 
gekoppelt und qualitative Aspekte der  

Niederschlags- und Betriebswassernutzung 
beachtet werden. Synergien mit positiver 
Wirkung für die Aufenthaltsqualität in den 
Gebieten sollen frühzeitig in die Planung  
einbezogen werden.

•  Zur Reduzierung der Flächenneuinanspruch-
nahme sollen Flächen effizient und multi-
funktional genutzt werden. Multifunktionale 
Freiflächen sollen

 •  positiv auf das lokale Klima (Kühlung,  
Durchlüftung) wirken

 •  vernetzt sein und dadurch das lokale Klima 
und die Biodiversität sowie die Attraktivität 
und Durchgängigkeit von Räumen fördern

 •  attraktiv sein und die Wohn-, Arbeits- und 
Lebensqualität fördern

 •  naturnah gestaltet sein

Synergien mit den Zielen und Maßnahmen  
der Stadtentwicklung, des Klimaschutzes  
(zum Beispiel Kombination von Gründächern 
und Photovoltaikanlagen), der Klimaanpassung, 
der ökologischen Gewässerentwicklung und 
der Strategie zum Umgang mit Wassermangel 
sollen ausgeschöpft werden.

Bei Bestandsentwicklungen gilt es, die Wasser-
bilanz aktiv zu verbessern oder zumindest nicht zu 
verschlechtern. Dieses Ziel sollte Bestandteil der 
Planungsaufgaben bei Sanierungen und Stadtum-
bauvorhaben sein (siehe auch DWA-A 102-2, DWA 
2022a). Bestandsschutz und langjährig gewach-
sene Infrastrukturen (zum Beispiel von Grün- und 
Verkehrsflächen, Freiräumen und Gebäudeinfra-
struktur) sowie Eigentumsverhältnisse schränken 
die Handlungsmöglichkeiten zur Verbesserung der 
urbanen Wasserhaushaltsbilanz jedoch oft ein. Eine 
vorausschauende, interdisziplinäre und langfristig 

4.3 Besonderheiten für den Sollzustand bei Bestandsentwicklungen

ganzheitlich angelegte Planung der Stadt-, Grün-
flächen- und Freiraumplanung sowie der Klimaan-
passung, Siedlungsentwässerungs- und Verkehrs-
planung ist daher wesentlich. Aufgrund des hohen 
Anteils an privatem Eigentum kommt der Bewusst-
seinsbildung, Förderung und Anreizsetzung für den 
privaten Bereich eine besonders wichtige Stellung 
zur Verbesserung der urbanen Wasserbilanz zu.

Nachfolgend sind die Besonderheiten für die Errei-
chung des Sollzustandes bei Bestandsentwick-
lungen von Siedlungsgebieten spezifiziert.
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Besonderheiten für den Sollzustand bei 
Bestandsentwicklungen

•  Heutige und zukünftige Wasserbilanz eines 
Bestandsquartiers soll durch vorausschau-
ende Maßnahmen bei Sanierungs- und 
Stadtumbauvorhaben aktiv verbessert und 
die Verbesserungspotenziale für die Wasser-
bilanz ausgeschöpft werden

 Dies erfordert: 
 •  Verringerung des Gebietsabflusses, Erhöhung 

der Versickerung und der Verdunstung
 •  Nutzung aller Potenziale der Entsiegelung, 

Abkopplung und Begrünung von öffentlichen 
und privaten Flächen

 •  Erhöhung der Speicherung, Wiederverwen-
dung und Versickerung von Niederschlags-
wasser oder dessen kleinteilige Einleitung in 
ein Gewässer

 •  Berücksichtigung von Starkregenrisiken 
durch vorsorgende und infrastrukturelle 
Maßnahmen

Dabei sollen durch blau-grüne Infrastrukturen 
und multifunktionale Flächennutzung die 
Wohn-, Arbeits- und Lebensqualität verbessert 
und urbane Ökosysteme gefördert werden.

•  Heutige und zukünftige Wasserbilanz eines 
Bestandsquartiers soll durch Nachverdich-
tungen nicht verschlechtert werden 
Bei ergänzenden Baumaßnahmen der Nach-
verdichtung und Nutzungsintensivierung soll

 •  der Gebietsabfluss möglichst nicht erhöht 
sowie die Versickerung und die Verdunstung 
erhöht oder zumindest nicht vermindert 
werden

 •  Bestandsgrün (Bäume, Grünflächen) und 
versickerungsrelevante Flächen geschützt 
werden

Eine blau-grüne Entwicklung derzeit brachlie-
gender Flächen und Baulücken soll gewährleis-
tet werden, um deren klimawirksame Funktio-
nen zu stärken oder – sofern bereits gegeben 
– zu bewahren.

•  Gelegenheitsfenster bei Quartiersentwick-
lung, Umgestaltung des öffentlichen Raums 
und Bauarbeiten an Straßen/Straßensanie-
rungen sowie Gewässerentwicklungen im 
Bestand sollen genutzt werden 
Planungsprozesse sollen stets interdisziplinär 
erfolgen, um sich an den Grundsätzen einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung, an den Erfor-
dernissen einer ausgeglichenen Gebiets-Was-
serbilanz und sonstigen Erfordernissen des 
UWRM zu orientieren und diese wirkungsvoll 
umzusetzen. Gesundheits-, Ressourcen- und 
Gewässerschutz sollen neben der Wasserbi-
lanz eine zentrale Rolle spielen.

•  Potenziale zur Planung und Umsetzung von 
Maßnahmen im privaten Bereich sollen 
durch Anreize und Bewusstseinsbildung 
mobilisiert werden 
Der private Bereich soll für die Umsetzung von 
Maßnahmen aktiviert werden, um die Verbes-
serungspotenziale der Wasserbilanz aus-
schöpfen zu können. Hierfür stehen geeignete 
Mittel zur Finanzierung und Anreizsetzung 
bereit. Rechtliche Rahmenbedingungen und 
Bewusstseinsbildung befördern die Umset-
zung.
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Um im konkreten Planungsfall bewerten zu können, 
welche Verbesserungspotenziale der Wasserbilanz 
mit Maßnahmen des urbanen Wasserressourcen-
managements bei Quartiersentwicklungen erreich-
bar sind, bietet sich der Vergleich der Wasserhaus-
haltsbilanzen im Bestand und nach Umsetzung von 
Maßnahmen (bestenfalls Sollzustand) an. Ein Vor-
gehen für die vergleichende lokale Wasserhaus-
haltsbilanzierung beschreibt das Merkblatt DWA-M 
102-4. Es „enthält ein einfaches Rechenverfahren 
für den langjährigen lokalen Wasserhaushalt in 
Siedlungsgebieten und gibt Hinweise zu dessen 
Anwendung. Mithilfe des Verfahrens können 
geeignete Maßnahmen zur Niederschlagswasser-
bewirtschaftung gewählt werden (…)“ (DWA 
2022b). Das Vorgehen wurde primär entwickelt, um 
Abweichungen des lokalen Wasserhaushalts in 
Siedlungsgebieten vom Wasserhaushalt der zuge-
hörigen unbebauten Kulturlandschaft zu analysie-

4.4  Exkurs: Wirkungsanalyse im Bestand mithilfe von  
Wasserhaushaltsbilanzierungen

ren. Durch die Quantifizierung der Veränderungen 
der Wasserhaushaltsbilanz kann der Nutzen von 
Maßnahmen bewertet und in der Begründung für 
Flächen- oder Ressourcenbedarfe verwendet wer-
den. Die Anwendung wird in dem Merkblatt DWA-M 
102-4 sowie in begleitenden Unterlagen und dem 
Rechentool Wasserbilanz-Expert (WABILA) 
zugänglich gemacht.

Im Rahmen der Erarbeitung der Strategie UWRM 
für Baden-Württemberg wurden Orientierungs-
werte für die Verbesserung der Wasserhaushalts-
bilanz im Bestand durch Maßnahmen im Sinne des 
Sollzustandes (siehe Kapitel 4.3) ermittelt. Dazu 
wurden prinzipielle Wirkungspotenziale von Maß-
nahmen des UWRM auf die (lokale) Wasserhaus-
haltsbilanz im Bestand für unterschiedliche Quar-
tierstypen ermittelt und strategische Empfehlungen 
mit Orientierungswerten für den Umbau formuliert. 

Abbildung 7: Vorgehen für die Wirkungsanalyse im Bestand

Schritt 1:
Identifizierung
stellvertretender 
Referenzgebiete

•  Auswahlkriterien: 
Bebauungsstruktur, 
Nutzung, Dichte, etc.

•  Auswahl anhand von 
Landesentwicklungs-
plan & Luftbildern 

4 Quartierstypen:
•  Dicht bebaut/städtisch
•  Weniger dicht bebaut
•  Orts-/Dorfmitte
•  Gewerbe-/Industriegebiet
3 Referenzgebiete je  
Quartierstyp

Schritt 2:
Bestandserfassung 
Gebäude & Flurstücke

•  Analyse Luftbilder & 
ALKIS-Daten je  
Referenzgebiet 

•  Mittelwertbildung

Verkehrsfläche

Flurstück
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3%11%
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Ermittlung von
•  Eigentumsverhältnis
•  Oberflächenmaterial  

(Asphalt, Vegetation etc.)

•  Art des Dachs 
(Flach-, Steildach etc.)

Schritt 3:
Bilanzierung unter 
Berücksichtigung der 
Potenziale je Quartier

•  Herleitung von  
Maßnahmenpotenzialen 
hinsichtlich lokaler  
Charakteristika

•  Bündelung Maßnahmen 
•  Modellierung WaBiLa 

Schritt 4: 
Interpretation 
Ergebnisse & 
Dokumentation/
Factsheets 

•  Quantifizierung der  
Einflussnahme auf  
die Wasserbilanz

•  Abwägung Potenzial
•  Interpretation  
Machbarkeit

Hydrologisches  
Dreieck

Schritt 5: 
Strategie/
Handlungs-
bedarf zur 
Umsetzung
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23%

Freiflächen (öffentlich)

Gebäude (öffentlich)
Gebäude (privat)
Verkehrsflächen

Wasserhaushaltsbilanz
im Bestand*

Nutzungen und Eigentum
im Bestand

Maßgebliche Charakteristika des Quartiertyps auf Basis von 3 charakteristischen Referenzgebieten
• dicht bebaute Innenstadtlage mit hoher Nutzungsintensität
• geschlossene Blockrandbebauung umringt bebaute oder versiegelte Blockkerne
• Grün- und Freiräume vereinzelt und überwiegend privat vorhanden, kaum Straßenbegleitgrün

Generalisierte Einordnung der Situation der Niederschlagswasserbewirtschaftung
•  Öffentliche Dach- und Freiflächen (mit Verkehr) etwa 35 Prozent ➞ Maßnahmen zu 65 Prozent  
auf privaten Flächen zu realisieren 

•  Gebäude haben größten Flächenanteil (über 70 Prozent), meist unmittelbar angrenzend an  
Verkehrsflächen 

• Die meisten Gebäude haben Steildach und Anschluss an das Kanalsystem 
• Niederschlagswasser-Abfluss von Dachflächen wird weitgehend unbelastet angenommen
• Ableitung und Sammlung mit kurzen Transportwegen zu dezentralen Sammelstellen möglich

UWRM-Maßnahmen Einfluss öffentlich
•  Umbau beschränkt sich auf  
öffentliches Eigentum

•  kein Umbau im Verkehrsraum
•  Punktuelle Entsiegelung

Einfluss privat und öffentlich
•  Private Steildächer werden  
zusätzlich an ein vernetztes  
Zisternensystem gekoppelt 

•  Tiny Forests und Straßenbäume  
im Verkehrsraum

Annahmen für Modellierung

Zisternensystem (semizentral)
Straßenbäume Tiny Forest
Teildurchlässiges Pflaster

Quartierstyp 1: Bestand, dicht bebautes Quartier    Q1, Blatt 1

Ausgangssituation im Bestand

Potenziale für die Verbesserung der Wasserbilanz/mögliche Maßnahmen 
Zusammenstellung auf Grundlage der Analysen für 3 charakteristische Referenzgebiete

Veränderter Anteil der Dachflächen öffentlich privat
• Anschluss Steildächer an Zisternennetzwerk < 5 % ca. 40 %

• Extensive Dachbegrünung auf Flachdächern < 5 % < 5 %

Veränderter Anteil der versiegelten Freiflächen öffentlich privat
• Entsiegeln und Begrünen < 5 % ca. 10 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 5 % ca. 20 %

Veränderter Anteil der Verkehrsflächen öffentlich
• Entsiegeln und Begrünen < 5 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 10 %

• Umnutzung für Straßenbäume ca. 5-10 %

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Das hydrologische Dreieck* stellt die Wirkung der ergriffenen  
Maßnahmenstrategie auf die Wasserbilanz im Vergleich zum  
Bestand und dem unbebauten Zustand dar.

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 

Quartierstyp 1: Bestand, dicht bebautes Quartier    Q1, Blatt 2

Hydrologisches Dreieck (WaBiLa) 

Wasserbilanz im unbebauten Zustand (Kulturlandschaft)**
Median über alle Referenzgebiete
Bereich in allen Referenzgebieten

Wasserbilanz für das dicht bebaute Quartier
Im Bestand
Mit Maßnahmen im öffentlichen Raum
Mit Maßnahmen im öffentlichen und privaten Raum
Erreichbare Wasserbilanz je nach Maßnahmenwahl

Verdunstung

VersickerungAb
flu

ss

100% 0%

100% 0%

0% 100%

70% 30%

30%

70%
30%

70%

** Nutzungstyp Kulturlandschaft, Berücksichtigung 
von Bodeneigenschaften und Niederschlag gemäß 
hydrologischem Atlas 

Verbesserungspotenziale für die urbane Wasserbilanz durch Umbau

0 %
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60 %

80 %

Abfluss Versickerung Verdunstung

Bestand

privat + 
öffentlich

öffentlich
unbebaut

Bestand

privat + 
öffentlich

öffentlich
unbebaut

Bestand

privat + 
öffentlich

öffentlich
unbebaut

Das Verbesserungspotenzial für 
die urbane Wasserbilanz wird 
durch den Umfang und die Art 
der Maßnahmen beeinflusst. Je 
nachdem, ob eine Umsetzung im 
öffentlichen oder im öffentlichen 
und privaten Raum geplant ist, 
verändert sich daher das 
Verbesserungspotenzial. 

Strategische Schlussfolgerungen für einen möglichst wirksamen Umbau 

Der Schwerpunkt beim Umbau innerhalb der dichten Bebauung liegt aufgrund der Bebauungsdichte und  
Eigentumsverhältnisse auf infrastrukturellen Maßnahmen sowie der Nutzung der Dachflächen.
•  Höchstes Potenzial bei Verminderung des Abflusses
•  Maßnahmen im Straßenraum sind unterirdisch (Zisternen) und oberirdisch (Begrünung) zu realisieren 
•  Anlegen von Baumreihen und Tiny Forests bedarf einer Umstrukturierung der Verkehrsflächen
•  Hohe Wirksamkeit durch Anschluss privater Fallrohre von Steildächern an öffentliches Zisternennetzwerk
•  Aktivierung privater Eigentümerinnen und Eigentümer ausschlaggebend für maximale Wirksamkeit 

Erfordernisse und Grundsätze
•  Aktivierung privater Eigentümer
•  Vereinbarkeit mit Ver- und Entsorgungsleitungen  
und Verkehrssicherungspflicht

•  Berücksichtigung von Schmutzfrachten bei  
Versickerung

•  Gewährleistung einer Durchlüftung begrünter  
Straßenzüge

•  Keine Begrünung ohne Bewässerung
•  Wahl hitzeresistenter Baumarten

Synergien
•  Schaffung vitaler Grünflächen
•  Schaffung neuer Erholungsflächen
•  Hitzeregulierung
•  Reduziertes Verkehrsaufkommen
•  Gesteigerter Aufenthaltskomfort

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Das entsprechende Vorgehen ist in Abbildung 7 
dargestellt. Die Ergebnisse sind in Factsheets in 
Anhang 2 dokumentiert.

Um aussagekräftige Ergebnisse für die Landesebene 
zu erlangen, wurden die Wirkungsanalysen für vier 
in Baden-Württemberg charakteristische Quartiers-
typen vorgenommen (siehe Abbildung 8). Die Refe-
renzgebiete sind in Kommunen unterschiedlicher 
Größe und Lage verortet, sodass ein möglichst 
repräsentativer Durchschnitt erfasst wurde, der 
lokal- beziehungsweise regionalspezifischen bau-
lichen Gegebenheiten Rechnung trägt. Für jeden 
Quartierstyp wurden drei Referenzgebiete gewählt. 
Flächennutzungen, Eigentumsverhältnisse, 
Gebäude- und Dachformen sowie Oberflächenbe-
schaffenheit wurden analysiert und die Ergebnisse 
je Typ gemittelt. Für die Gebietscharakteristika pro 

Quartierstyp wurden die Wasserhaushaltsbilanzie-
rungen berechnet und interpretiert.

Die modellhafte Bilanzierung wurde zuerst für die 
bestehende Bebauung/Nutzung durchgeführt. Die 
Potenziale für die UWRM-Maßnahmen wurden aus 
der Bestandanalyse abgeleitet, wobei in allen Fällen 
von einer nur teilweisen Ausschöpfung der Poten-
ziale ausgegangen wurde. Bei öffentlichen Flächen 
wurde generell eine höhere Umsetzungsquote 
angenommen als auf privaten Flächen. Grundsätz-
lich hängt die Umsetzungsquote maßgeblich von 
den in der Strategie zu entwickelnden Randbedin-
gungen (verpflichtende Regelungen, Anreize/
Förderung und Bewusstseinsbildung/Kenntnis-
lage) ab und ist die größte Stellschraube für die 
Verbesserung der Wasserhaushaltsbilanz (siehe 
Abbildung 9).

Pro Quartierstyp wurden zwei Szenarien mit je 
einem Maßnahmenpaket modelliert: UWRM-Maß-
nahmen ausschließlich im öffentlichen Raum, im 
zweiten Schritt zusätzlich in einem Teil des privaten 
Raums. Aus dieser Modellierung resultieren deutlich 
unterschiedliche Wirkungen auf den Wasserhaus-
halt (siehe Abbildung 9).

Quartierstypübergreifend lässt sich festhalten, 
dass eine maximale Wirksamkeit der Maßnahmen 
des UWRM nur erreicht werden kann, wenn öffent-
liche und private Eigentümer Dach- und Freiflächen 
für die Bewirtschaftung von Niederschlagswasser 
zur Verfügung stellen. Dies sollte daher ein wesent-
liches Ziel für die strategische Schaffung günstiger 
Randbedingungen sein. Es bleibt explizit darauf 
hinzuweisen, dass die Umsetzung der Maßnahmen 
nicht auf der Quartiersebene erfolgen muss, sondern 
auch bezogen auf Gebäude, Flächen oder Straßen-
züge realisiert werden kann. Wirkungsvolle, größere 
Verbundlösungen sind effektiver zu erreichen, 
wenn Verbesserungen mithilfe einer Gesamtplanung 
und -umsetzung für ein Quartier oder zumindest für 
Gebäudeblöcke angegangen werden.
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•  Gebäude: größter Flächenanteil ist 
bebaut (circa 70 Prozent), hoher 
Anteil an Steildächern ermöglicht 
Ableiten von Niederschlag

•  Verkehrsflächen: kaum Straßenbe-
gleitgrün, Bedarf für Umgestaltung

•  Dach- und Freiflächen (inklusive 
Verkehr): circa 35 Prozent öffentlich 
und circa 65 Prozent privat

Bestandsanalyse  Beispiele für UWRM-Maßnahmen

Q1 – Dicht bebautes Quartier 

•  Zisternensystem
•  Straßenbäume
•  Tiny Forests 
•  Entsiegelung

Innenstadtlage mit hoher Nutzungsintensität und charakteristischer geschlossener Blockrandbebauung mit bebauten oder versiegelten 
Blockkernen. Grün- und Freiräume nur vereinzelt vorhanden.

•  Gebäude: hoher Anteil an Steildächern 
ermöglicht Ableiten von Niederschlag

•  Freiflächen: Anteil ist höher als im dicht 
bebauten Quartier (circa 40 Prozent), 
Erweiterung gegebenenfalls auch im 
Verkehrsraum

•  Dach- und Freiflächen (inklusive Ver-
kehr): circa 30 Prozent öffentlich und 
circa 70 Prozent privat

Q2 – Weniger dicht bebautes Quartier 

•  Zisternensystem
•  Entsiegelung & Begrünung 
•  Teildurchlässige Bodenbeläge
•  Straßenbäume 

Vorwiegend Misch- oder Wohngebiet mit mittlerer bis hoher baulicher Dichte. Offene Blockrandbebauung mit versiegelten Hinterhöfen 
oder Gärten. Stellenweise Erholungsflächen und Grünstrukturen vorhanden.

•  Gebäude: Niederschlag nutzen
•  Freiflächen: meist versiegelt, Grünanteil 
hauptsächlich in Gärten vorhanden 

•  Verkehrsflächen: geringes Verkehrsauf-
kommen ermöglicht Einflussnahme 

•  Dach- und Freiflächen (inklusive Ver-
kehr): circa 30 Prozent öffentlich und 
circa 70 Prozent privat

Q3 – Orts-/Dorfmitte

•  Zisternen- & Mulden-Rigolen-Systeme 
•  Straßenbäume
•  Drain-Asphalt 
•  Entsiegelung

Heterogene Bebauung, frei oder im Verbund stehend bei mittlerer baulicher Dichte. Gebäude sind orientiert an meist versiegelten öffent-
lichen Aufenthaltsräumen oder entlang von Durchfahrts- sowie Anliegerstraßen. 

•  Gebäude: nur circa 30 Prozent der  
Fläche bebaut, nahezu ausschließlich 
Flachdächer 

•  Freiflächen: Nutzung & Verunreinigung 
lassen nur bedingte Einflussnahme zu

•  Dach- und Freiflächen: circa 15 Prozent 
öffentlich (fast ausschließlich Verkehrs-
flächen) und circa 85 Prozent privat

Q4 – Gewerbe-/Industriegebiet

•  Ex- & Intensive Dachbegrünung
• Mulden-Rigolen-Systemen 
• Entsiegelung

Meist eingeschossige Hallenkomplexe oder mehrgeschossige einzelnstehende Gebäude zur Büronutzung. Sehr hoher Versiegelungs-
grad trotz geringer Bebauungsdichte. Erholungsflächen sind in der Regel nicht und Straßenbegleitgrün kaum vorhanden.

Abbildung 8: Charakteristische Eigenschaften im Bestand und Maßnahmen je Quartierstyp
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Sowohl im dicht als auch im weniger dicht bebauten Quartier 
(Q1 und Q2) können durch Umsetzung von Maßnahmen im 
öffentlichen Raum (Setzung von Straßenbäumen mit Baumrigo-
len) und Teilentsiegelung von Bodenbelägen positive Effekte 
auf den Wasserhaushalt erzielt werden. Das Anlegen von Baum-
reihen und Tiny Forests bedarf der Verfügbarmachung von 
Flächen, meist im Verkehrsraum. Bereits durch Einflussnahme 
auf öffentliche Dach- und Freiflächen kann der Gebietsabfluss 
um 5 Prozent, mit Maßnahmen im Verkehrsraum und auf  
privaten Flächen um gut 25 Prozent vermindert werden.

Wasserhaushaltsbilanzen je Quartiertyp Erläuterung / Interpretation

Q1 – dicht bebaut

Q2 – weniger dicht bebaut

Q3 – Orts-/Dorfmitte

Q4 – Gewerbe-/Industriegebiet

Abbildung 9: Vergleich der Wasserbilanzgrößen für die beispielhaft ausgewerteten Quartierstypen vor und nach der 
Umsetzung von UWRM-Maßnahmen 

Hohe Wirksamkeit verspricht vor allem der Anschluss privater 
Fallrohre von Steildächern an ein semizentrales Zisternennetz-
werk, das unterirdisch installiert werden kann. Hierbei ist die 
Vereinbarkeit mit Ver- und Entsorgungsleitungen im Untergrund 
zu berücksichtigen. Zusätzlich würden extensive Dachbegrü-
nungen auf Flachdächern sowie teilweise entsiegelte Freiflä-
chen im privaten Raum Versickerung und Verdunstung begüns-
tigen. Bei semizentralen Zisternen und Nutzung des Wassers 
durch Dritte sollte als Anreiz eine sinnvolle Entlastung bei der 
Niederschlagswasserabgabe erfolgen.

Im Quartierstyp Orts- und Dorfmitte (Q3) können UWRM-Maß-
nahmen, die nur auf öffentlichen Flächen erfolgen, bereits 
Abflussverminderungen von über 10 Prozent erwirken. Hierbei 
sind vor allem flächenhafte Veränderungen im Straßenraum 
zielführend. Bei Berücksichtigung privater Dach- und Freiflä-
chen kann die Wasserbilanz so stark verändert werden, dass 
sich der Oberflächenabfluss annähernd auf das Niveau des 
naturnahen Zustands um mehr als 30 Prozent reduziert.

Im Gewerbe- und Industriegebiet (Q4) ist eine signifikante 
Verbesserung der Wasserbilanz nur möglich, wenn Maßnahmen 
an privaten Dach- und Freiflächen ergriffen werden, da kaum 
relevante öffentliche Flächen vorhanden sind. Flächenhafte 
Maßnahmen wie Teilentsiegelungen und Mulden-Rigolen-Sys-
teme mit Schutz vor Verunreinigungseinträgen sind zwar sehr 
wirkungsvoll, aber nur im Verbund von gewerblichen Eigentü-
mern und in enger Zusammenarbeit mit den Kommunen zu 
realisieren, was in der Praxis im Bestand bislang kaum 
geschieht.
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Um in Baden-Württemberg flächendeckend die 
Sollzustände für das UWRM zu erreichen, müssen 
zahlreiche Akteurinnen und Akteure der Verwaltung, 
der Planung, der Politik und der Bevölkerung effektiv 
zusammenarbeiten (siehe Kapitel 1.3). Den Kom-
munen kommt die wesentliche Rolle zu, da sie 
letztlich über die Siedlungs- und Infrastrukturent-
wicklung entscheiden. Im Bestand sind jedoch 
gerade private Akteurinnen und Akteure von zent-
raler Bedeutung, da sie für entsprechende Verän-
derungen und Umbauten aktiviert werden müssen.

Auf der Grundlage einer Online-Befragung12 und 
zweier Fachworkshops wurde der Umgang mit 
dem UWRM in den Kommunen in Baden-Württem-
berg sondiert. Dabei wurden beispielhafte Umset-

zungen sowie Hindernisse und Handlungsbedarfe 
bei kommunalen Akteurinnen und Akteuren 
erfragt. 

In etwa der Hälfte der circa 70 Kommunen, die an 
der Befragung teilgenommenen haben, sind wieder-
kehrende klima- oder wetterbedingte Phänomene 
wie Unwetter mit Starkregen, Wassermangel, Hitze 
oder Hochwasserereignisse aus eigener Erfahrung 
bekannt und spielen eine wichtige bis sehr wichtige 
Rolle in der kommunalen Praxis. Wassermangel 
wird von etwas mehr als der Hälfte der Teilgenom-
menen als wichtig oder sehr wichtig für die kom-
munale Praxis angegeben, während ein Drittel den 
Wassermangel für nicht so wichtig oder unwichtig 
hält. Die Anpassung an den Klimawandel wird 

12  Online-Befragung der Kommunen in Baden-Württemberg zwischen Mai und September 2023 zu den Herausforderungen und zum 
Umgang mit Wasser im urbanen Raum. Mitwirkung circa 70 Kommunen.

5  Stärken und  
Herausforderungen  
in Baden-Württemberg
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5.1 Kommunale Planung/Prozesse

Kommunale Planungen für das UWRM brauchen 
vor allem einen klaren politischen Auftrag, der die 
Grundlage für die Bereitstellung von Finanzmitteln 
und die Mobilisierung von Kapazitäten für eine 
integrierte Planung und Koordination in der Ver-
waltung darstellt. Planungsprozesse interdisziplinär 
aufzustellen ist wesentlich für die zielgerichtete 
und effiziente Zusammenarbeit und Kommunikation 
aller beteiligten Akteurinnen und Akteuren in der 
Verwaltung und damit für die Etablierung des 
UWRM als Querschnittsaufgabe. Grundsätzlich 
sind die Aufgaben der Landesverwaltung und 
kommunaler Planungsträger stärker miteinander 
zu verknüpfen.

bereits bei der Mehrheit der 70 Kommunen in  
Konzepten und Strategien (kommunale Klima-
anpassungskonzepte) bearbeitet. Starkregenrisiko-
managementkonzepte und -gefahrenkarten sind 
bei etwa einem Drittel der 70 Kommunen vorhanden, 
bei einem weiteren Drittel in Planung. Nieder-
schlagswasserkonzepte für Neubaugebiete sind 
bei drei Viertel der Kommunen Teil der Praxis. 
Dagegen sind Konzepte zu den anderen Aufgaben 
des UWRM (zum Beispiel Versickerungspotenziale, 

Schwammstadtkonzepte oder Niederschlags-
wasserkonzepte für Bestandsgebiete) nur bei  
einzelnen Kommunen vorhanden oder in Planung. 
Hinsichtlich der Informationslage zu Aufgaben  
und Maßnahmen des UWRM und insbesondere  
zu Förder möglichkeiten zeigt sich bei über der 
Hälfte der Kommunen Verbesserungspotenzial.  
Die wichtigsten Erkenntnisse für die Strategieent-
wicklung aus der Online-Befragung und den Work-
shops sind nachfolgend zusammengefasst.

Gute Voraussetzungen und Strukturen

•  Planungskoordinatorinnen und -koordinato-
ren mit Querschnittsaufgaben oder Stabsstel-
len für die Klimaanpassung sind in verschiede-
nen Kommunen bereits etabliert.

•  Gesamtstädtische, kommunale Strategien 
zur Anpassung an den Klimawandel existieren 
in vielen Kommunen, sind aber bei weitem 
nicht flächendeckend vorhanden. Durch das 
Bundesklimaanpassungsgesetz werden kom-
munale Klimaanpassungskonzepte zeitnah 
verpflichtend.

•  Für Planungen enthält das BauGB umfangrei-
che Darstellungs- und Festsetzungsmöglich-
keiten.

•  Städtebauliche Verträge erweitern den Hand-
lungsspielraum auch in finanzieller Hinsicht.

•  Das Land unterstützt die Kommunen mit För-
derung und der Anleitung „Starkregenvor-
sorge im Städtebau und in der Bauleitplanung“ 
(Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Woh-
nungsbau Baden-Württemberg 2018).

•  Das Bundesamt für Kartografie erarbeitet in 
absehbarer Zukunft eine Starkregenhinweis-
karte für Baden-Württemberg.

Herausforderungen

•  Festsetzungsmöglichkeiten für blau-grüne 
Infrastrukturen werden in Bebauungsplänen 
nicht flächendeckend und oft nicht standardi-
siert genutzt (Potenzial für konsequente Fest-
setzungen).

•  Rechtssichere Formulierungen für Maßnah-
men in schriftlichen Festsetzungen von 
Bebauungsplänen (Muster) fehlen.

•  Unsicherheiten bestehen beim Umgang mit 
gesetzlichen Regelungen oder technischen 
Regelwerken (unter anderem wegen der Viel-
zahl von Deutungen und Auslegungen); des-
halb wird oft auf Standard-Lösungen zurück-
gegriffen.
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•  Entwässerungs- und Grünflächenplanung 
sind der städtebaulichen Planung oft noch 
nachgestellt und finden teils zu spät Eingang 
in die Bauleitplanverfahren.

•  Arbeitshilfen beziehungsweise Merkblätter 
erreichen viele Kommunen nicht und werden 
daher noch wenig angewendet (zum Beispiel 
das Merkblatt DWA-M 102-4).

•  Genehmigungsverfahren für innovative 
Lösungen sind teils sehr langwierig und es 
bestehen Unsicherheiten hinsichtlich einer 
rechtssicheren Umsetzung. Zum Beispiel sind 

erlaubnisfreie Tatbestände für eine schadlose 
Versickerung nicht einheitlich geregelt. Für 
erlaubnispflichtige Versickerungen ist ein ent-
sprechendes Zulassungsverfahren erforder-
lich. Es ist daher oftmals einfacher, entspre-
chende Flächen zu versiegeln.

•  Defizite bestehen im (Wissens-)Austausch 
über die verschiedenen Ebenen hinweg und 
zwischen den Fachbehörden auf Landes-
ebene. Fehlendes Fachwissen und wenig 
Erfahrung mit blau-grünen Strukturen zeigen 
sich in der Verwaltung, bei Entscheidungs-
tragenden und Planenden.

Im urbanen bebauten Bereich herrscht große Flä-
chenkonkurrenz durch die wenigen noch zur Ver-
fügung stehenden Flächen. Praktische Lösungen 
können vor allem bei Neuplanungen gut berück-
sichtigt und umgesetzt werden. Lösungsorientierte 
und schnelle Umsetzungen im Bestand sind dage-
gen derzeit noch nicht weit verbreitet und es fehlt 
an Erfahrungen zur Planung, zur Umsetzung und 
zum Betrieb von Maßnahmen. Multifunktionale 
Flächen, bei denen auf einer Fläche mehrere mit-
einander verträgliche Nutzungen überlagert wer-
den, gelten als wesentliches Prinzip des UWRM.

5.2 Umsetzung von Maßnahmen

Gute Voraussetzungen und Strukturen

•  Die Begrenzung der Versiegelung, nachhaltige 
Niederschlagswasserbewirtschaftung sowie 
die Etablierung und Ausweitung grüner Infra-
strukturen sind bereits zentrale Ziele in kom-
munalen Strategien und Planungen. Bei 
Neuplanungen werden diese Ziele immer  
öfter erreicht.

•  Die Multifunktionalität von Flächen ist in den 
Kommunen ebenfalls als Ziel verbreitet.

•  Die Landesbauordnung Baden-Württemberg 
(LBO) enthält Regelungen

 •  zum Erlass von Satzungen: In Baden-Würt-
temberg können Gemeinden „in bestimmten 
bebauten oder unbebauten Teilen des 
Gemeindegebiets durch Satzung örtliche 
Bauvorschriften erlassen über 1. Anforde-
rungen an die äußere Gestaltung baulicher 
Anlagen […] sowie über die Begrünung.“ 
(Paragraf 74 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 LBO 
BW)

 •  zur Gestaltung von nicht überbauten Grund-
stücksflächen: Es ist vorgesehen, dass „die 
nicht überbauten Flächen der bebauten 
Grundstücke […] Grünflächen sein“ müssen, 
„soweit diese Flächen nicht für eine andere 
zulässige Verwendung benötigt werden.  
Ist eine Begrünung oder Bepflanzung der 
Grundstücke nicht oder nur sehr einge-
schränkt möglich, so sind die baulichen 
Anlagen zu begrünen, soweit ihre Beschaf-
fenheit, Konstruktion und Gestaltung es 
zulassen und die Maßnahme wirtschaftlich 
zumutbar ist.“ (Paragraf 9 Absatz 1 Sätze 1 
und 2 LBO BW)

•  Das Land unterstützt unter anderem mit

 •  Aktionsplan Flächensparen; Kommunales 
Starkregenrisikomanagement
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Ein wesentliches Kriterium für die Umsetzung von 
Konzepten ist die Finanzierbarkeit. Dabei sind die 
finanziellen Möglichkeiten der Kommunen sehr 
heterogen. Dass Maßnahmen zur blau-grünen 
Infrastruktur in bestimmten Fällen auch gegenüber 
konventionellen, baulichen Maßnahmen wirtschaft-
liche Vorteile erzielen können, kann noch stärker 
kommuniziert werden. So steht der Kommune eine 
fundierte Abwägungsgrundlage über die günstigste 
Lösung zur Verfügung. Entsprechende ganzheitliche 
Bewertungsverfahren werden bislang kaum einge-
setzt.

Gute Voraussetzungen und Strukturen

•  Auf Landesebene stehen bereits verschiedene 
Fördertöpfe zur Verfügung:

 •  Förderung von Konzepten zum kommunalem 
Starkregenrisikomanagement, Klimaanpas-
sungskonzepten oder Hitzeaktionsplänen

 • Programme der Städtebauförderung

•  Die gesplittete Abwassergebühr ist in 1.073 
von 1.101 (97,4 Prozent) der baden-württember-
gischen Kommunen eingeführt (Stand 2023)

bilanzierung muss bekannt gemacht werden, 
um der Aufgabe ein adäquates Gewicht zu 
verleihen und fachgerechte Lösungen zu  
entwickeln.

•  Im Umgang mit multifunktionalen Flächen 
herrschen Unsicherheiten im Hinblick auf 
Zuständigkeiten und Risiken bei Umsetzung, 
Betrieb und Haftung (zum Beispiel Schutz 
von Kindern, Umweltaspekte, Schäden/Auf-
räumarbeiten et cetera). Auch die Komplexität 
ansprechender, multifunktionaler Lösungen 
stellt die Planung vor Herausforderungen.

•  Für den Bestand fehlen praktische Lösungen 
und gute Beispiele für naturnahe (Um-)Gestal-
tung.

Herausforderungen

•  Bestandsveränderungen sind auf privaten 
Flächen meist nicht umsetzbar, sondern 
bedürfen aufwendiger Überzeugung und  
größerer Förderung.

•  Damit naturnahe Lösungen im Bestand und 
bei Neuplanungen seitens der Verwaltung  
und Fachplanung praxisgerecht mitgestaltet 
werden können, sind fachinhaltlich moderne 
Ansätze (zum Beispiel Überarbeitungen von 
kommunalen Satzungen) und Prozesse (zum 
Beispiel frühzeitige, vorausschauende und 
interdisziplinäre Planung) notwendig.

•  Orientierungswerte der Wasserbilanzgrößen 
sind notwendig und das Prinzip der Wasser-

5.3 Förderung und Finanzierung

Herausforderungen

•  Antragsstellung ist in vielen Fällen mit einem 
hohen bürokratischen, komplexen Aufwand 
verbunden, der bei immer knapper werdenden 
Ressourcen nicht mehr bearbeitet werden 
kann.

•   Es besteht ein Defizit an förderungsorientier-
ten Informationen und Fortbildungen zu 
alternativen Finanzierungsmöglichkeiten.

•  Gebote und bessere Anreize für Maßnahmen 
zur Niederschlagswasserbewirtschaftung 
müssen geschaffen werden. 

•  Für den Bestand fehlen vor allem Förderan-
gebote für private Maßnahmen.

•  Nicht nur die Investitionskosten für Anlagen, 
sondern besonders die laufenden Kosten für 
Betrieb und Unterhaltung sind Hemmnisse in 
der Umsetzung.
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Akzeptanz der Bevölkerung, Handlungsbereit-
schaft der Stakeholder (Planung, Verwaltung, 
Betriebe et cetera) sowie Fachkenntnisse bei den 
Planenden, Ausführenden und Betroffenen prägen 
die Umsetzung von Maßnahmen.

5.4 Beratung und Information

Gute Voraussetzungen und Strukturen

•  Aufgrund persönlicher Betroffenheit in den 
Kommunen ist die Identifizierung mit dem 
Thema in den letzten Jahren deutlich gestie-
gen.

•  Es gibt gute Umsetzungsbeispiele und Hand-
lungsleitfäden, an denen sich Kommunen 
orientieren können.

•  Das Kompetenzzentrum Klimawandel der 
LUBW berät und vernetzt Kommunen zur  
Thematik der Klimawandelanpassung. Hinter-
grundwissen zum Klimawandel und FAQs zur 
Klimawandelanpassung in Kommunen in 
Baden-Württemberg (unter anderem zum 
UWRM) sind verfügbar.

•  Das Hochwasserportal Baden-Württemberg 
informiert über Hochwasser- und Starkregen-
risiken und deren Vorsorge.

Herausforderungen

•  Das UWRM hat teils geringere Priorität 
gegenüber anderen Herausforderungen einer 
Kommune (zum Beispiel Wohnraumschaffung, 
Gewerbeentwicklung, Wärme-Wende, Klima-
schutz).

•  In Folge zunehmender personeller Engpässe 
in den Verwaltungen steigen die Anforderun-
gen an einzelne Personen, die diese nicht 
mehr bewältigen können.

•  Kommunen fehlen wichtige Informationen, 
was zu einem Mangel an Fachwissen führt.

•  Der Ausbau und die inhaltliche Verknüpfung 
vorhandener Fachinformationen aus den 
unterschiedlichen Handlungsfeldern (bauliche 
oder naturbasierte Lösungsbeispiele) sowie 
Schulungen und Fortbildungen sind erforder-
lich.
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Die Strategie zum UWRM beschreibt Aktivitäten 
auf Landesebene, mit denen die notwendigen 
Rahmenbedingungen für die Etablierung des 
UWRM in den baden-württembergischen Städten 
und Gemeinden sowie bei allen erforderlichen 
Akteurinnen und Akteuren geschaffen werden 
sollen. Die zusammengestellten Aktivitäten zielen 
darauf ab, die Handlungsfähigkeit und die Bereit-
schaft von Kommunen, Bauherrinnen und Bauher-
ren sowie Investorinnen und Investoren zu erhöhen 
(siehe Kapitel 1.3), um Ziele und Sollzustände des 
UWRM flächendeckend als Standard anzustreben.

Bei der Umsetzung des Handlungskatalogs sind 
laufende Aktivitäten auf Landesebene im Zusam-

menhang mit den Strategien zum Umgang mit 
Hochwasser und Wassermangel, zum Starkregen-
risikomanagement und zur Anpassung an den  
Klimawandel zu berücksichtigen. Der Handlungs-
katalog greift die Ergebnisse des ressortübergreifen-
den Arbeitsprozesses ebenso wie die Fachexpertise 
zahlreicher Beteiligter, laufender praktischer Initiati-
ven, einschlägiger Forschungs- und Umsetzungs-
projekte sowie der LAWA-Strategie zur wassersen-
siblen Siedlungsentwicklung (LAWA 2024) auf. 
Die jeweiligen Aktivitäten des Kataloges sind in 
einzelnen Steckbriefen mit konkreten Bezügen zu 
Verantwortlichkeiten, Hinweisen zur Umsetzung, 
Synergien, Hemmnissen und Beispielen in Anhang 1 
beschrieben.

6  Handlungserfordernisse 
und Handlungskatalog
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Abbildung 10: Übersicht über den Handlungskatalog nach drei Handlungskategorien

Erfolgreiche Handlungsstrategien der Umwelt-
planung basieren stets auf einem Instrumenten-
mix aus den drei wesentlichen Bausteinen der 
Umweltpolitik:

•  Bewusstseinsbildende Aktivitäten: Diskurs,  
Information, Kommunikation

•  ökonomische Aktivitäten: finanzielle Anreize  
und Förderung

•  regulative Aktivitäten: Vorgaben, Ordnungsrecht, 
fachlich fundierte Erfordernisse

 

Die Instrumententypen spiegeln sich in den drei 
Handlungskategorien des UWRM-Handlungs-
katalogs wider (siehe Abbildung 10). Bei der 
Anwendung des Instrumentenmix werden je nach 
Ziel und Anforderung an die Umsetzung bestimm-
ter Aktivitäten unterschiedliche Schwerpunkte 
gesetzt. Die Aktivitäten sollen integriert betrachtet 
und angegangen werden, weshalb eine generelle 
Priorisierung nicht möglich ist. Grundsätzlich sind 
die drei Instrumententypen nur bei einem gemein-
samen und aufeinander abgestimmten Einsatz 
effektiv.

Abbildung 10 gibt eine Übersicht über die Inhalte 
des Handlungskatalogs. Nachfolgend sind die drei 
Handlungskategorien beschrieben.
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Um UWRM als fachübergreifende Planungsaufgabe 
flächendeckend in Kommunen zu etablieren, gilt es 
bei allen relevanten Stellen und dem Fachpersonal 
das Bewusstsein für interdisziplinäre Herausforde­
rungen weiter zu schärfen und sie zur Umsetzung 
von Maßnahmen in der Praxis zu befähigen. Hierzu 
richtet das Land eine zentrale Informationsplattform 
und Beratungsstelle ein. Diese unterstützt die 
Bildung fachlich erforderlicher Expertise zur 
Umsetzung des UWRM sowie den landesweiten 
Wissensaustausch sowohl zwischen Fachbehörden 
als auch zwischen Kommunen und Planungsbüros 
und setzt Anreize durch Kommunikation und Betei­
ligung. Die Bereitstellung von Fachinformationen, 
Daten sowie guten und übertragbaren Lösungs­
ansätzen und eine starke Öffentlichkeitsarbeit  
dienen dazu, private Akteurinnen und Akteure aus 
Bevölkerung, Gewerbe und Industrie zu erreichen.

6.1 Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern

Folgende Punkte enthält der  
Handlungskatalog zu dieser Thematik:

A.  Handlungsbewusstsein und Wissen  
verbessern

Aktivitäten

Erläuterung

A.1  Einrichtung einer zentralen Informations­
plattform und Beratungsstelle für UWRM 

Die zentrale Informationsplattform und Bera­
tungsstelle gibt Hilfestellungen und stellt das 
erforderliche Fach­ und Prozesswissen sowie 
die notwendigen Informationen zur Umsetzung 
einer wassersensiblen Siedlungsentwicklung 
bereit (Satzungsmuster und Mustertexte oder 
anzustrebende Wasserhaushaltsgrößen als 
Orientierungsrahmen). Sie richtet sich an Kom­
munen und Planungsbüros und dient der ziel­
gruppenorientierten Öffentlichkeitsarbeit.

A.2  Empfehlung zur Einrichtung eines  
kommunalen Schnittstellenmanagement

Kommunen sollen zur Koordination und Steue­
rung der zahlreichen notwendigen Mitwirken­
den an querschnittsorientierten Aufgaben des 
UWRM befähigt werden. Die Einrichtung eines 
Schnittstellenmanagements innerhalb der 
Kommune (zwischen Fachgebieten und Akteu­
rinnen und Akteuren) wird empfohlen und 
durch entsprechende Beratung und Hilfsmittel 
unterstützt.

A.3  Wettbewerb zu kommunalen Konzepten im 
Sinne des UWRM 

Kommunale Konzepte zur Verbesserung des 
UWRM sollen durch einen Wettbewerb auf  
Landesebene und eine Preisvergabe sichtbar 
gemacht werden. So sollen auch Anreize und 
Anerkennung gesteigert werden. Ergänzend 
soll damit eine stärkere Verbreitung guter 
Ansätze mit Multiplikator­Wirkung erzielt wer­
den.

A.4  Zusammenstellung und Verfügbarmachung 
von Fachdaten für UWRM­Planungen 

Um aktuelle und belastbare Daten sowie wei­
tere Fachinformationen als Grundlage für Pla­
nungen, planerische Abwägungsprozesse und 
die Entwicklung fachgerechter Lösungen ver­
fügbar zu machen, sollen diese für Kommunen 
leichter zugänglich gemacht werden. Das 
bereits vorhandene Angebot soll zum Beispiel 
über einen Download­Dienst in Zusammen­
arbeit zwischen Land und Kommunen im Sinne 
des UWRM weiterentwickelt und verbessert 
werden.
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Vor allem bei Bestandsentwicklungen sind bewusst-
seinsbildende Aktivitäten nicht ausreichend, um 
Maßnahmenumsetzungen zu erwirken. Der Gesamt-
nutzen von UWRM-Konzepten erfordert eine 
gesamtheitliche Betrachtung ökonomischer, öko-
logischer und gesellschaftlicher Kriterien (siehe 
Kapitel 3.2). Da die Internalisierung externer Kosten 
in der Regel nicht berücksichtigt wird, sind finan-
zielle Anreize erforderlich, um die Umsetzung bau-
licher Maßnahmen auf privaten Flächen, Gebäuden 
und Infrastrukturen indirekt zu beeinflussen. 
Sowohl der private als auch der öffentliche Bereich 
bedarf einfacher und niederschwelliger Förderbe-
dingungen und Finanzierungsmodelle. Hemmnisse 
für die Kombination sektoraler Förderungen sollen 
abgebaut werden. Die Förderlandschaft soll im 
Hinblick auf die Umsetzung integrierter und multi-
funktionaler Maßnahmen optimiert werden. Darüber 
hinaus brauchen Kommunen gerade für den lang-
fristigen Betrieb und die Unterhaltung eine wirt-
schaftlich verlässliche und nachhaltige Lösung,  
um entsprechende Konzepte zu verwirklichen.

6.2 Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen

Folgende Punkte enthält der  
Handlungskatalog zu dieser Thematik:

B.  Förder- und Finanzierungsinstrumente 
bereitstellen

Aktivitäten

Erläuterung

B.1  Optimierung und Bündelung von Landes-
förderprogrammen 

Durch Evaluierung bestehender und neuer  
Förderprogramme im Hinblick auf mögliche 
Bündelung, Vereinfachung und interdisziplinäre 
Ausrichtung sollen Anpassungserfordernisse 
der Programme identifiziert werden. Ziel ist die 
effektive Nutzung von Förderprogrammen für 
querschnittsorientierte Aufgaben des UWRM 
durch Nutzung fachlich bislang getrennter  
Förderprogramme.

B.2  Unterstützung für Kommunen zur Einrich-
tung kommunaler Förderprogramme für 

Es wird empfohlen, kommunale Förderpro-
gramme zur Umsetzung von Maßnahmen der 
blau-grünen Infrastruktur für private Akteurin-
nen und Akteure aufzulegen. Dabei soll das 
Land Kommunen beraten und durch entspre-
chende Vorarbeiten unterstützen.

B.3  Prüfung der Verwendung von Gebühren zur 
Finanzierung blau-grüner Infrastruktur 

Die Möglichkeit, kommunale Gebühren mit 
Bezug zur Wasserwirtschaft für die Finanzierung 
der Kosten für Bau, Betrieb und Unterhaltung 
von UWRM-Maßnahmen zu nutzen, kann die 
UWRM-Umsetzung erheblich verbessern. Ent-
sprechende Möglichkeiten sollten rechtlich und 
praktisch geprüft werden und in die Beratung 
der Kommunen einfließen.

B.4  Stärkung der interkommunalen Zusammen-
arbeit für Aufgaben des UWRM

Um vor allem kleinere Kommunen und Kom-
munen im ländlichen Raum zu unterstützen, 
soll die interkommunale Zusammenarbeit für 
Aufgaben des UWRM gestärkt werden. Dazu 
soll die Einrichtung von regionalen IKZ-Stellen 
geprüft werden. Interkommunale Bearbeitung 
dient der Entlastung von Kommunen bei Erar-
beitung gemeinsamer Grundlagen, der Bera-
tung, der fachlichen Qualifizierung und der 
Öffentlichkeitsarbeit.
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UWRM in Kommunen und der Planungspraxis  
zu verankern, erfordert eine fachübergreifende 
Zusammenarbeit von kommunalen Verwaltungen 
und zwischen den Fachplanungen. Wasserwirt-
schaftliche Belange müssen noch stärker mit der 
Stadt- und Verkehrsplanung sowie der Klimaan-
passung, Grünflächen- und Freiraumplanung  
verknüpft werden. 

6.3  Fachlich-planerische Grundlagen erweitern und  
rechtliche Rahmenbedingungen prüfen

Eine integrierte Planung erfordert von Beginn an 
enge Zusammenarbeit und Abstimmung der betei-
ligten Fachgebiete und einen vorausschauenden 
Blick. Kommunale Gesamtkonzepte sollen diese 
Anforderungen unterstützen und Hilfestellungen 
zur Umsetzung von UWRM geben. Konkrete 
Umsetzungserfordernisse der Bauleitplanung  
sollen durch einen wasserwirtschaftlichen Fach-
beitrag beschrieben werden und dadurch frühzeitig 
in die Stadt- und Freiraumplanung sowie die bau-
leitplanerische Abwägung einfließen. Weiterhin 
sollen rechtliche Rahmenbedingungen und Fest-
setzungen für innovative Lösungen der blau-grünen 
Infrastruktur, damit verbundene Pflege- und 
Sicherungspflichten oder Nachweise zu Wasser-
haushaltsbilanzierung geprüft werden, um eine 
Verbesserung des UWRM zu erreichen.

Folgende Punkte enthält der  
Handlungskatalog zu dieser Thematik:

C.  Fachlich-planerische Grundlagen erweitern 
und rechtliche Rahmenbedingungen prüfen

Aktivitäten

Erläuterung

C.1 Kommunales Gesamtkonzept Wasser

Es soll ein Leitfaden für die Erstellung kommu-
naler Gesamtkonzepte zum Umgang mit Wasser 
in der Siedlung erarbeitet werden. Dieser soll 
Hilfestellungen für die fachübergreifenden 
Prozesse, Fachdaten, Fachanforderungen und 
die Integration in Planungsabläufe von Wasser-
wirtschaft und anderen Fachgebieten enthalten.

C.2  Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag zur 
Bauleitplanung

Ein landesweit kommunal anwendbares Konzept 
für einen wasserwirtschaftlichen Fachbeitrag 
zur Bauleitplanung soll entwickelt werden. Es 
soll Kommunen mithilfe integrierter und aufein-
ander abgestimmter Anforderungen der viel-
fältigen Fachbelange der Wasserwirtschaft an 
die Bauleitplanung, insbesondere auf Quartiers-
ebene, unterstützen. So kann die Berücksichti-
gung der UWRM-Anforderungen zusammen mit 
weiteren wasserwirtschaftlichen Anforderungen 
in der Planung und Abwägung verbessert werden.

C.3  Überprüfung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen für blau-grüne Infrastruktur

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für blau-
grüne Infrastruktur sollen hinsichtlich Konsis-
tenz und Konkurrenz zur Planung, Umsetzung 
und zum Betrieb überprüft werden.

C.4  Verbesserung des lokalen Wasserhaus-
halts, der Freiflächenversorgung und der 
klimatischen Situation

Die Verbesserung des lokalen Wasserhaushalts, 
der Freiflächenversorgung und der klimatischen 
Situation bei Neuplanungen und Bestandsent-
wicklungen soll gemeinsam mit den Kommu-
nen optimiert werden. Es soll geprüft werden, 
ob die Verbesserung oder die Verhinderung 
einer Verschlechterung des Wasserhaushalts 
sowie die stärkere Berücksichtigung von blau-
grüner Infrastruktur im Rahmen städtebaulicher 
Planungen rechtsverbindlicher formuliert  
werden kann.
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7 Fazit und Ausblick
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Der urbane Wasserhaushalt ist durch die infrastruk-
turellen Entwicklungen verändert und weicht stark 
von dem eines natürlichen Wasserhaushalts ab. 
Verstärkt durch den Klimawandel stellen Über-
flutungen durch Hochwasser und Starkregen, 
Hitzebelastungen und Wassermangel Herausfor-
derungen an den Umgang mit Wasser im urbanen 
Raum, an die Gesellschaft und an Ökosysteme.  
Zur Reduzierung dieser Risiken gilt es den Umgang 
mit Wasser in Siedlungen zu überdenken und den 
natürlichen, lokalen Wasserhaushalt zu erhalten 
oder den Wasserhaushalt zu verbessern und an 
einen naturnahen anzunähern. Es ist das Prinzip 
eines UWRM, den Oberflächenabfluss zu reduzieren 
und die Verdunstung und die Grundwasserneu-
bildung durch Versickerung zu erhöhen.

Um die Kommunen bei diesen Aufgaben zu unter-
stützen und die Umsetzung dringend notwendiger 
Maßnahmen zu erleichtern, setzt diese Strategie 
einen Handlungsrahmen für die Landesebene und 
spricht Handlungsempfehlungen für Kommunen 
aus. Die Strategie verfolgt hierbei drei zentrale 
Handlungsstränge mit jeweils vier Aktivitäten für 
die Landesebene:

•  Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern

•  Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen

•  Fachlich-planerische Grundlagen erweitern und 
rechtliche Rahmenbedingungen prüfen

Zur Sicherung eines langfristigen Gelingens der 
Strategie soll die Umsetzung dieser insgesamt 
zwölf Aktivitäten für die Landesebene im Rahmen 
eines Prozessmonitorings verfolgt werden. Das 
Prozessmonitoring dient der Evaluation der 
Umsetzungsschritte und soll in drei bis fünf Jahren 
nach Veröffentlichung der Strategie stattfinden. 
Dazu gehört, den Umsetzungsstand der Aktivitäten 
zu prüfen, die Qualität der Aktivitäten zu sichern 
und gegebenenfalls Anpassungen vorzunehmen. 
Hierfür soll ein begleitendes Umsetzungsgremium 
gebildet werden.

Darüber hinaus wird angestrebt, die Wirkungsleis-
tung der zwölf Aktivitäten zur Unterstützung und 
Erleichterung der kommunalen Aufgaben zu eva-
luieren. Der Umsetzungsstand von Maßnahmen im 
Sinne eines UWRM soll in den Kommunen betrach-
tet werden und Kommunen stichprobenhaft befragt 
werden. Das Wirkungsmonitoring soll sinnvoller-
weise nach einer weitestgehenden Umsetzung der 
zwölf Aktivitäten stattfinden.
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Anhang 1: Handlungskatalog und Steckbriefe der Aktivitäten

Handlungskategorie: 
Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern A
A.1 Einrichtung einer zentralen Informationsplattform und Beratungsstelle für UWRM

 A.1 a)  Wissen und Information zur Umsetzung einer wassersensiblen  
Siedlungsentwicklung verbessern

 A.1 b) Beratung für Kommunen und Planungsbüros ausbauen

 A.1 c) Öffentlichkeitsarbeit zielgruppenorientiert durchführen und unterstützen

A.2 Einrichtung eines kommunalen Schnittstellenmanagements: Empfehlung und Unterstützung

A.3 Wettbewerb zu kommunalen Konzepten im Sinne des UWRM

A.4 Zusammenstellung und Verfügbarmachung von Fachdaten für UWRM-Planungen

Handlungskategorie: 
Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen B
B.1  Optimierung und Bündelung von Landesförderprogrammen: Evaluierung und Anpassung  

bestehender und neuer Programme im Hinblick auf mögliche Bündelung, Vereinfachung und  
interdisziplinäre Ausrichtung

B.2  Unterstützung kommunaler Förderprogramme für private blau-grüne Infrastruktur: Empfehlung 
zur Entwicklung von kommunalen Förderprogrammen zur Umsetzung von Maßnahmen der blau-
grünen Infrastruktur durch private Akteurinnen und Akteure

B.3  Prüfung der Verwendung von Gebühren zur Finanzierung blau-grüner Infrastruktur  
(einschließlich Kosten für Bau, Betrieb und Unterhaltung von UWRM-Maßnahmen)

B.4  Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit für Aufgaben des UWRM: 
Prüfung der Einrichtung von IKZ-Stellen auf regionaler Ebene

Handlungskategorie: 
Fachlich-planerische Grundlagen erweitern und rechtliche Rahmenbedingungen prüfen C
C.1  Kommunales Gesamtkonzept Wasser:  

Konzept/Leitfaden zum gesamtkommunalen Umgang mit Wasser in der Siedlung

C.2  Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag zur Bauleitplanung: 
Erarbeitung eines Konzeptes Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag zur Bauleitplanung

C.3  Überprüfung der rechtlichen Rahmenbedingungen für blau-grüne Infrastruktur: 
hinsichtlich Konsistenz und Konkurrenz zur Planung, Umsetzung und zum Betrieb

C.4  Verbesserung des lokalen Wasserhaushalts, der Freiflächenversorgung und der klimatischen  
Situation bei Neuplanungen und Bestandsentwicklungen: Prüfung einer Stärkung der rechtlichen 
Verbindlichkeit hinsichtlich Verbesserung/Verhinderung einer Verschlechterung
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Anhang 1: Handlungskatalog und Steckbriefe der Aktivitäten
Anhang 1: Handlungskatalog und Steckbriefe der Aktivitäten

Handlungskategorie: 
Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern A

Einrichtung einer zentralen Informationsplattform und Beratungsstelle für UWRM A.1

Beschreibung/Hintergrund
Auf Landesebene soll eine zentrale Informationsplattform 
geschaffen werden, die Informationen und Wissen zur Ent-
wicklung und Umsetzung von UWRM-Konzepten bündelt, 
sammelt, bereitstellt und für Beratung und Unterstützung  
zur Verfügung steht. Die zentrale Stelle richtet sich sowohl  
an Fachbehörden und -verbände auf Landesebene als auch  
an Kommunen und Planende im Bereich der Siedlungswasser-
wirtschaft, der Klimawandelanpassung, der Stadt-, Grün-
flächen- und Freiraumplanung und der Verkehrsplanung. Sie  
ist zum einen als Wissensplattform für praktische, fachliche 
Fragestellungen zur wassersensiblen Siedlungsentwicklung 
zu verstehen. Zum anderen soll sie als Multiplikator wirken und 
Fachbehörden sowie Kommunen und deren Planende sensibi-
lisieren und aktivieren. Dazu gehört auch das Vorantreiben des 
Austausches, der Vernetzung und der Fortbildung betroffener 
Akteurinnen und Akteure. Wichtiger Baustein ist eine digitale 
Plattform zur Informations- und Wissensbereitstellung.

Zu ihren Aufgaben gehören:
•  Wissen und Information zur Umsetzung einer  
wassersensiblen Siedlungsentwicklung verbessern

•  Beratung für Kommunen und Planungsbüros ausbauen
•  Öffentlichkeitsarbeit und Erfahrungsaustausche  
zielgruppenorientiert durchführen und unterstützen

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Interessens-, Fach-, Berufsverbände BW
•  Ingenieur- und Architektenkammern BW
•  Universitäten, Hochschulen
•  Kommunale Landesverbände
•  Regionalverbände
•  Landesanstalt für Umwelt BW (LUBW)
•  Weitere Ministerien, insbesondere Ministerium  
für Landesentwicklung und Wohnen

Hinweise zur Umsetzung
•  Einrichtung und Start so bald wie möglich
•  Ausbau der Informationsplattform und Beratungsstelle  
soll fortlaufend erfolgen

•  Bündelung mit Beratungsangeboten im Bereich  
Klimawandelanpassung für Kommunen prüfen,  
Redundanz vermeiden

Synergien
•  Erweiterung/Übertragung des Angebots  
auf andere Querschnittsthemen

•  Effiziente Nutzung vorhandenen Wissens
•  Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Land,  
Kommunen und Stakeholdern

Herausforderungen
•  Aufwand für inhaltliche Pflege und Aktualität der Plattform
•  Koordination der Zusammenarbeit mit Beteiligten für die 
projektbezogene Beratung

Beispiele/Quellen/Hinweise
Diese Aktivität enthält drei Unteraktivitäten:
A1a) Wissen und Information zur Umsetzung einer  
wassersensiblen Siedlungsentwicklung verbessern
A1b) Beratung für Kommunen und Planungsbüros ausbauen
A1c) Öffentlichkeitsarbeit zielgruppenorientiert durchführen 
und unterstützen
Siehe nachfolgende Steckbriefe.
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A.1 a) Wissen und Information zur Umsetzung einer wassersensiblen 
 Siedlungsentwicklung verbessern

Unteraktivität zu: 
Einrichtung einer zentralen Informationsplattform und Beratungsstelle für UWRM A.1

Beschreibung/Hintergrund
Viele relevante Fachinformationen, Fortbildungen, Handlungs-
leitfäden und Strategien, die die Umsetzung eines UWRM in 
einer Kommune direkt beeinflussen oder flankieren, existieren 
bereits. Diese Informationen sollen themenspezifisch auf der 
digitalen Informationsplattform zusammengetragen und 
verlinkt beziehungsweise weiter entwickelt werden. 

Mögliche Themen sind:
•  Fachlich-rechtliche Rahmenbedingungen (auch die der  
Bundesebene und der Fachverbände)

•  Informationen/Tools zur Bewertung von monetären und  
qualitativen Kosten und Nutzen blau-grüner Infrastrukturen

•  Fachdaten (zum Beispiel zur Erstellung eines kommunalen 
Gesamtkonzeptes Wasser)

•  Landesstrategien (zum Beispiel Strategie zur Anpassung  
an den Klimawandel, zum Umgang mit Wassermangel  
sowie zum Umgang mit Hochwasser, Kommunales  
Starkregenrisikomanagement)

•  Handlungsleitfäden (zum Beispiel Anleitung zur  
Bestimmung der Bodendurchlässigkeit zur Versickerung  
im Hausgebrauch, Leitfäden zur Planung und Umsetzung 
blau-grüner Infrastrukturen)

•  Satzungsmuster oder Leitfäden mit Textbausteinen für  
die Erstellung von Satzungen (zum Beispiel für die  
Niederschlagswasserbewirtschaftung, die Freiraum-
gestaltung und zur Abwasserbeseitigung), bestehende  
Satzungsmuster sollen überarbeitet werden

•  Mustertexte für die Auslobung von städtebaulichen  
Wett bewerben und die Ausschreibung von Projekten  
mit Blick auf die Umsetzung blau-grüner Infrastrukturen

•  Zusammenstellung, Evaluierung, Erweiterung von  
Fortbildungs- und Austauschformaten für  
Planungsbüros und alle Verwaltungsebenen zum  
Themenfeld blau-grüne Infrastrukturen

•  Good-Practice-Beispiele von Planungen und  
Umsetzungen von Maßnahmen im Sinne des UWRM

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Stadtgrün-Bewertungstool 
stadtgruen-wertschaetzen.de/app/stadtgruenapp

•  RegenRechner Berlin 
regenwasseragentur.berlin/kosten-regenwasserbewirtschaf-
tung/

•  Leitfaden Regenwasser Reutlingen: Erfahrungen in der Etab-
lierung und zum Vorgehen von integralen Planungsprozessen 
ser-reutlingen.de/Leitfaden-Regenwasser

•  Informationsplattform Schwammstadt 
sponge-city.info

•  Muster-Zisternensatzung Hessen 
hessen.de/presse/pressearchiv/gemeinsame-muster-zister-
nensatzung-veroeffentlicht 

•  Kompetenzzentrum Klimawandel der Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Württemberg 
lubw.baden-wuerttemberg.de/klimawandel-und-anpassung/
veranstaltungen

•  Umweltakademie Baden-Württemberg 
umweltakademie.baden-wuerttemberg.de/fachtagungen-
und-fortbildungen/?categoryIds=75907

•  Deutsches Institut für Urbanistik (ein Beispiel für die Bundes-
ebene) 
difu.de/veranstaltungen
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A.1 b)  Beratung für Kommunen und Planungsbüros ausbauen

Unteraktivität zu: 
Einrichtung einer zentralen Informationsplattform und Beratungsstelle für UWRM A.1

Beschreibung/Hintergrund
Die Planung, Umsetzung und der Betrieb von blau-grünen 
Infrastrukturen werfen aufgrund ihrer Komplexität häufig  
rechtliche, technische, planerische oder finanzielle Fragen  
auf. Eine niederschwellige erste Informationsmöglichkeit soll 
über die digitale Informationsplattform bereitgestellt werden 
(zum Beispiel auch zur Einrichtung eines kommunalen Schnitt-
stellenmanagements und zur Entwicklung von kommunalen 
Förderprogrammen). Darüber hinaus sollen spezifische, pro-
jektbezogene Fragen auf kurzem Wege über eine persönliche 
Beratung geklärt werden können.

Hierzu bietet es sich an, das Beratungsangebot in Zusammen-
arbeit mit den Fach- und Berufsverbänden der Landesebene  
zu gestalten und anzubieten. Es sollte dazu geprüft werden, 
inwieweit bestehende Angebote erweitert und angepasst 
werden können oder neue (zum Beispiel auch in Kooperation)  
etabliert werden sollten. Bei der Entwicklung des Angebots 
sollte darauf geachtet werden, dass sich die Bedarfe von  
größeren und kleineren Kommunen unterscheiden können.

Der Zugang zu Fördermitteln soll durch ein Orientierungs- und 
Beratungsangebot auf Landesebene erleichtert werden. Dieses 
richtet sich an Kommunen. Die Fördermittelberatung ist als 
erste Anlaufstelle zur Orientierung und Beratung über die 
verfügbaren Förderprogramme mit Relevanz für das UWRM zu 
verstehen. Berücksichtigt werden sollen Fördermöglichkeiten 
des Landes, des Bundes und der EU. Interessierte sollen sich 
sowohl über die Informationsplattform informieren können als 
auch spezifische Anfragen zur Förderung von Projekten stellen 
können.

Beispiele
•  Berliner Regenwasseragentur: Sensibilisierung, Vernetzung 
und Information von öffentlichen und privaten Akteurinnen 
und Akteuren sowie fachliche Unterstützung bei Planungs-
prozessen zur Etablierung einer flächendeckenden Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung in Berlin  
regenwasseragentur.berlin

•  Zukunftsinitiative Klima.Werk: Fach- und städteübergreifende 
Zusammenarbeit mit Unterstützung des Landes NRW zur 
Etablierung einer wassersensiblen Quartiers- und Siedlungs-
entwicklung durch Information, Vernetzung und Anstoßen 
von Maßnahmen auf kommunaler Ebene klima-werk.de

•  Förderlotse Hessen 
innen.hessen.de/kommunales/foerderlotse
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A.1 c) Öffentlichkeitsarbeit zielgruppenorientiert durchführen und unterstützen

Unteraktivität zu: 
Einrichtung einer zentralen Informationsplattform und Beratungsstelle für UWRM A.1

Anhang 1: Handlungskatalog und Steckbriefe der Aktivitäten

Beschreibung/Hintergrund
Das Thema wassersensible Siedlungsentwicklung soll promi-
nent, öffentlichkeitswirksam und zielgruppenorientiert vor-
angetrieben werden. Es ist insbesondere von Bedeutung,  
dass private Akteurinnen und Akteure für die Chancen und 
Notwendigkeiten der wassersensiblen Siedlungsentwicklung 
sensibilisiert und informiert werden. Bei Bestandsentwicklungen 
in Stadtquartieren, Dorfmitten und insbesondere in Gewerbe- 
und Industriegebieten ist mit einer deutlichen Verbesserung 
der urbanen Wasserbilanz in Richtung naturnahe Wasserbilanz 
zu rechnen, wenn private Akteurinnen und Akteure aktiv  
werden. 

Den Kommunen kommt aufgrund der Planungshoheit und 
ihrer direkten Nähe zu den Akteurinnen und Akteuren in der 
Öffentlichkeitsarbeit eine wichtige Rolle zu. Das Land soll die 
Kommunen unterstützen, indem es entsprechende Materialien 
entwickelt und zur Verfügung stellt. Darüber hinaus ist es 
wichtig, dass das Land selbst aktiv Öffentlichkeitsarbeit 
betreibt und als Vorreiter inspiriert und motiviert. Die Kom-
munikation sollte zielgruppenorientiert stattfinden und sich 
spezifisch an die Bevölkerung richten. Ferner sollten über die 
Berufs- und Fachverbände und Ingenieur- und Architekten-
kammern Gewerbetreibende, Industrieunternehmen sowie 
Planende erreicht werden.

Folgende Aspekte sollten bei der Entwicklung von Materialien 
zur Unterstützung der kommunalen Öffentlichkeitsarbeit sowie 
bei der Kommunikation auf Landesebene Berücksichtigung 
finden:
•  Zielgruppenorientiert sensibilisieren (zum Beispiel Unter-
scheidung zwischen Gewerbe- und Industrietreibenden  
und privaten Eigentümerinnen und Eigentümern/Eigentums-
gemeinschaften)

•  Akzeptanz für Maßnahmen und Flächenbedarf erhöhen, 
indem die große Bedeutung von entsprechenden Maßnahmen 
regelmäßig kommuniziert wird

•  Aufzeigen von Nutzen der wassersensiblen Siedlungs-
entwicklung für die Lebens- und Arbeitsqualität

•  Aufzeigen von wirtschaftlichen Vorteilen, finanziellen  
Anreizen und Fördermitteln

•  Hinweise auf Fördermöglichkeiten für Private

Beispiele
•  Berliner Regenwasseragentur: Sensibilisierung, Vernetzung 
und Information von öffentlichen und privaten Akteurinnen 
und Akteuren sowie fachliche Unterstützung bei Planungs-
prozessen zur Etablierung einer flächendeckenden Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung in Berlin 
regenwasseragentur.berlin
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Handlungskategorie: 
Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern A

Einrichtung eines kommunalen Schnittstellenmanagements: Empfehlung und Unterstützung A.2

Beschreibung/Hintergrund
Die sachgerechte und effektive Planung, Umsetzung und der 
Betrieb von Maßnahmen der blau-grünen Infrastruktur führen 
aufgrund der Vielzahl von beteiligten Fachgebieten zu zahl-
reichen internen und externen Schnittstellen und anspruchs-
vollen Planungsprozessen. Es ist dabei wichtig, dass von 
Anfang an interdisziplinär koordiniert wird und relevante 
Akteurinnen und Akteure frühzeitig eingebunden werden. 
Aufgrund des sektoralen Aufbaus der meisten Verwaltungen 
und der gängigen Praxis in der Bauleitplanung erfolgt die 
interdisziplinäre Zusammenarbeit häufig zu spät.

Die Einrichtung eines kommunalen Schnittstellenmanage-
ments, welches in die Planungs- und Umsetzungsprozesse 
eingebunden wird, wird daher empfohlen. 

Inhalte der Aufgaben könnten sein:
•  Sensibilisierung betroffener Fachabteilungen für  
interdisziplinäre Planungen

•  Strategische Unterstützung bei der Steuerung und  
Koordination von verschiedenen Beteiligten in den  
Planungs- und Umsetzungsprozessen

•  Vermittlung zwischen Akteurinnen und Akteuren und  
Mitwirkung bei der „Übersetzung“ der Anforderungen

•  Ansprechperson bei fachlichen Fragen/Bindeglied  
zur zentralen Beratungsstelle

Das Land soll die Kommunen dazu anregen entsprechende 
Schnittstellenmanagements einzurichten und damit die Etab-
lierung von interdisziplinärer Planung und insbesondere eines 
UWRM befördern. In größeren Kommunen ist die Ansiedelung 
zum Beispiel beim Klimaanpassungsmanagement denkbar. 
Kleinere Flächengemeinden sollen in Hinblick auf eine inter-
kommunale Zusammenarbeit (siehe B.4) aktiviert und gestärkt 
werden und versuchen ein Schnittstellenmanagement einzu-
richten.

Zuständigkeit
•  Kommunen Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•   Unterstützung: Ministerium für Umwelt, Klima und  
Energiewirtschaft Baden-Württemberg 
(siehe A.1, Beratungsangebote)

Hinweise zur Umsetzung
•  Das Land spricht eine Empfehlung aus. Die Verantwortung  
zur Umsetzung, ein kommunales Schnittstellenmanagement 
einzurichten, liegt bei den Kommunen.

•  Das Land stellt im Rahmen der Beratungs- und Unter-
stützungsangebote (siehe A.1) Hilfen und Anleitungen  
(zum Beispiel auch Checklisten) für die Kommunen bereit.

Synergien
•  Nutzung des Schnittstellenmanagements für weitere  
Querschnittsthemen (zum Beispiel Klimawandelanpassung)

•  Effizientere Zusammenarbeit, Vermeidung von  
Doppelarbeiten und Wiederholungsschleifen

Herausforderungen
•  zu leistende Überzeugungsarbeit und Aufwand in der  
Koordination von Prozessen und Akteurinnen und Akteuren

•  Personalengpass, der schon aktuell besteht

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Berliner Regenwasseragentur: Sensibilisierung, Vernetzung 
und Information von öffentlichen und privaten Akteurinnen 
und Akteuren sowie fachliche Unterstützung bei Planungs-
prozessen zur Etablierung einer flächendeckenden Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung in Berlin 
regenwasseragentur.berlin

•  Zukunftsinitiative Klima.Werk: Fach- und städteübergreifende 
Zusammenarbeit mit Unterstützung des Landes NRW zur 
Etablierung einer wassersensiblen Quartiers- und Siedlungs-
entwicklung durch Information, Vernetzung und Anstoßen 
von Maßnahmen auf kommunaler Ebene klima-werk.de
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Handlungskategorie: 
Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern A

Wettbewerb zu kommunalen Konzepten im Sinne des UWRM A.3

Beschreibung/Hintergrund
Kommunale Konzepte zur Verbesserung des UWRM sollen 
durch einen Wettbewerb auf Landesebene und eine Preisver-
gabe sichtbar gemacht werden sowie Anreize und Anerkennung 
bekommen. So soll eine stärkere Verbreitung guter Ansätze mit 
Multiplikator-Wirkung erzielt werden. Ferner sollen der Wett-
bewerb und eine entsprechende fachliche und organisatorische 
Begleitung zur Vernetzung der mitwirkenden Akteurinnen und 
Akteure beitragen und den Wissensaustausch zwischen den 
Mitwirkenden der kommunalen Verwaltungen und der Planung 
anregen. Ziel ist es, die Bandbreite und Vielfalt der Handlungs- 
und Umsetzungsebene des UWRM aufzuzeigen. Zum anderen 
sollen die interdisziplinären Zusammenhänge deutlich werden. 
Das Land soll die Konzeptionierung eines solchen Wettbewerbs 
ausarbeiten, einen entsprechenden Preis ausloben, den Wett-
bewerb durchführen und fachlich begleiten.

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Abstimmung mit
•  Kommunale Landesverbände
•  Fachverbände
•  Ingenieur- und Architektenkammern BW
•  Regionalverbände
•  Weitere Ministerien  
(insbesondere Ministerium für Landesentwicklung  
und Wohnen sowie Ministerium für Verkehr)

Hinweise zur Umsetzung
•  Beginn der konzeptionellen Ausarbeitung sowie Auslobung 
sollen zeitnah begonnen werden; die Umsetzung beginnt 
unmittelbar im Anschluss an die Vereinbarung über die  
Konzeption des Wettbewerbs

Synergien
•  Ausarbeitungen zu kommunalen Gesamtkonzepten  
zum Umgang mit Wasser werden angestrebt

•  Prestigeentfaltung und Vernetzung/Bekanntmachung  
von UWRM

Herausforderungen
•  Eine interdisziplinäre Auslobung und Bewertung sicherstellen
•  Wettbewerb muss attraktiv genug sein, dass sich nicht nur 
Kommunen bewerben, die bereits fortgeschritten beim UWRM 
aktiv sind

•  Auslobungskriterien sollen zukunftsweisend und gleichzeitig 
realistisch zu erreichen sein (“keine zu hohe Hürde”)

Beispiele
•  Sonderpreis Schwammstadt im Wettbewerb der Klima-Kom-
munen „So machen wir‘s“ 2023 in Hessen; Kategorien Klima-
schutz, Klimaanpassung und Sonderpreis Schwammstadt 
klima-kommunen-hessen.de/archiv-wettbewerb

•  Staatspreis Baukultur Baden-Württemberg zur Würdigung 
und Bekanntmachung von innovativen, übertragbaren und 
beispielhaften Lösungen für planerische und bauliche Her-
ausforderungen 
baukultur-bw.de/initiativ/staatspreis-baukultur-bw-2024

•  Wettbewerb „KLIMAAKTIVE KOMMUNE 2024“: Anfang 2024 
wurden Städte, Landkreise und Gemeinden deutschlandweit 
aufgerufen, sich mit erfolgreich realisierten, wirkungsvollen 
und innovativen Klimaschutzprojekten am Wettbewerb „Klima-
aktive Kommune“ zu beteiligen. Thematisch anders gelagert 
als ein UWRM-Wettbewerb, aber in der Zielsetzung und 
Gestaltung übertragbar. 
klimaschutz.de/de/wettbewerb2024
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Handlungskategorie: 
Handlungsbewusstsein und Wissen verbessern A

Zusammenstellung und Verfügbarmachung von Fachdaten für UWRM-Planungen A.4

Beschreibung/Hintergrund
Aktuelle und belastbare Daten und weitere Fachinformationen 
stellen eine wichtige Grundlage für Planungen, planerische 
Abwägungsprozesse und die Entwicklung fachgerechter 
Lösungen dar. Es ist daher notwendig, dass Daten für Kom-
munen einfach zugänglich sind (zum Beispiel über einen 
Download-Dienst) und in Zusammenarbeit zwischen Land 
und Kommunen im Sinne des UWRM weiterentwickelt und 
verbessert werden. Hierzu gehört unter anderem die Bereit-
stellung von Orientierungs korridoren zur Verbesserung der 
Wasserhaushaltsbilanz. Das Land stellt diese Daten und 
Orientierungskorridore im Rahmen dieser Strategie mit Fokus 
auf Entwicklungen im Bestand bereit.

Ferner soll das Land prüfen, welche notwendigen Daten  
noch nicht bereits zentral zur Verfügung gestellt werden und 
bereitgestellt werden sollten. Hierzu gehören zum Beispiel:
•  Hochwassergefahren-/Hochwasserrisikokarten,  
Hinweiskarten auf Starkregengefahren  
(beziehungsweise Starkregengefahrenhinweiskarten)

•  Konzepte/Potenzialstudien aus dem Bereich der  
Gewässerökologie

•  Verdachtsflächen für schädliche Bodenveränderungen,  
altlastenverdächtige Flächen und Altlasten

•  Informationen aus Bewirtschaftungsplänen gem.  
Paragraf 83 WHG: zum Beispiel Gewässerzustand,  
Maßnahmenprogramme, Gewässerentwicklungsfähigkeit, 
Wasserschutzgebiete

Fachinformationen und -daten, die ergänzend auf kommunaler 
Ebene erarbeitet und bereitgestellt werden sollten, dienen 
sowohl kommunalen als auch privaten Planungen. Hierzu  
zählen zum Beispiel:
•  Kommunale Starkregengefahrenkarten, Orientierungswerte 
„Begrenzung der Gebiets-Abflussspenden“

•  Versickerungspotenzialkarten von Böden (Durchlässigkeit, 
Grundwasserflurabstände et cetera)

•  Hitze-Informationen: Hotspots der thermischen Belastung, 
Klimasanierungsgebiete

•  Multifunktionale Nutzung: Potenziale, Anforderungen
•  Wasserversorgungspläne und -konzepte
•  Abwasserbeseitigungs-/Niederschlagswasserbeseitigungs-
konzepte

•  Fernerkundungsdaten zur Versiegelung und Begrünung 
(räumlich differenziert)

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

•  Kommunen Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg
•  Weitere Ministerien  
(insbesondere Ministerium für Landesentwicklung und  
Wohnen sowie Ministerium für Verkehr) 

Hinweise zur Umsetzung
•  Abstimmungen und Prüfungen zum Bestand sowie zur  
Erarbeitung und Bereitstellung der Daten sollen nach der 
Einrichtung der zentralen Informationsplattform angegangen 
werden.

Synergien
•  Effizientere Aufgabenbearbeitung und Nutzung  
vorhandener Daten 

•  Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den  
Verwaltungsebenen und mit Planungsbüros

Herausforderungen
•  Aufwand für Pflege und Aktualität der Daten
•  Technische Rahmenbedingungen, Dateiformate,  
Schnittstellenanpassung notwendig

•  Vorbewertung der Daten erforderlich

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Staatlich-Kommunaler Datenverbund für Baden-Württemberg 
zur Schaffung eines einheitlichen, kostenfreien und automati-
sierten Zugangs und Austauschs von Umweltinformationen 
für alle Verwaltungsebenen des Landes sowie zur Bereitstel-
lung an Bürgerinnen und Bürgern durch öffentliche Daten-
banken pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/72223

•  Klimaatlas (klimaatlas-bw.de): stellt vielfältige Informationen 
zur Entwicklung der klimatologischen Parameter bereit und 
soll zudem unter anderem Auskunft über Vulnerabilitäten 
geben und Verknüpfungen zu wasserwirtschaftlichen  
Themen herstellen
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Optimierung und Bündelung von Landesförderprogrammen:
Evaluierung und Anpassung bestehender und neuer Programme im Hinblick auf mögliche 
Bündelung, Vereinfachung und interdisziplinäre Ausrichtung B.1

Beschreibung/Hintergrund
Bestehende und neue Landesförderprogramme im Zuständig-
keitsbereich des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft Baden-Württemberg sowie mit Schwerpunkten für 
das UWRM sollen hinsichtlich ihrer (interdisziplinären) Ausrich-
tung und eines vereinfachten Zugangs evaluiert und angepasst 
werden. Hierbei soll die interdisziplinäre Planung und Maß-
nahmenumsetzung durch fachübergreifende Förderprogramme 
unterstützt und nicht durch sektorale Förderung behindert 
werden. Neben Investitionsmaßnahmen sollen dabei insbe-
sondere folgende Förderzwecke berücksichtigt werden:
•  Niederschlagswasserkonzepte (gekoppelt an  
Wasserhaushaltsbilanzierung zur Maßnahmenauswahl)

•  Niederschlagswasserrückhaltung und -nutzung
•  Mehrfachnutzung von Flächen, deren Planung und  
Umsetzung

•  Förderung der Freiraum- und Freizeitfunktion an urbanen 
Gewässern sowie die Förderung der Entwicklung stark  
veränderter urbaner Gewässer

•  Bewässerungsmanagement in Verbindung mit smarten 
Lösungen

Ferner soll der Zugang zu Förderprogrammen einfacher  
und niederschwelliger gestaltet werden:
•  Diversität der Programme verschlanken und deren  
Kombinationsfähigkeit prüfen/verbessern

•  Förderbedingungen vereinfachen, Zugang zu  
Förderprogrammen insbesondere für kleine  
Flächen gemeinden erleichtern

Weitere Aspekte können dabei in die Förderbedingungen 
integriert werden:
•  Experimentierklauseln, um Fördermittel flexibler zur  
Zielerreichung einsetzen zu können

•  Zertifizierung von Fachplanenden als Fördervoraussetzung
•  Durchführen einer Wasserhaushaltsbilanz, Orientierung an 
Zielkorridoren als Fördervoraussetzung

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Weitere Ministerien mit Förderprogrammen, die das  
UWRM betreffen

•  Kommunale Landesverbände (Förderprogramme  
aus dem Kommunalen Investitionsfonds)

Hinweise zur Umsetzung
•  Laufende Evaluierungen zur Fördermittelvergabe  
und -programmen sollen berücksichtigt werden

Synergien
•  Stärkung der interdisziplinären Zusammenarbeit,  
Bekanntmachung von UWRM

•  Wirkung kann auch Förderungen in verknüpften  
Querschnittsthemen erreichen (zum Beispiel  
Klimawandelanpassung, Städtebau, Wasserwirtschaft)

Herausforderungen
•  Anpassung und bessere Abstimmung sektoraler  
Förderprogramme und Förderrichtlinien erforderlich

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Hessen: Förderrichtlinie zu kommunalen Klimaschutz-/ 
Klimaanpassungsprojekten im Sinne einer wassersensiblen 
Siedlungsentwicklung 
umwelt.hessen.de/klimaschutz/foerderung-klimarichtlinie

•  Nordrhein-Westfalen: Förderrichtlinie Klimaresiliente Region 
mit internationaler Strahlkraft (KRiS) zur Stärkung der blau-
grünen Infrastrukturen 
land.nrw/pressemitteilung/ruhrgebiet-stark-machen-gegen-
die-folgen-des-klimawandels

Handlungskategorie: 
Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen B
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Unterstützung kommunaler Förderprogramme für private blau-grüne Infrastruktur: 
Empfehlung zur Entwicklung von kommunalen Förderprogrammen zur Umsetzung von 
Maßnahmen der blau-grünen Infrastruktur durch private Akteurinnen und Akteure B.2

Beschreibung/Hintergrund
Sehr großes Potenzial für Verbesserung beim UWRM liegt  
im privaten Bereich (Bevölkerung, Gewerbe, Industrie). Maß-
nahmen der blau-grünen Infrastruktur auf privaten Flächen 
und Gebäuden sollen zur Erreichung der Ziele für den urbanen 
Wasserhaushalt verstärkt umgesetzt werden. Es bedarf daher 
der Aktivierung und Akzeptanz bei privaten Akteurinnen und 
Akteuren. Ein probates Mittel hierfür sind Fördermittel oder 
finanzielle Anreize. Das Land soll die Kommunen, die kommu-
nale Förderprogramme einrichten wollen, unterstützen sowie 
weitere Kommunen anregen kommunale Förderprogramme 
einzurichten. Zusätzlich soll das Land prüfen, inwiefern Landes-
fördermittel genutzt werden können, um kommunale Förder-
programme zu etablieren. Kommunale Förderprogramme für 
private Akteurinnen und Akteure sollen fokussieren auf:
•  Förderung von Maßnahmen der blau-grünen Infrastruktur  
zur Reduktion des Oberflächenabflusses, zur Erhöhung der 
Verdunstung und der Versickerung (unter Berücksichtigung 
der lokalspezifischen Gegebenheiten); dazu gehören Nieder-
schlagswasserbewirtschaftungskonzepte, multifunktionale 
Flächennutzung, Abkopplung, Entsiegelung und Begrünung 
von Gebäuden und Flächen

•  Förderung von digitalen/sensorbasierten Methodiken (zum 
Beispiel zur Steuerung von Maßnahmen der blau-grünen  
Infrastruktur)

•  Berücksichtigung von Synergieeffekten von Maßnahmen  
auf privaten Flächen und öffentlichen Flächen (zum Beispiel 
durch erhöhte Fördermittel)

•  Beantragung und Fördermittelvergabe sollen niederschwellig 
und einfach sein. Eine dahingehend ausgerichtete Öffentlich-
keitsarbeit der Kommunen sowie eine Bereitstellung von 
Informationen auf Landesebene (siehe A.1) sollten dies  
flankieren

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg 

•  Kommunen Baden-Württemberg

Abstimmung mit
--

Hinweise zur Umsetzung
•  Die Verantwortung zur Umsetzung, kommunale Förder-
programme aufzusetzen, liegt bei den Kommunen

•  Berücksichtigung der finanziellen Situation der Kommunen  
hinsichtlich einer potenziellen Fördermittelvergabe des Landes

Synergien
•  Bewusstseinsbildung, Sensibilisierung und Bekanntmachung 
von UWRM und Wasser als Ressource

•  Ausschöpfung aller Potenziale die Ziele des UWRM zu  
erreichen

Herausforderungen
•  Knappe Ressourcen (Finanzen, Personal) der Kommunen 
können Umsetzung und Öffentlichkeitsarbeit erschweren

•  Zu komplexe Förderprogramme/Antragsstellung

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Förderprogramm Heidelberg: Nachhaltiges Wassermanagement 
heidelberg.de/hd/HD/Leben/Foerderprogramm+Nachhalti-
ges+Wassermanagement.html

•  Übersicht und Informationen zu Förderprogrammen von 
Städten zur Dach- und Gebäudebegrünung sowie Entsiege-
lung (bundesweit)  
gebaeudegruen.info/wissen-und-ressourcen/gebaeudebeg-
ruenung/foerdermoeglichkeiten-2024/

•  Zukunftsvereinbarung der Zukunftsinitiative Klima.Werk zur 
Abkopplung und Starkregen-Resilienz, darunter auch die  
multifunktionale Flächennutzung  
klima-werk.de/klimafoerderung/

•  Saarland: „Aktion Wasserzeichen“ zur Förderung kommunaler 
und privater Maßnahmen, zum Beispiel der Niederschlags-
wasserbewirtschaftung  
saarland.de/mukmav/DE/portale/wasser/informationen/
abwasser/komm_abwasser/aktion-wasserzeichen

Handlungskategorie: 
Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen B

59

https://www.heidelberg.de/hd/HD/Leben/Foerderprogramm+Nachhaltiges+Wassermanagement.html
https://www.heidelberg.de/hd/HD/Leben/Foerderprogramm+Nachhaltiges+Wassermanagement.html
https://www.gebaeudegruen.info/wissen-und-ressourcen/gebaeudebegruenung/foerdermoeglichkeiten-2024/
https://www.gebaeudegruen.info/wissen-und-ressourcen/gebaeudebegruenung/foerdermoeglichkeiten-2024/
https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/
https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/
https://www.saarland.de/mukmav/DE/portale/wasser/informationen/abwasser/komm_abwasser/aktion-wasserzeichen
https://www.saarland.de/mukmav/DE/portale/wasser/informationen/abwasser/komm_abwasser/aktion-wasserzeichen


Prüfung der Verwendung von Gebühren zur Finanzierung blau-grüner Infrastruktur
(einschließlich Kosten für Bau, Betrieb und Unterhaltung von UWRM-Maßnahmen) B.3

Beschreibung/Hintergrund
Die Finanzierbarkeit des Baus und insbesondere des lang-
fristigen Betriebs von Maßnahmen der blau-grünen Infrastruktur 
ist ein Kernaspekt bei der Entscheidung über die Umsetzung. 
Eine langfristige Möglichkeit zur Finanzierung könnte die  
Verwendung von Gebühren darstellen.

Die Gesetze des Landes in ihrer aktuellen Fassung sollen 
daraufhin geprüft werden, ob und in welchem Rahmen  
Kommunen Gebühren für Maßnahmen der blau-grünen  
Infrastruktur erheben beziehungsweise verwenden können. 
Sollte eine Erhebung beziehungsweise Verwendung von 
Gebühren für Investitionen in Maßnahmen im Sinne des  
UWRM (zum Beispiel für Baumrigolen, multifunktionale  
Flächen) sowie deren Unterhaltung nicht möglich sein, soll 
geprüft werden ob eine Änderung der Gesetze möglich und 
angezeigt ist. 

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

•  Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und  
Kommunen Baden-Württemberg

Abstimmung mit
--

Hinweise zur Umsetzung
•  Es sind verschiedene Rechtsgutachten bezüglich der  
Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen zur  
Beförderung eines UWRM erstellt worden (siehe C.3).  
Zu den Möglichkeiten der langfristigen Finanzierbarkeit  
(zum Beispiel über die Verwendung von Gebühren)  
besteht jedoch weiterhin Prüfungsbedarf.

Synergien
•  Sicherung und Verstetigung der vielfältigen positiven  
Wirkungen von blau-grünen Infrastrukturen

•  Stärkung von Planungs- und Investitionssicherheiten
•  Akzeptanzsteigerung für die Maßnahmen und für etwaige 
Gebührenerhebungen durch breite Kommunikation (siehe A.1)

Herausforderungen
•  Gegebenenfalls Anpassung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen erforderlich, welches ein langwieriger Prozess sein 
kann und zeitnahe, notwendige Umsetzungen noch nicht 
befördert

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Niedersächsisches Wassergesetz Paragraf 96a, Satz 2 zur 
Umlage von Kosten der Abwasserbe seitigung erlaubt die 
Aufnahme von Maßnahmen der Starkregenvorsorge in die 
Gebührenkalkulation  
voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/28842cc0-
9bf5-3511-ad30-f3cb6e87c933

Handlungskategorie: 
Förder- und Finanzierungsinstrumente bereitstellen B

Anhang 1: Handlungskatalog und Steckbriefe der Aktivitäten

60

https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/28842cc0-9bf5-3511-ad30-f3cb6e87c933
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/28842cc0-9bf5-3511-ad30-f3cb6e87c933


Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit für Aufgaben des UWRM:
Prüfung der Einrichtung von IKZ-Stellen auf regionaler Ebene  B.4

Beschreibung/Hintergrund
Zur Stärkung der Umsetzung des UWRM in Kommunen und 
Landkreisen soll geprüft werden, inwiefern Personalstellen für 
die Unterstützung, Aktivierung und das Management durch 
inter kommunale Zusammenarbeit (IKZ) geschaffen werden 
können (im folgenden IKZ-Stellen). IKZ bietet den Kommunen 
und Landkreisen die Möglichkeit, Aufgaben und Bedarfe zu 
bündeln, Leistungen der öffentlichen Hand wirtschaftlich zu 
betreiben sowie neue Leistungen und Angebote zu bewäl tigen. 
Ziel ist es prinzipiell die Funktions- und Leistungsfähigkeit des 
Raumes zu erhöhen. 

Zur Verbesserung des UWRM durch Bündelung von  
Aufgaben betrifft dies insbesondere:
•  Arbeits- und Kostenteilung bei der Grundlagenarbeit,  
öffentlichen Kommunikation, Beratung

•  Beschäftigung von Fachpersonal für die überörtlich  
vergleichbaren kommunalen Fachaufgaben

•  Bearbeitung von Aufgaben des Risikomanagements  
von Extremwetterereignissen

•  Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit zum Thema  
wassersensible Siedlungsentwicklung

•  Gemeinsames Entwickeln und Ausgestalten sowie  
Begleiten von Förderprogrammen

•  Überörtliches Datenmanagement und Aufgaben  
der Digitalisierung

•  Einrichten von internetbasierten Informations-  
und Datenplattformen

Neben der Stärkung, Aktivierung und des Managements von 
IKZ, sollen die IKZ-Stellen als Bindeglied zwischen den Kom-
munen/Landkreisen und der zentralen Informationsplattform/
Beratungsstelle verstanden werden. Hierzu ist das Profil der 
IKZ-Stellen zu spezifizieren.

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Bestehende Zweck- und Regionalverbände
• Kommunen und Landkreise

Hinweise zur Umsetzung
•  Zunächst Spezifizierung der Aufgaben und Klärung  
von Synergien beziehungsweise  
Vermeidung einer Doppelung mit IKZ im Rahmen  
der Klimawandelanpassungsstrategie

•  Aktuelle Bestrebungen im Zuge der Weiterentwicklung  
der “Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel”  
zur Stärkung von regionalen Stellen berücksichtigen

Synergien
•  Effizientere Aufgabenbearbeitung, insbesondere vor  
dem Hintergrund von steigenden Anforderungen an  
personelle und finanzielle Ressourcen

•  Gegenseitige Unterstützung mit einem kommunalen  
Schnittstellenmanagement

Herausforderungen
•  Zuständigkeiten/Abstimmung mit Aufgaben und Angeboten 
des Landes und der Kommune

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Interkommunale Zusammenarbeit - Die Zukunft kommunaler 
Innovationen? Fraunhofer IAO (2022): Untersuchung der 
Möglichkeiten und Grenzen von IKZ vor allem im Rahmen  
der Digitalisierung, auch anhand von Beispielen
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Kommunales Gesamtkonzept Wasser:
Konzept/Leitfaden zum gesamtkommunalen Umgang mit Wasser in der Siedlung C.1

Beschreibung/Hintergrund
Im Rahmen einer wassersensiblen Siedlungsentwicklung 
und der Umsetzung von UWRM-Maßnahmen sind vielfältige 
Anforderungen der Wasserwirtschaft zu berücksichtigen 
(Überflutungen durch Starkregen und Hochwasser, Trocken-
heit, Gewässerökologie), die in die Stadt-, Grünflächen- und 
Freiraumplanung sowie Klimaanpassung, Siedlungsent-
wässerungs- und Verkehrsplanung der Kommunen integriert 
werden sollen. Existierende städtebauliche Instrumente (zum 
Beispiel Städtebauliches Entwicklungskonzept, Städtebau-
förderung, Sanierungsgebiete) bieten bereits Möglichkeiten 
zur Umsetzung von Maßnahmen im Sinne des UWRM. Um 
Synergien effizient zu nutzen, können die vielfältigen Belange 
der Wasserwirtschaft in einem kommunalen Gesamtkonzept  
Wasser integriert, zusammengestellt und gebündelt werden.

Die Inhalte des kommunalen Gesamtkonzepts Wasser sollen 
vom Land als Anleitung, Leitfaden, Konzept oder Muster 
entwickelt und etabliert werden sowie den Kommunen zur 
Verfügung gestellt werden. Das Land stellt soweit mit ver-
tretbarem Aufwand möglich erforderliche Daten zentral bereit. 

Insbesondere folgende Inhalte sind dafür relevant:
•  Bestandsanalysen Starkregen, Wassermangel, 
 Hochwassergefahren, Gewässerökologie

•  Formulierung von wasserwirtschaftlichen  
Zielen für den Siedlungsbereich

•  Potenzialanalyse auf Quartiersebene  
(Maßnahmen- und Flächenpotenziale, Potenziale  
für die Verbesserung der Wasserhaushaltbilanz  
gesamtstädtisch und quartiersbezogen)

•  Anforderung für Standorte und Flächen für  
Maßnahmen des UWRM

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Weitere Ministerien  
(insbesondere Ministerium für Landesentwicklung  
und Wohnen, Ministerium für Verkehr)

Hinweise zur Umsetzung
•  Das Konzept soll handhabbar und in Planungsprozesse  
sowie in die verschiedenen Anforderungen der Kommunen  
gut integrierbar sein.

•  Es ist denkbar, dass das kommunale Gesamtkonzept  
Wasser durch einen fachlich vertiefenden Beitrag der  
wasserwirtschaftlichen Fachplanung Teil eines Klima an-
passungskonzeptes ist. Auch die Weiterentwicklung des 
Instrumentes der Generalentwässerungsplanung um die 
Aspekte der naturnahen Wasserhaushaltsbilanz, der  
Niederschlagswasserbewirtschaftung und der blau-grünen 
Infrastruktur ist eine Option.

Synergien
•  Bekanntmachung und Bewusstseinsbildung von UWRM  
und Wasser als Ressource

•  Landesweites einheitliches Vorgehen zur Berücksichtigung 
wasserwirtschaftlicher Belange in der Planung

Herausforderungen
•  Inkonsistenz und Konkurrenz der rechtlichen  
Rahmenbedingungen, die eine Umsetzung des  
Konzepts erschweren

•  Datengrundlagen zur Erstellung eines Konzeptes  
und zur Planung sind nicht zugänglich oder aktuell

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Klimaanpassungskonzept Regenwasser für Freiburg im  
Breisgau (KLAK Regenwasser) freiburg.de/pb/2174138.html

•  Leitfaden zur „Versickerung, Retention und Verdunstung als 
Beitrag zur wassersensiblen Siedlungsentwicklung“, Hessi-
sches Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, 
Forsten, Jagd und Heimat (Juli 2024) 
klimaplan-hessen.de/files/content/Downloads/Leitfaden%20
Wassersensible%20Siedlungsentwicklung%20Stand%20
240724.pdf
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Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag zur Bauleitplanung:
Erarbeitung eines Konzeptes Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag zur Bauleitplanung C.2

Beschreibung/Hintergrund
In städtebaulichen Planungsverfahren sind zahlreiche Anfor-
derungen des UWRM zu berücksichtigen. Damit die Integration 
des UWRM von Anfang an und in ausreichendem und fach-
gerechtem Umfang gelingen kann, können in einem wasser-
wirtschaftlichen Fachbeitrag frühzeitig alle Erfordernisse an 
ein Plangebiet zusammenstellt werden. Dieses neue Instrument 
kann auf der Generalentwässerungsplanung, Starkregen-
management- oder Hochwasservorsorgekonzepten sowie 
dem kommunalen Gesamtkonzept Wasser (siehe C.1) aufbauen 
und alle damit verbundenen Aspekte zusammenfassen. Dabei 
sollen insbesondere flächenhafte Anforderungen, Flächen-
bedarf für blau-grüne Infrastruktur und weitergehende Hin-
weise wie Überflutungsgefährdungen und zugehörige Vor-
sorgemaßnahmen benannt werden. Anforderungen aus der 
plangebietsbezogenen Wasserhaushaltsbilanz an die städte-
bauliche Planung sollten in Form von spezifizierten Zielwerten 
in die Planung einfließen. Der wasserwirtschaftliche Fachbei-
trag sollte bereits in der ersten Planungsphase bei der Ent-
wicklung erster Nutzungs- und Flächenkonzepte bereitstehen.

Auch zur Berücksichtigung der Wasserbelange (bauleitplaneri-
sche Abwägung nach Paragraf 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB) 
können die systematisch aufbereiteten Inhalte eines wasser-
wirtschaftlichen Fachbeitrages helfen, die sachgerechte 
Umsetzung zu prüfen und zu berücksichtigen. Für weitere  
Planungen von Trägern öffentlicher Aufgaben kann ein was-
serwirtschaftlicher Fachbeitrag das Ziel, die Klima anpassung 
fachübergreifend in Planungen zu integrieren beziehungs-
weise bei Entscheidungen zu berücksichtigen, verbessern. 
Der wasserwirtschaftliche Fachbeitrag soll neben weiteren 
Fachgutachten und -beiträgen einen wichtigen Beitrag zu 
einer rechtssicheren und das UWRM angemessen berück-
sichtigenden Planung leisten.

Zunächst soll das Instrument hinsichtlich der Inhalte und 
Struktur sowie der Datengrundlagen und Integrationsprozesse 
konzipiert werden. Im Anschluss sollte es landesweit vorge-
stellt und eine Anleitung hinsichtlich der Umsetzung erarbeitet 
werden.

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Weitere Ministerien (insbesondere Ministerium  
für Landesentwicklung und Wohnen, Ministerium für Verkehr)

Hinweise zur Umsetzung
•  Flankierung der Einführung des Konzeptes durch Schulungs-
angebote (siehe A.1)

•  Eine effektive Verknüpfung mit dem kommunalen Gesamt-
konzept Wasser sollte entwickelt werden, um Redundanzen 
und Doppelarbeit zu verhindern (siehe C.1).

•  Soweit wie mit vertretbarem Aufwand möglich sollten die 
Datengrundlagen landesweit einheitlich zentral bereitgestellt 
werden; allerdings ist dies für lokale Daten nicht durchgängig 
zu realisieren.

Synergien
•  Bekanntmachung und Bewusstseinsbildung von UWRM und 
Wasser als Ressource

•  Landesweites einheitliches Vorgehen zur Berücksichtigung 
wasserwirtschaftlicher Belange in der Planung

Herausforderungen
•  Inkonsistenz und Konkurrenz der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, die eine Umsetzung des wasserwirtschaftlichen 
Fachbeitrags erschweren

•  Datengrundlagen zur Erstellung des wasserwirtschaftlichen 
Fachbeitrags sind nicht zugänglich oder aktuell

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Wasserwirtschaft in der Bauleitplanung in Hessen – Arbeits-
hilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen 
Belangen in der Bauleitplanung (August 2023): diese 
Arbeitshilfe umfasst zumindest einen Teil der Anforderungen 
und kann als Orientierung mit herangezogen werden.

•  Starkregenvorsorge im Städtebau und in der Bauleitplanung 
– Informationen für Gemeinderatsmitglieder, Planerinnen und 
Planer sowie interessierte Bürgerinnen und Bürger,  
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau  
Baden-Württemberg (2018): diese Informationsschrift stellt 
einen Teil der Anforderungen bereits zusammen und sollte 
ebenfalls berücksichtigt werden.
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Überprüfung der rechtlichen Rahmenbedingungen für blau-grüne Infrastruktur:
hinsichtlich Konsistenz und Konkurrenz zur Planung, Umsetzung und zum Betrieb  C.3

Beschreibung/Hintergrund
Die rechtlichen Rahmenbedingungen des Landes sollen die 
Planung, Umsetzung und den Betrieb von Maßnahmen der 
blau-grünen Infrastruktur im Sinne des UWRM unterstützen. 
Konkurrierende Vorschriften sollen dies nicht konterkarieren 
und über Fachgrenzen hinweg konsistent sein. Der einschlägige 
Rechtsrahmen auf Landesebene soll diesbezüglich überprüft 
werden. Insbesondere sind die wasserrechtlichen Regelungen, 
das Klimaanpassungsgesetz, die Vorgaben der Landesplanung 
und die bauordnungsrechtlichen Vorschriften zu prüfen. Es ist 
notwendig, dabei nach Neuplanungen und Bestandsentwick-
lung zu differenzieren.

Insbesondere folgende Aspekte sind dabei wichtig:
•  Für das WHG werden zurzeit eine Reihe von Änderungen 
diskutiert, die zum Beispiel die Definition und Bewirtschaf-
tungshierarchie von Abwasser und Niederschlagswasser 
sowie die Wasserwieder verwendung betreffen. Diese Anpas-
sungen des WHG sollen konstruktiv begleitet werden sowie 
das Landeswassergesetz entsprechend geprüft und gege-
benenfalls angepasst werden.

•  Stärkung der Nutzung von Betriebs- und gesammelten  
Niederschlagswasser durch Schaffung dies bezüglicher  
zielorientierter landesrechtlicher Voraussetzungen, sodass 
Kommunen Lösungen durch Satzungsrecht umsetzen können

•  Rechtssichere Umsetzung und Betrieb von multifunktionalen 
Flächen ermöglichen

•  Kommunale Baustandards prüfen, insbesondere hinsichtlich 
 •  der Gestaltung von nicht überbauten Grundstücksflächen
 •  der äußeren Gestaltung baulicher Anlagen in Bezug auf 

deren Begrünung
 •  der Verwendung von Baumaterialien von denen keine  

schädlichen Stoffe in das abfließende Niederschlags - 
wasser eingetragen werden

 •  des Einsatzes von Tiefgaragen zur Verminderung  
der Flächenkonkurrenz sowie deren Vorgaben zum  
Grund- und Bodenschutz und den Auswirkungen  
auf die Wasserhaushaltsbilanz

•  Anpassung der Vorschriften für belastbare Vollzugs-
entscheidungen (zum Beispiel Bau und Füllen von Pools 
generell beziehungsweise bis zu einem gewissen  
Füllvolumen)

•  Prüfen, inwiefern Inhalte von Merkblättern und Leitlinien 
entsprechender Fachverbände im Landeswassergesetz  
konkretisiert und gesetzlich festgehalten/verbindlich 
gemacht werden können

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Weitere Ministerien  
(insbesondere Ministerium für Landesentwicklung  
und Wohnen, Ministerium für Verkehr)

Hinweise zur Umsetzung
•  Berücksichtigung laufender Novellierungen auf Bundesebene 
(zum Beispiel des WHG und BauGB)

•  Es sind bereits diverse Prüfungen und Rechtsgutachten zu 
dieser Fragestellung erstellt worden, deren Auswertung und 
konkrete Zuspitzung auf Praxisanforderungen und den Vollzug 
sich anbietet.

Synergien
•  Landesweite konsistente und langfristige Beförderung der 
Rahmenbedingungen für die Umsetzung eines UWRM

Herausforderungen
•  Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen gegebenen-
falls ressortübergreifend erforderlich, welches ein langwieriger 
Prozess sein kann und eine zeitnahe Umsetzung von UWRM 
noch nicht befördert.

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  BBSR: Alles geregelt? Klimafolgenanpassung in  
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht (2024)

•  BBSR: Wissenschaftliche Weiterentwicklung des  
klimaresilienten und klimaangepassten Bauens im  
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht sowie in  
technischen Regelwerken und Standards (2023)

•  Kommunalagentur NRW: Leitfaden Klimafolgenanpassung  
in der Bauleitplanung (2023)

•  UBA: Ziele und Politikinstrumente für klimaresiliente 
Schwammstädte (2024)

•   UBA: Rechtlicher Handlungsbedarf für die Anpassung  
an die Folgen des Klimawandels – Analyse, Weiter- und  
Neuentwicklung rechtlicher Instrumente (2016)

Handlungskategorie: 
Fachlich-planerische Grundlagen erweitern und rechtliche Rahmenbedingungen prüfen C
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Verbesserung des lokalen Wasserhaushalts, der Freiflächenversorgung und der  
klimatischen Situation bei Neuplanungen und Bestandsentwicklungen: 
Prüfung einer Stärkung der rechtlichen Verbindlichkeit hinsichtlich Verbesserung/
Verhinderung einer Verschlechterung C.4

Beschreibung/Hintergrund
Die rechtliche Verbindlichkeit einer Verbesserung beziehungs-
weise Vermeidung einer Verschlechterung der lokalen Wasser-
haushaltsbilanz, der dafür erforderlichen Freiflächenversorgung 
und insgesamt der klimatischen Situation bei kommunalen 
Neuplanungen und Umplanungen im Bestand soll langfristig 
gestärkt werden. Es soll geprüft werden, in welchen formellen 
Planungsinstrumenten und rechtlichen Rahmenbedingungen 
eine Verankerung sinnvoll ist. Zur Stärkung der Umsetzung 
bei kommunalen Prozessen können Leitfäden oder Anleitun-
gen für entsprechende Festschreib ungen formuliert werden, 
die die Umsetzung in den Kommunen erleichtern und die  
Qualität erhöhen. Auch auf Landesebene soll geprüft werden 
inwiefern und mit welchen Instrumenten eine Stärkung der 
Verbindlichkeit landesweit erreicht werden kann. 

Inhaltlich sollte eine Verbesserung beziehungsweise  
Vermeidung einer Verschlechterung dahingehend  
formuliert sein, dass
•  bei unvermeidbaren Neuplanungen auf natürlichen Flächen 
die Verschlechterungen der Wasserhaushaltsbilanz, der  
Freiflächenversorgung und der klimatischen Situation zu 
vermeiden oder prinzipiell so gering wie möglich zu halten 
sind.

•  bei Überplanungen und Sanierungen von Bestandsgebieten 
eine Verbesserung der Wasserhaushaltsbilanz, der Freiflächen-
versorgung und der klimatischen Situation zu erreichen und 
sich einer potenziell naturnahen Wasserhaushaltsbilanz  
anzunähern ist.

•  durch bauliche und strukturelle Maßnahmen in der Stadt-, 
Verkehrs- und Freiraumentwicklung der Kommunen  
entsprechende Ausgleichsmaßnahmen zu ergreifen sind.

Zuständigkeit
•  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg

Abstimmung mit
•  Weitere Ministerien  
(insbesondere Ministerium für Landesentwicklung  
und Wohnen, Ministerium für Verkehr)

•  Regionalverbände

Hinweise zur Umsetzung
•  Für die übergeordnete räumliche Planung bietet es sich an zu 
prüfen inwiefern eine wassersensible Siedlungsentwicklung 
als planungsleitender Belang für die Bauleitplanung und 
gestaltendes Element für Planungen im Siedlungsbereich 
aufgenommen werden kann.

Synergien
•  Landesweite konsistente und langfristige Beförderung der 
Rahmenbedingungen für die Umsetzung eines UWRM

Herausforderungen
•  Anpassung formeller Planungsinstrumente gegebenenfalls 
erforderlich, welches ein langwieriger Prozess sein kann und 
eine zeitnahe Umsetzung von UWRM noch nicht befördert

Beispiele/Quellen/Hinweise
•  Berlin: „1-Prozent Abkopplungsziel“: Gebäude- und Grund-
stücksflächen, von denen Niederschlagswasser in die Misch-
wasserkanalisation eingeleitet wird, werden zukünftig jährlich 
um ein Prozent abgekoppelt (Beschluss des Berliner Abge-
ordnetenhauses im Juli 2017) 
regenwasseragentur.berlin/fachdialog-abkopplung/

•  Leitfaden zur „Versickerung, Retention und Verdunstung als 
Beitrag zur wassersensiblen Siedlungsentwicklung“, Hessi-
sches Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, 
Forsten, Jagd und Heimat (Juli 2024) 
klimaplan-hessen.de/files/content/Downloads/Leitfaden%20
Wassersensible%20Siedlungsentwicklung%20Stand%20
240724.pdf

Handlungskategorie: 
Fachlich-planerische Grundlagen erweitern und rechtliche Rahmenbedingungen prüfen C
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Maßgebliche Charakteristika des Quartiertyps auf Basis von 3 charakteristischen Referenzgebieten
• dicht bebaute Innenstadtlage mit hoher Nutzungsintensität
• geschlossene Blockrandbebauung umringt bebaute oder versiegelte Blockkerne
• Grün- und Freiräume vereinzelt und überwiegend privat vorhanden, kaum Straßenbegleitgrün

Generalisierte Einordnung der Situation der Niederschlagswasserbewirtschaftung
•  Öffentliche Dach- und Freiflächen (mit Verkehr) etwa 35 Prozent ➞ Maßnahmen zu 65 Prozent  
auf privaten Flächen zu realisieren 

•  Gebäude haben größten Flächenanteil (über 70 Prozent), meist unmittelbar angrenzend an  
Verkehrsflächen 

• Die meisten Gebäude haben Steildach und Anschluss an das Kanalsystem 
• Niederschlagswasser-Abfluss von Dachflächen wird weitgehend unbelastet angenommen
• Ableitung und Sammlung mit kurzen Transportwegen zu dezentralen Sammelstellen möglich

UWRM-Maßnahmen Einfluss öffentlich
•  Umbau beschränkt sich auf  
öffentliches Eigentum

•  kein Umbau im Verkehrsraum
•  Punktuelle Entsiegelung

Einfluss privat und öffentlich
•  Private Steildächer werden  
zusätzlich an ein vernetztes  
Zisternensystem gekoppelt 

•  Tiny Forests und Straßenbäume  
im Verkehrsraum

Annahmen für Modellierung

Zisternensystem (semizentral)
Straßenbäume Tiny Forest
Teildurchlässiges Pflaster

Quartierstyp 1: Bestand, dicht bebautes Quartier    Q1, Blatt 1

Ausgangssituation im Bestand

Potenziale für die Verbesserung der Wasserbilanz/mögliche Maßnahmen 
Zusammenstellung auf Grundlage der Analysen für 3 charakteristische Referenzgebiete

Veränderter Anteil der Dachflächen öffentlich privat
• Anschluss Steildächer an Zisternennetzwerk < 5 % ca. 40 %

• Extensive Dachbegrünung auf Flachdächern < 5 % < 5 %

Veränderter Anteil der versiegelten Freiflächen öffentlich privat
• Entsiegeln und Begrünen < 5 % ca. 10 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 5 % ca. 20 %

Veränderter Anteil der Verkehrsflächen öffentlich
• Entsiegeln und Begrünen < 5 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 10 %

• Umnutzung für Straßenbäume ca. 5-10 %

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Das hydrologische Dreieck* stellt die Wirkung der ergriffenen  
Maßnahmenstrategie auf die Wasserbilanz im Vergleich zum  
Bestand und dem unbebauten Zustand dar.

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 

Quartierstyp 1: Bestand, dicht bebautes Quartier    Q1, Blatt 2

Hydrologisches Dreieck (WaBiLa) 

Wasserbilanz im unbebauten Zustand (Kulturlandschaft)**
Median über alle Referenzgebiete
Bereich in allen Referenzgebieten

Wasserbilanz für das dicht bebaute Quartier
Im Bestand
Mit Maßnahmen im öffentlichen Raum
Mit Maßnahmen im öffentlichen und privaten Raum
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Das Verbesserungspotenzial für 
die urbane Wasserbilanz wird 
durch den Umfang und die Art 
der Maßnahmen beeinflusst. Je 
nachdem, ob eine Umsetzung im 
öffentlichen oder im öffentlichen 
und privaten Raum geplant ist, 
verändert sich daher das 
Verbesserungspotenzial. 

Strategische Schlussfolgerungen für einen möglichst wirksamen Umbau 

Der Schwerpunkt beim Umbau innerhalb der dichten Bebauung liegt aufgrund der Bebauungsdichte und  
Eigentumsverhältnisse auf infrastrukturellen Maßnahmen sowie der Nutzung der Dachflächen.
•  Höchstes Potenzial bei Verminderung des Abflusses
•  Maßnahmen im Straßenraum sind unterirdisch (Zisternen) und oberirdisch (Begrünung) zu realisieren 
•  Anlegen von Baumreihen und Tiny Forests bedarf einer Umstrukturierung der Verkehrsflächen
•  Hohe Wirksamkeit durch Anschluss privater Fallrohre von Steildächern an öffentliches Zisternennetzwerk
•  Aktivierung privater Eigentümerinnen und Eigentümer ausschlaggebend für maximale Wirksamkeit 

Erfordernisse und Grundsätze
•  Aktivierung privater Eigentümer
•  Vereinbarkeit mit Ver- und Entsorgungsleitungen  
und Verkehrssicherungspflicht

•  Berücksichtigung von Schmutzfrachten bei  
Versickerung

•  Gewährleistung einer Durchlüftung begrünter  
Straßenzüge

•  Keine Begrünung ohne Bewässerung
•  Wahl hitzeresistenter Baumarten

Synergien
•  Schaffung vitaler Grünflächen
•  Schaffung neuer Erholungsflächen
•  Hitzeregulierung
•  Reduziertes Verkehrsaufkommen
•  Gesteigerter Aufenthaltskomfort

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Maßgebliche Charakteristika des Quartiertyps auf Basis von 3 charakteristischen Referenzgebieten
• Misch- oder Wohngebiete mit mittlerer bis hoher baulicher Dichte in Nähe zur Innenstadt
• offene Blockrandbebauung mit versiegelten Hinterhöfen oder Gärten, sowie vereinzelter Riegelbau 
• Grünstrukturen im Straßenraum sowie Erholungsflächen sind stellenweise vorhanden

Generalisierte Einordnung der Situation der Niederschlagswasserbewirtschaftung
•  Öffentliche Dach- und Freiflächen (mit Verkehr) rund 28 Prozent ➞ Maßnahmen zu 72 Prozent  
auf privaten Flächen zu realisieren

•  Trotz Bebauungsdichte hoher Anteil an Freiflächen (etwa 40 Prozent) ➞ Potenzial für  
Teilentsiegelung oder Entsiegelung

•  Die meisten Gebäude grenzen an Verkehrsraum, haben Steildach und Anschluss an das Kanalsystem
•  Niederschlagswasser-Abfluss von Dachflächen wird weitgehend unbelastet angenommen
•  Bestehende entsiegelte Freiflächen können erweitert beziehungsweise intensiver begrünt werden

UWRM-Maßnahmen Einfluss öffentlich
•  Umbau beschränkt sich  
auf öffentliches Eigentum

•  kein Umbau im Verkehrsraum
•  Entsiegelung und Begrünung

Einfluss privat und öffentlich
•  Private Dachflächen werden zur  
Niederschlagsableitung genutzt

• Entsiegelung privater Freiflächen 
•  Erweiterung der Grünflächen und 
Baumbestand

Annahmen für Modellierung

Zisternensystem (semizentral)
Straßenbäume Tiny Forest
Teildurchlässiges Pflaster

Quartierstyp 2: Bestand, weniger dicht bebautes Quartier   Q2, Blatt 1

Ausgangssituation im Bestand

Potenziale für die Verbesserung der Wasserbilanz/mögliche Maßnahmen 
Zusammenstellung auf Grundlage der Analysen für 3 charakteristische Referenzgebiete

Veränderter Anteil der Dachflächen öffentlich privat
• Anschluss Steildächer an Zisternennetzwerk < 5 % ca. 50 %

• Extensive Dachbegrünung auf Flachdächern < 5 % < 5 %

Veränderter Anteil der versiegelten Freiflächen öffentlich privat
• Entsiegeln und Begrünen < 5 % ca. 15 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 5 % ca. 20 %

Veränderter Anteil der Verkehrsflächen öffentlich
• Entsiegeln und Begrünen ca. 10 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 10 %

• Umnutzung für Straßenbäume ca. 10 %

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Das hydrologische Dreieck* stellt die Wirkung der ergriffenen  
Maßnahmenstrategie auf die Wasserbilanz im Vergleich zum  
Bestand und dem unbebauten Zustand dar.

Quartierstyp 2: Bestand, weniger dicht bebautes Quartier   Q2, Blatt 2

Hydrologisches Dreieck (WaBiLa) 

Wasserbilanz im unbebauten Zustand (Kulturlandschaft)**
Median über alle Referenzgebiete
Bereich in allen Referenzgebieten

Wasserbilanz für das dicht bebaute Quartier
Im Bestand
Mit Maßnahmen im öffentlichen Raum
Mit Maßnahmen im öffentlichen und privaten Raum
Erreichbare Wasserbilanz je nach Maßnahmenwahl
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** Nutzungstyp Kulturlandschaft, Berücksichtigung 
von Bodeneigenschaften und Niederschlag gemäß 
hydrologischem Atlas 

Verbesserungspotenziale für die urbane Wasserbilanz durch Umbau
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Das Verbesserungspotenzial für 
die urbane Wasserbilanz wird 
durch den Umfang und die Art 
der Maßnahmen beeinflusst. Je 
nachdem, ob eine Umsetzung im 
öffentlichen oder im öffentlichen 
und privaten Raum geplant ist, 
verändert sich daher das 
Verbesserungspotenzial. 

Strategische Schlussfolgerungen für einen möglichst wirksamen Umbau 

Der Schwerpunkt beim Umbau innerhalb der weniger dichten Bebauung liegt aufgrund der Bebauungsdichte und  
Eigentumsverhältnisse auf infrastrukturellen Maßnahmen sowie der Umgestaltung von Oberflächen. 
•  Optimales Bündeln von Maßnahmen ermöglicht Verminderung des Abflusses
•  Maßnahmen im Straßenraum sind unterirdisch (Zisternen) und oberirdisch (Begrünung) zu realisieren 
•  Anlegen von Baumreihen und Tiny Forests bedarf einer Umstrukturierung der Verkehrsflächen
•  Hohe Wirksamkeit durch Anschluss privater Fallrohre von Steildächern an öffentliches Zisternennetzwerk
•  Aktivierung privater Eigentümerinnen und Eigentümer ausschlaggebend für maximale Wirksamkeit

Erfordernisse und Grundsätze
•  Aktivierung privater Eigentümer
•  Vereinbarkeit mit Ver- und Entsorgungsleitungen  
und Verkehrssicherungspflicht

•  Berücksichtigung von Schmutzfrachten bei  
Versickerung

•  Gewährleistung einer Durchlüftung begrünter  
Straßenzüge

•  Keine Begrünung ohne Bewässerung
•  Wahl hitzeresistenter Baumarten

Synergien
•  Schaffung vitaler Grünflächen
•  Schaffung neuer Erholungsflächen
•  Hitzeregulierung
•  Reduziertes Verkehrsaufkommen
•  Gesteigerter Aufenthaltskomfort

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Maßgebliche Charakteristika des Quartiertyps auf Basis von 3 charakteristischen Referenzgebieten
• Frei- oder im Verbund stehende heterogene Bebauung mit mittlerer baulicher Dichte 
• Gebäude orientiert an öffentlichen Aufenthaltsräumen oder entlang von Durchfahrts- sowie Anliegerstraßen
• Öffentliche Aufenthaltsräume und Freiflächen meist versiegelt, Grünanteil hoch durch private Gärten 

Generalisierte Einordnung der Situation der Niederschlagswasserbewirtschaftung
•  Öffentliche Dach- und Freiflächen (mit Verkehr) rund 32 Prozent ➞ Maßnahmen zu 68 Prozent  
auf privaten Flächen zu realisieren

•  Hoher Anteil an Freiflächen (etwa 50 Prozent), vor allem Gärten
•  Gebäude in unmittelbarer Nähe zur Verkehrsflächen 
•  Potenzial Entsiegelung und Reduzierung von Verkehrsflächen gezielt zu steigern, Niederschlag  
lokal zwischenzuspeichern und zur Bewässerung zu nutzen 

•  Direktabfluss von Straßen ist aufgrund des niedrigen Verkehrsaufkommens wenig verschmutzt

UWRM-Maßnahmen Einfluss öffentlich
•  Umsetzung von Drain-Asphalt
•  Niederschlag über Straßen zu  
Versickerungsflächen leiten

Einfluss privat und öffentlich
•  Zisternennetzwerk 
•  Mulden-Rigolen-Systeme mit  
Bäumen im Verkehrsraum

•  Versickerung auf privaten  
Grundstücken erhöhen

Annahmen für Modellierung

Mulden-Rigolen
Straßenbäume

Teildurchlässiges Pflaster

Drain-Asphalt
Zisternensystem

Quartierstyp 3: Bestand, Orts-/Dorfmitte   Q3, Blatt 1

Ausgangssituation im Bestand

Potenziale für die Verbesserung der Wasserbilanz/mögliche Maßnahmen 
Zusammenstellung auf Grundlage der Analysen für 3 charakteristische Referenzgebiete

Veränderter Anteil der Dachflächen öffentlich privat
• Anschluss an Zisternen-/Mulden-Rigolen-System < 5 % ca. 55 %

• Extensive Dachbegrünung auf Flachdächern ca. 5 % < 5 %

Veränderter Anteil der versiegelten Freiflächen öffentlich privat
• Entsiegeln und Begrünen < 5 % ca. 15 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 15 % ca. 20 %

Veränderter Anteil der Verkehrsflächen öffentlich
• Entsiegeln und Begrünen ca. 5 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 10 %

• Verwendung von Drain-Asphalt ca. 35 %

• Umnutzung für Bäume/ Mulden-Rigolen-System ca. 35 %
* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Quartierstyp 3: Bestand, Orts-/Dorfmitte     Q3, Blatt 2

Hydrologisches Dreieck (WaBiLa)

Das hydrologische Dreieck* stellt die Wirkung der ergriffenen  
Maßnahmenstrategie auf die Wasserbilanz im Vergleich zum  
Bestand und dem unbebauten Zustand dar.

Wasserbilanz im unbebauten Zustand (Kulturlandschaft)**
Median über alle Referenzgebiete
Bereich in allen Referenzgebieten

Wasserbilanz für die Orts-/Dorfmitte
 Im Bestand

Mit Maßnahmen im öffentlichen Raum
Mit Maßnahmen im öffentlichen und privaten Raum
Erreichbare Wasserbilanz je nach Maßnahmenwahl
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** Nutzungstyp Kulturlandschaft, Berücksichtigung 
von Bodeneigenschaften und Niederschlag gemäß 
hydrologischem Atlas 

Verbesserungspotenziale für die urbane Wasserbilanz durch Umbau
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Das Verbesserungspotenzial für 
die urbane Wasserbilanz wird 
durch den Umfang und die Art 
der Maßnahmen beeinflusst. Je 
nachdem, ob eine Umsetzung im 
öffentlichen oder im öffentlichen 
und privaten Raum geplant ist, 
verändert sich daher das 
Verbesserungspotenzial. 

Strategische Schlussfolgerungen für einen möglichst wirksamen Umbau 

Der Schwerpunkt beim Umbau in der Orts-/Dorfmitte liegt auf flächenhaften Maßnahmen mittels  
teildurchlässiger Bodenbeläge und der Nutzung von infrastrukturellen Maßnahmen zur Versickerung. 
• Großes Potenzial bei Verminderung des Abflusses zu Gunsten von Versickerung
• Abflussverhalten kann schon durch Einflussnahme im öffentlichen Raum signifikant beeinflusst werden 
• Verändern von Verkehrsflächen bietet Potenzial
• Hohe Wirksamkeit durch Anschluss privater Fallrohre von Steildächern an Zisternen und Mulden-Rigolen-Systeme
• Aktivierung privater Eigentümerinnen und Eigentümer erhöht Wirksamkeit signifikant 

Erfordernisse und Grundsätze
•  Frühzeitige Kommunikation zur Schaffung  

von Akzeptanz
•  Berücksichtigung der Multifunktionalität öffentlicher 

Plätze und der Verkehrssicherungspflicht
•  Vereinbarkeit mit Ver- und Entsorgungsleitungen  
im Untergrund 

•  Aktivierung privater Eigentümer für maximale  
Wirksamkeit

•  Keine Begrünung ohne Bewässerung
•  Wahl hitzeresistenter Baumarten

Synergien
•  Erhöhte Verfügbarkeit von Wasser zur lokalen  

Hitzeregulierung 
•  Schaffung vitaler Grünflächen
•  Gesteigerter Aufenthaltskomfort

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102
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Maßgebliche Charakteristika des Quartiertyps auf Basis von 3 charakteristischen Referenzgebieten
•  Meist eingeschossige Hallenkomplexe oder mehrgeschossige einzelnstehende Gebäude zur Büronutzung
•  Sehr hoher Versiegelungsgrad trotz geringer Dichte der Gebäudestruktur 
•  Erholungsflächen sind in der Regel nicht vorhanden, kaum Straßenbegleitgrün

Generalisierte Einordnung der Situation der Niederschlagswasserbewirtschaftung
•  Öffentliche Dach- und Freiflächen (mit Verkehr) rund 13 Prozent ➞ Maßnahmen zu 87 Prozent  
auf privaten Flächen zu realisieren

•  Hoher Anteil an Freiflächen (etwa 52 Prozent)
•  Gebäude haben fast ausschließlich Flachdächer ➞ Niederschlagswasser sammeln und nutzen 
•  Frei- und Verkehrsflächen durch gewerbliche Nutzung verschmutzt,  
Versickerung bedarf Schutzmaßnahmen/Filterung

•  Der Verkehrsraum ist meist geradlinig und weiträumig

UWRM-Maßnahmen Einfluss öffentlich
•  Umbau beschränkt sich auf  
öffentliches Eigentum

•  Kleinräumig Entsiegelung und  
Begrünung von Gehwegen

Einfluss privat und öffentlich
•  Anlegen privater Gründächer
•  Ausbau eines Mulden-Rigolen-Systems 
im Verkehrsraum

•  Entsieglung und Begrünung

Annahmen für Modellierung

Mulden-Rigolen-Systeme 
extensiv intensiv

Entsiegelung/Begrünung

Dachbegrünung:

Quartierstyp 4: Bestand, Gewerbe- und Industriegebiet    Q4, Blatt 1

Ausgangssituation im Bestand

Potenziale für die Verbesserung der Wasserbilanz/mögliche Maßnahmen 
Zusammenstellung auf Grundlage der Analysen für 3 charakteristische Referenzgebiete

Veränderter Anteil der Dachflächen privat
• Extensive Dachbegrünung auf Flachdächern ca. 30-35 %

• Intensive Dachbegrünung auf Flachdächern ca. 30-35 %

Veränderter Anteil der versiegelten Freiflächen öffentlich privat
• Umnutzung für Mulden-Rigolen-System < 5 % ca. 30 %

• Entsiegeln und Begrünen < 5 % ca. 10 %

Veränderter Anteil der Verkehrsflächen öffentlich
• Entsiegeln und Begrünen ca. 5 %

• Teildurchlässige Bodenbeläge (2-10%) ca. 5 %

• Umnutzung für Mulden-Rigolen-System ca. 50 %

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102

Anhang 2 zur UWRM-Strategie BW 
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Quartierstyp 4: Bestand, Gewerbe- und Industriegebiet    Q4, Blatt 2

Hydrologisches Dreieck (WaBiLa)

Das hydrologische Dreieck* stellt die Wirkung der ergriffenen  
Maßnahmenstrategie auf die Wasserbilanz im Vergleich zum  
Bestand und dem unbebauten Zustand dar.

Wasserbilanz im unbebauten Zustand (Kulturlandschaft)**
Median über alle Referenzgebiete
Bereich in allen Referenzgebieten

Wasserbilanz für die Orts-/Dorfmitte
 Im Bestand

Mit Maßnahmen im öffentlichen Raum
Mit Maßnahmen im öffentlichen und privaten Raum
Erreichbare Wasserbilanz je nach Maßnahmenwahl

Verdunstung

VersickerungAb
flu

ss

100% 0%

100% 0%

0% 100%

70% 30%

30%

70%
30%

70%

** Nutzungstyp Kulturlandschaft, Berücksichtigung 
von Bodeneigenschaften und Niederschlag gemäß 
hydrologischem Atlas 

Verbesserungspotenziale für die urbane Wasserbilanz durch Umbau
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Das Verbesserungspotenzial für 
die urbane Wasserbilanz wird 
durch den Umfang und die Art 
der Maßnahmen beeinflusst. Je 
nachdem, ob eine Umsetzung im 
öffentlichen oder im öffentlichen 
und privaten Raum geplant ist, 
verändert sich daher das 
Verbesserungspotenzial. 

Strategische Schlussfolgerungen für einen möglichst wirksamen Umbau 

Der Schwerpunkt beim Umbau des Gewerbe- und Industriegebiets liegt hinsichtlich der geringen Verfügbarkeit  
öffentlicher Flächen auf einer Mobilisierung privater Eigentümer zur Nutzung von Freiflächen und Dächern.
•  Einflussnahme auf Wasserhaushaltsbilanz nur durch Aktivierung privater Eigentümerinnen und Eigentümer möglich 
•  Höchstes Potenzial bei Verminderung des Abflusses
•  Extensive- und intensive Dachbegrünung auf Flachdächern etablieren
•  Versickerung unter Vermeidung von Schadstoffeinträgen befördern 
•  Verfügbaren Straßenraum effektiv für Mulden-Rigolen-Systeme nutzen

Erfordernisse und Grundsätze
• Aktivierung privater Eigentümer dringend erforderlich
•  Vereinbarkeit mit Ver- und Entsorgungsleitungen und 
Verkehrssicherungspflicht

•  Sicherung der Wasserqualität bei der Versickerung 
(Schmutzfrachten und Gefahrenstoffe) zum Beispiel 
durch Filter

•  Keine Begrünung ohne Bewässerung
•  Wahl hitzeresistenter Baumarten

Synergien
•  Potenzial Dachflächen in gewerbliche Prozesse  

zu integrieren (zum Beispiel zur betrieblichen  
Verwendung)

•  Hitzeregulierung für Mikro- und Innenklima

* Modellierung mit WABILA nach DWA-A 102
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Abkürzungsverzeichnis

BauGB Baugesetzbuch

BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

BMUV Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

DWA Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V.

FAQ Frequently Asked Questions

IKZ Interkommunale Zusammenarbeit

IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change

KLAK Klimaanpassungskonzept

KlimaG Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg

KLIWA  Länder- und fachübergreifendes Kooperationsvorhaben Klimaveränderungen  
und Konsequenzen für die Wasserwirtschaft

LAWA Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser

LBO Landesbauordnung

LUBW Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg

RCP Representative Concentration Pathways

SenStadt Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin

StMUV Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz

UBA Umweltbundesamt

UMBW Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg

UWRM Urbanes Wasserressourcenmanagement

WABILA Wasserbilanz-Expert Software-Tool

WHG Wasserhaushaltsgesetz
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